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Biden will keine F-16-Jets liefern
USA erteilen ukrainischer Forderung nach Kampfflugzeugen eine Absage / Diskussion um Rückkehr der Wehrpflicht

KIEW/MOSKAU (dpa). Die Uk-
raine stößt mit ihrer Forderung
nach Kampfjets nicht nur in
Deutschland auf Vorbehalte.
Die USA würden keine F-16-
Jets liefern, stellte Präsident Joe
Biden klar. Bundeskanzler Olaf
Scholz warb derweil in Brasi-
lien um Munition für die an Ki-
ew abgegebenen Flugabwehr-
panzer Gepard, holte sich aber
eine Absage.
US-Präsident Biden beantwor-

tete die Frage einer Reporterin
„Werden die USA der Ukraine
F-16 zur Verfügung stellen?“, in
Washington mit „Nein“. Bislang
hatte es geheißen, dass die US-
Regierung kein bestimmtes
Waffensystem ausgeschlossen
habe und die Unterstützung
nach dem ausrichte, was die
Ukraine brauche.
Offener zeigte sich der franzö-

sische Präsident Emmanuel
Macron mit Blick auf Kampf-
fllf ugzeuge. „Prinzipiell ist nichts
verboten“, sagte Macron in Den
Haag. Zunächst müsse Kiew
eine „offizielle Anfrage“ stellen.
Zudem dürften die Waffen
nicht eskalierend wirken und
keinen russischen Boden be-
rühren, sondern nur zur Ab-

wehr benutzt werden. Auch
dürfe die französische Armee
nicht geschwächt werden.
Litauens Staatspräsident Gita-

nas Nauseda plädierte hin-
gegen klar dafür, bisherige „ro-
te Linien“ zu überschreiten. Die
von der Ukraine geforderten
Kampfflugzeuge und Raketen
mit größerer Reichweite seien
eine „unverzichtbare militäri-
sche Hilfe“. Im Krieg stehe ein
Wendepunkt bevor. Es sei
„wichtig, dass wir unverzüglich

handeln“, sagte der Staatschef
dem litauischen Fernsehen.
Auf den Weg gebracht hat das

US-Militär nach eigenen Anga-
ben die zugesagten 60 Schüt-
zenpanzer Bradley für die Ukrai-
ne. Frankreich und Australien
wollen der Ukraine gemeinsam
Artilleriemunition liefern.
Deutschland tut sich schwer,
Munition für die bereits an die
Ukraine abgegebenen 30 Ge-
pard-Flugabwehrpanzer aufzu-
treiben. Eine neue Fabrik des

Rüstungskonzerns Rheinmetall
zur Herstellung dieser Munition
wird wohl erst im Juni starten.
Brasilien will die Zwischen-

zeit nicht mit Munition aus Vor-
räten überbrücken, wie Präsi-
dent Luiz Inácio Lula da Silva
bei einem Besuch von Kanzler
Scholz klarstellte. Lula sagte:
„Brasilien ist ein Land des Frie-
dens. Und deswegen will Brasi-
lien keinerlei Beteiligung an
diesem Krieg – auch nicht indi-
rekt.“ Stattdessen schlug er
eine Friedensinitiative vor und
brachte Brasilien und China als
Vermittler zwischen Russland
und der Ukraine ins Spiel.
Unterdessen hat FDP-Chef

Christian Lindner jeder Diskus-
sion über eine Rückkehr zur
Wehrpfllf icht eine Absage erteilt.
„Die Wehrpflicht steht für die
FDP überhaupt nicht zur De-
batte. Das ist eine Gespenster-
diskussion. Alle Kraft muss da-
rauf konzentriert werden, die
Bundeswehr als hochprofessio-
nelle Armee zu stärken“, sagte
Lindner. Die junge Generation
habe durch die Pandemie zu-
dem „so viel verloren, dass
jetzt nicht noch über eine neue
Dienstpfllf icht spekuliert werden

sollte“. Zuvor hatte schon die
FDP-Verteidigungspolitikerin
Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann für den Fall einer Rück-
kehr zum Wehrdienst auf weit-
reichende Folgen für Wirtschaft
und Gesellschaft hingewiesen.

Der Reservistenverband
sprach sich hingegen für eine
Wiedereinführung der Wehr-
pflicht aus. „Die Bundesrepub-
lik Deutschland ist nicht zu ver-
teidigen, wenn es denn sein
müsste, wenn wir keine Wehr-
pfllf icht haben“, sagte Verbands-
präsident Patrick Sensburg dem
TV-Sender „Welt“.
In der vergangenen Woche

hatte der neue Verteidigungs-
minister Boris Pistorius (SPD)
die Aussetzung der Wehrpfllf icht
durch die schwarz-gelbe Bun-
desregierung im Jahr 2011 als
Fehler bezeichnet.

Bayern verlängert
Abgabefrist

BERLIN (dpa). Bayern verlän-
gert im Alleingang die Frist für
die Abgabe der Grundsteuerer-
klärung. Grundstückseigentü-
mer sollen drei Monate länger
Zeit bekommen, also bis Ende
April, wie Finanzminister Al-
bert Füracker (CSU) am Diens-
tag in München sagte. Andere
Bundesländer, darunter auch
Hessen und Rheinland-Pfalz,
lehnten eine solche erneute
Verlängerung der Frist, die am
31. Januar ablief, umgehend
ab. Bundesweit hatten viele
Eigentümerinnen und Eigentü-
mer von Grundstücken kurz
vor Ablauf der Frist ihre
Grundsteuererklärung noch
nicht abgegeben. Wie ein Spre-
cher des Bundesfinanzministe-
riums sagte, seien bis Montag
etwa 71,36 Prozent der Erklä-
rungen eingegangen.

Berlin: Neuwahl
kann stattfinden
KARLSRUHE (dpa). Die pan-

nenreiche Abgeordnetenhaus-
Wahl von 2021 kann wie ge-
plant am 12. Februar in Berlin
komplett wiederholt werden.
Das Bundesverfassungsgericht
lehnte es im Eilverfahren ab,
kurz vor der Abstimmung eine
Verschiebung anzuordnen. Eine
Begründung dafür gibt es zu-
nächst nicht, sie werde nachge-
liefert, wie das Gericht mitteilte
(Az. 2 BvR 2189/22). Mit der
Entscheidung herrscht einer-
seits endlich Planungssicherheit
– schließlich sind die Vorberei-
tungen längst in vollem Gange,
viele Briefwähler haben schon
abgestimmt. Andererseits steht
die Wiederholungswahl weiter
unter Vorbehalt. Denn über die
eigentliche Verfassungsbe-
schwerde der mehr als 40 Klä-
gerinnen und Kläger hat das
Gericht noch nicht entschieden.
Und vor dem Wahltag ist das
auch nicht mehr zu erwarten.
Der Berliner Verfassungsge-
richtshof hatte die Wahl vom
26. September 2021 insgesamt
für ungültig erklärt, nachdem
es in mehreren Wahlkreisen zu
Unstimmigkeiten und Verfah-
rensfehlern gekommen war.

Die Ukraine fordert die Ausrüstung mit Kampfflugzeugen. Die USA
werden F-16-Jets nicht ins Kriegsgebiet liefern. Archivfoto: dpa

Zu wenige Erfolge gegen die Korruption
Deutschland tritt im Kampf gegen Bestechung auf der Stelle / Ungarn unrühmlicher Spitzenreiter im Index

BERLIN (dpa). Bei der Be-
kämpfung von Korruption in
Politik und Verwaltung tritt
Deutschland seit nunmehr
zehn Jahren auf der Stelle. Das
geht aus dem Korruptions-
wahrnehmungsindex 2022
hervor, den die Organisation
Transparency International am
Dienstag veröffentlichte. Hier
erreichte die Bundesrepublik
im vergangenen Jahr 79 Punk-
te, exakt so viel wie im Index
für das Jahr 2012.
Um hier insgesamt Fortschrit-

te zu erzielen, sei es wichtig,
die Korruptionsbekämpfung in

die Nationale Sicherheitsstra-
tegie aufzunehmen, an der die
Bundesregierung aktuell arbei-
tet, sagte die Vorsitzende von
Transparency Deutschland,
Alexandra Herzog. Konkret
müssten etwa die Geldwäsche-
aufsicht und die Strafverfol-
gungsbehörden entsprechend
ausgestattet werden. Ihre Stell-
vertreterin, Margarete Bause,
sagte, Skandale wie die Mas-
kenaffäre oder der Cum-Ex-Be-
trug hätten zwar ein Schlag-
licht auf die in Deutschland
existierenden Probleme gewor-
fen, gehandelt werde aber stets

„zu langsam, zu zögerlich und
zu wenig ambitioniert“.
Zu den europäischen Län-

dern, bei denen die Erfolgskur-
ve im Kampf gegen Korruption
in den zurückliegenden zehn
Jahren nach oben zeigte, gehö-
ren die baltischen Staaten Lett-
land, Litauen und Estland.
Positiv wird auch die Entwick-
lung in Griechenland beurteilt,
das zwar mit 52 Punkten im-
mer noch nicht besonders gut
dasteht, aber immerhin 16
Punkte hinzugewann.
Ganz anders sieht es laut

Transparency International in

Ungarn aus, das in diesem In-
dex 2022 Bulgarien als der EU-
Staat mit dem schlechtesten
Wert ablöste. Ungarn sackte
demnach im Zeitraum von
zehn Jahren um 13 Punkte auf
42 Punkte ab und liegt damit
auf einem Niveau mit unter
anderem Kuwait und Vietnam.
Mit dem gleichen Tempo auf

Talfahrt befindet sich die Tür-
kei, die in dem Index aktuell
einen Wert von 36 Punkten er-
reicht. Gegenüber dem Vorjahr
verlor sie zwei Punkte. Seit
2012 büßte die Türkei 13 Punk-
te ein.

Die Handschellen klicken oft erst spät: Deutschland agiere im
Kampf gegen Korruption zu langsam und zu zögerlich, heißt es
von der Organisation Transparency International. Foto: dpa

Eine neue Studie bringt die Forderung nach einem Tempolimit zurück auf die Agenda:
Der CO2-Ausstoß könne deutlicher gesenkt werden als bisher berechnet. . AUS ALLER WELT

Argument für ein Tempolimit?
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Das ist eine
Gespensterdiskussion.

FDP-Chef Christian Lindner zur
aufflammenden Debatte um eine
Reaktivierung der Wehrpflicht
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„Kocon“ kommt in die Kita
50.000 Euro für Kunst am Bau /
Zustimmung notwendig. ® SEITE 7
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Entwürfe werden vorgestellt
Donnerstag: Info-Veranstaltung zum
ehemaligen Stadtfriedhof. ® SEITE 9

FCK braucht neue Ziele
Mannschaft hält weiter an Jagd nach
der 40-Punkte-Marke fest. ® SEITE 9
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„Anradeln 2023“ beim
Zweiradhaus Mayer

Von Mittwoch, 1. bis Sams-
tag, 4. Februar gibt es beim
Zweiradhaus Mayer, Bahn-
hofstraße 70a, erstmalig eine
Winter-Aktion. An diesen
vier Tagen profitieren Kunden
von tollen Rabatten beim
Kauf ihres Wunschrades. Die
Rabatte reichen von 300 bis
800 Euro – je nach Wert des
gekauften Fahrrades. Vorbei-
schauen lohnt allemal, denn
ab einem Einkaufswert von
50 Euro nimmt jeder Kunde
automatisch an der großen
Verlosung teil.
® SEITE 9
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Hackerangriff
auf Medien

MOSKAU (dpa). In Russland
hat es am Montag einen großen
Hackerangriff auf mehrere
Staatsmedien und Tageszeitun-
gen gegeben. Betroffen waren
unter anderem die Staatsagen-
tur Tass und die Online-Auftrit-
te der Zeitungen „Iswestija“
und „Kommersant“. Auf der
Internetseite von „Iswestija“ er-
schien ein Banner des Hacker-
kollektivs „Anonymous“. „Wir
fordern Sie dringend auf, diesen
Wahnsinn zu stoppen, schicken
Sie Ihre Söhne und Ehemänner
nicht in den sicheren Tod. Pu-
tin bringt uns zum Lügen und
bringt uns in Gefahr“, hieß es
in dem Aufruf der Hacker.

Mordprozess
beginnt

BAD KREUZNACH (epd). Vor
dem Landgericht Bad Kreuz-
nach beginnt am 21. März der
Prozess gegen einen 50-jähri-
gen Mann, der im vergangenen
September im Streit um die
Maskenpflicht einen jungen
Tankstellen-Mitarbeiter in Idar-
Oberstein erschossen haben
soll. Bis Mitte Mai seien insge-
samt zwölf Verhandlungster-
mine festgelegt worden, teilte
das Gericht am Montag mit.
Die Staatsanwaltschaft wirft
dem bislang nicht vorbestraf-
ten Angeklagten Mord und il-
legalen Waffenbesitz vor.

Baerbock:
Werden alle
aufnehmen

BERLIN (dpa/epd). Außenmi-
nisterin Annalena Baerbock
(Grüne) hat weitere humani-
täre Hilfen für die Menschen
in der Ukraine angekündigt.
16 Millionen Euro seien be-
reits auf den Weg gebracht,
weitere würden folgen, sagte
sie nach einem Gespräch mit
dem slowenischen Außenmi-
nister Anze Logar. Mit Blick
auf die aus der Ukraine flie-
henden Menschen fügte Baer-
bock hinzu, gemeinsam mit
den osteuropäischen Nach-
barn stehe man an der Gren-
ze zur Ukraine zusammen,
um den Menschen vor Ort di-
rekt zu helfen und um sie wei-
ter in alle europäischen Län-
der bringen zu können. Euro-
pa stehe „an der Seite der Uk-
rainerinnen und Ukrainer,
und wir werden alle aufneh-
men“.

1800 Flüchtlinge
bereits in Deutschland

Das UN-Flüchtlingshilfswerk
(UNHCR) berichtete, dass seit
Kriegsbeginn 422 000 Men-
schen aus der Ukraine in be-
nachbarte Länder geflohen
seien. In den vergangenen Ta-
gen erreichten 1800 aus dem
Kriegsgebiet in der Ukraine
geflohene Menschen Deutsch-
land. Das sagte ein Sprecher
des Bundesinnenministeriums
am Montag in Berlin. Dabei
handelt es sich nach Angaben
aus Sicherheitskreisen haupt-
sächlich um Ukrainer, aber
auch einige Menschen aus an-
deren Staaten, beispielsweise
ausländische Studenten.

3,6 Milliarden Menschen besonders gefährdet
Weltklimarat schlägt Alarm: Die Erderwärmung stellt eine ernsthafte und steigende Bedrohung dar

BERLIN/GENF (dpa). Bis zu
3,6 Milliarden Menschen le-
ben dem Weltklimarat zufolge
bereits in einem besonders
vom Klimawandel gefährde-
ten Umfeld. „Die Auswirkun-
gen, die wir heute sehen, tre-
ten viel schneller auf und sind
zerstörerischer und weitrei-
chender als vor 20 Jahren er-
wartet“, heißt es in dem am
Montag veröffentlichten Be-
richt des Weltklimarates
(IPCC) zu den Folgen des Kli-
mawandels. Weitere Men-
schen, die in ihrer Heimat
kein Auskommen mehr ha-
ben, würden zur Migration ge-
zwungen. Die Regierungen tä-
ten noch lange nicht genug,
um die schlimmsten Gefahren
abzuwenden.

Der Klimarat verlangt funda-
mentale gesellschaftliche Ver-
änderungen. Die Energie müs-
se sauber, die Wegwerfmenta-
lität beseitigt werden. Städte

und Landwirtschaft müssten
nachhaltig und die Mobilität
verändert werden: mehr Rad-
statt Autofahren, mehr Zug-
fahren statt Fliegen.

„Wir haben ein schrumpfen-
des Zeitfenster“, warnte der
Co-Vorsitzende der IPCC-
Arbeitsgruppe, der deutsche
Meeresbiologe Hans-Otto
Pörtner. Auch die Bundesre-
gierung tue sich bei der Klima-
politik nicht hervor: „Für die
Ambitionen kriegt sie eine
Drei und für die Umsetzung
eine Vier minus bisher“, sagte
er.
„Einige wenige Länder treten

die Rechte des Rests der Welt
mit Füßen“, wetterte UN-Ge-
neralsekretär António Guter-
res. „Einige wenige Unterneh-
men streichen reiche Gewinne
ein, während sie die Rechte
der Ärmsten und Schwächsten
ignorieren.“ Dass Regierungen
ihre Aufgaben nicht machten,

sei kriminell. Der amtierende
Präsident der Weltklimakonfe-
renz, Alok Sharma, rief Staa-
ten in aller Welt auf, ihre Kli-
maziele nachzuschärfen. Die
Länder müssten ihre Ziele für
das Jahr 2030 erhöhen und sie
dringend umsetzen, schrieb
Sharma mit seinem ägypti-
schen Nachfolger Sameh
Shoukry und der UN-Klima-
chefin Patricia Espinosa in
einem gemeinsamen State-
ment. Beim UN-Klimagipfel in
Glasgow hatten sich die Staa-
ten im vergangenen Novem-
ber dazu bekannt, die Erd-
erhitzung auf 1,5 Grad begren-
zen und dazu ihre nationalen
Klimaziele bis spätestens zum
Jahresende nachschärfen zu
wollen.

Angriffe trotz Verhandlungen
Russland und die Ukraine reklamieren Erfolge für sich / Sanktionen treten Stück für Stück in Kraft

KIEW/MOSKAU (dpa). Erstmals
seit Beginn des Krieges haben
Russland und die Ukraine offi-
ziell über ein Ende der Kampf-
handlungen verhandelt. Die
russischen Angriffe gingen auf
Befehl von Präsident Wladimir
Putin trotz der Gespräche wei-
ter. Aus der Hauptstadt Kiew
mit ihren 2,8 Millionen Einwoh-
nern wurden am Montagabend
heftige Explosionen gemeldet,
genauso wie aus der Millionen-
stadt Charkiw. Putin hatte am
vergangenen Donnerstag eine
„militärische Spezialoperation“
angeordnet, um die Ukraine zu
entmilitarisieren und die aus
seiner Sicht nationalistische
Führung zu stürzen.
Vor den Verhandlungen waren

die Hoffnungen des ukraini-
schen Präsidenten Wolodymyr
Selenskyj auf ein Ende der Inva-
sion gering. Die Delegationen
trafen sich an der ukrainisch-be-
larussischen Grenze. Die Ge-
spräche endeten nach mehr als
fünf Stunden ohne greifbares

Ergebnis. „Wir reisen zu Bera-
tungen in die Hauptstädte zu-
rück“, sagte der ukrainische
Präsidentenberater Mychajlo
Podoljak vor Journalisten. Der
Leiter der russischen Delega-
tion, Wladimir Medinski, sagte
der Agentur Interfax zufolge:
„Wir haben vor allem verein-
bart, den Verhandlungsprozess
fortzusetzen.“ Das nächste Tref-
fen sei in den kommenden Ta-
gen an der polnisch-belarussi-
schen Grenze geplant.

Macron telefoniert
mit Putin

Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron forderte Putin in
einem Telefongespräch auf, die
Offensiven gegen Zivilisten zu
beenden. Für die Berichte von
den Schauplätzen der Gefechte
und Kämpfe – beide Seiten re-
klamierten Erfolge – sowie über
die Zahl der Opfer auf beiden
Seiten gab es keine unabhängi-
ge Bestätigung. Das ukrainische

Gesundheitsministerium be-
richtete von 352 getöteten Zivi-
listen, mindestens 2040 Zivilis-
ten seien verletzt worden. Nach
Angaben des ukrainischen Ge-
neralstabs starben seit Beginn
des Krieges 4500 russische Sol-
daten. Russland räumte Verlus-
te ein, nannte aber keine Zah-
len. Zur Öffnung der Finanz-
märkte am Montag traten die

neuen EU-Sanktionen gegen die
russische Zentralbank in Kraft.
Die USA folgten dem Schritt.
Nach Angaben der Europäi-
schen Union besteht nun ein
Verbot, mit der Zentralbank Ge-
schäfte zu machen. Alle ihre
Vermögenswerte in der EU sind
eingefroren. Die Notenbank in
Moskau kann nun weltweit kei-
ne Geschäfte in US-Dollar mehr
abwickeln, wie ein ranghoher
Vertreter des Weißen Hauses in
Washington erklärte. Zusam-
men mit den Sanktionen der
Verbündeten sei der Großteil
der russischen Devisenreserven
im Wert von rund 630 Milliar-
den US-Dollar nun de facto blo-
ckiert. Die Strafmaßnahme
gegen die Zentralbank gilt als
mindestens so schwerwiegend
wie der in Kürze geplante Aus-
schluss russischer Finanzinsti-
tute aus dem Banken-Kommu-
nikationsnetzwerk Swift. Die
Schweiz übernahm die EU-
Sanktionen gegen Russland. Die
russische Landeswährung, der

Rubel, fiel angesichts der neuen
Sanktionen stark. Die russische
Zentralbank sah sich gezwun-
gen, ihren Leitzins drastisch um
10,5 Punkte auf 20 Prozent zu
erhöhen.
Die EU setzte die Sanktionen

gegen Oligarchen aus dem Um-
feld von Russlands Präsident
Wladimir Putin in Kraft. Damit
werden unter anderem ihre Ver-
mögenswerte in der EU einge-
froren, wie am Montagabend
aus einer Veröffentlichung her-
vorging. Die Atommacht Russ-
land versetzte ihre Abschre-
ckungswaffen – wie von Putin
befohlen – in erhöhte Alarmbe-
reitschaft. Westliche Politiker
werteten das als unverhohlene
Drohung mit Atomwaffen, ob-
wohl Putin nicht explizit davon
gesprochen hatte. Verteidi-
gungsminister Sergej Schoigu
sagte, die strategischen Rake-
tentruppen, die Nord- und die
Pazifik-Flotte und die Teile der
Luftwaffe seien nun in erhöhter
Alarmbereitschaft.

Abgestorbene Bäume im Taunus: Der Klimawandel verursacht ge-
fährliche und weitreichende Störungen in der Umwelt. Foto: epd

. Der Fußball-Weltverband
FIFA will Russland nach Infor-
mationen der Deutschen Pres-
se-Agentur wegen der Invasion
in die Ukraine von seinen
Wettbewerben suspendie-
ren. Damit dürfte die National-
mannschaft aus Russland nicht
an den WM-Play-offs im März
und auch nicht an der Welt-
meisterschaft in Katar am Jah-
resende teilnehmen.

FUSSBALL-WM
OHNE RUSSLAND

Ukrainische Soldaten inspizieren ein beschädigtes
Militärfahrzeug nach Kämpfen in Charkiw. Die
ostukrainische Millionenstadt wurde Ziel von
heftigen russischen Raketenangriffen.
Foto: dpa
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Regelkonform im Amt
Pfälzerwaldverein: Neuwahlen
mussten wiederholt werden. ® SEITE 7

Zentrale Feier für Taufbewerber
Gottesdienst mit Bischof in der
Dom-Krypta. ® SEITE 7

WETTER

Heute

® FERNSEHEN / WETTER

-4° - 8°

Dienstag, 1. März 2022 . 1,20 Amtliches Organ der Stadtverwaltung Schifferstadt 118. Jahrgang . Nr. 50

INHALT

Lokal 7

Notrufe 8

Sudoku 8

Rätsel 8

Roman 10

Fernsehen/Wetter 11

Anzeigen 12

KONTAKT

Schifferstadter Tagblatt
Bahnhofstraße 70
67105 Schifferstadt

Telefon 06235/92690

Abonnenten-Service:
Telefon 92690 • Telefax 926933
info@schifferstadter-tagblatt.de

Anzeigenabteilung:
Telefon 92690 • Telefax 926933
anzeigen@schifferstadter-
tagblatt.de

Redaktion:
Telefon 92690 • Telefax 926933
redaktion@schifferstadter-
tagblatt.de

Internet und Soziale Medien:
Kostenlose Newsletter:
www.schifferstadter-
tagblatt.de/newsletter
www.schifferstadter-
tagblatt.de
facebook
www.facebook.com/
schifferstadter.tagblatt
Instagram
@schifferstadtertagblatt
Twitter
@STagblatt

Öffnungszeiten des
Verlagsbüros:
Montag, Dienstag, Donnerstag
und Freitag: 8 bis 12 Uhr.
Telefonisch erreichen Sie uns:
Montag, Dienstag, Donnerstag
und Freitag 8 bis 12 und 14 bis 16
Uhr. Mittwochs von 9 bis 12 Uhr.
Sollten Sie Ihr Tagblatt nicht erhal-
ten haben, melden Sie uns dies -
gerne auch per Mail - bis spätes-
tens 11 Uhr.

Start in die Saison
Schreiwer Hais’l: Evelyn Sandmann
am Sonntag zu Gast. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL
Speyerer Modellbautage
im Technik-Museum
Ob Eisenbahn-, Raumschiff-,
Fahrzeug- oder Flugzeugmo-
delle; nicht selten weckt der
Anblick der liebevoll gestalte-
ten Stücke Kindheitserinnerun-
gen. Die Faszination für dieses
Hobby zieht Jung und Alt in
ihren Bann. Kein Wunder also,
dass es viele Interessensge-
meinschaften und Veranstal-
tungen zu diesem Thema gibt.
® SEITE 9
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Bratlinge mit
dem gewissen Etwas
Rezept mit Quinoa

TV-Perle im Ersten:
„Eine fremde Tochter“
Unser „Film der Woche“

Auto oder 20.000 €
gewinnen!

Den Schatz
bewahren

rtv-Gespräch mit KATHARINA
WACKERNAGEL

über die Neuauflage einer Kult
serie

Das Fernsehmagazin Ihrer Zeitung

Heute mit Ihrer

Alle Spielfilme bewertet
Alle Wochen-Highlight

s
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Veränderte Arbeitsprozesse
Rückblick: Die Stadtbücherei vor und
während der Pandemie. ® SEITE 7

Saunakarten-Aktion
Besonderes Rabatte in den Kreisbä-
dern rund um Ostern. ® SEITE 7
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gerne auch per Mail - bis spätes-
tens 11 Uhr.
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Der große Traum vom Musical
Broadway-Feeling in der Pfalz:
9 to 5-Musical hat Premiere. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

Mit Frühlingsboten
etwas Farbe in die
krisengeschüttelte Welt
bringen
Nach zwei Jahren coronabe-
dingter Zwangspause wagte
sich der Evangelische Frauen-
bund, mit frühlingshaftem
Ambiente in Erscheinung zu
treten. „Gerade in dieser be-
drückenden und krisenge-
schüttelten Zeit ist es für uns
ein Anliegen, ein besonderes
Zeichen zu setzen und mit
Frühlingsboten etwas Farbe in
die Welt zu bringen“, erklärte
die Ansprechpartnerin des
Evangelischen Frauenbundes,
Renate Lenhard, im Gespräch
mit dem Tagblatt.
® SEITE 9

MOSKAU/KIEW (dpa). Auf An-
ordnung von Russlands Präsi-
dent Wladimir Putin müssen
westliche Staaten Konten bei der
Gazprombank eröffnen, um
weiter russisches Gas zu be-
kommen. Andernfalls würden
die Lieferungen eingestellt,
drohte Putin am Donnerstag in
Moskau an. Dazu unterzeichne-
te der Kremlchef ein Dekret, das
an diesem Freitag in Kraft tritt.
Demnach kann auf das russi-
sche Konto weiter in Euro oder
Dollar eingezahlt werden. Die
Gazprombank konvertiert das
Geld in Rubel und überweist
dann an Gazprom. Deutschland
und andere westliche Staaten
pochen darauf, weiter in Euro
und Dollar zu zahlen.
Die Kämpfe in der Ukraine gin-

gen unterdessen in die sechste
Woche. Nach Erkenntnissen der
Nato ließen die Russen ihrer An-
kündigung, Truppen zurückzu-
ziehen, keine Taten folgen. Auch
die ukrainischen Behörden be-
richteten ungeachtet der ange-
kündigten militärischen Deeska-
lation von weiteren Kämpfen.
Unabhängig überprüfen ließ
sich dies nicht. Unklar war
auch, ob die Bemühungen Er-

folg hatten, Menschen vor Hun-
ger und Zerstörung aus der be-
sonders hart umkämpften Ha-
fenstadt Mariupol zu retten.
Putin drohte im Staatsfernse-

hen damit, Lieferungen für „un-
freundliche“ Länder einzustel-
len, wenn sie sich nicht an die
neuen Regeln hielten. „Wir be-
schäftigen uns nicht mit Wohl-
tätigkeit.“ Zuvor hatte Kreml-
sprecher Dmitri Peskow bestä-
tigt, dass Deutschlandwohl wei-
ter wie bisher in Euro für Gaslie-

ferungen bezahlen könne. Ita-
liens Ministerpräsident Mario
Draghi sagte nach einem Telefo-
nat mit Putin, auch alle anderen
Staaten in Europa könnten ihre
Rechnung weiter in Euro oder
Dollar begleichen. Auch vielen
Experten scheint unklar, was
Putin genau bezweckt. Nach
Einschätzung westlicher Ge-
heimdienste wurde der russi-
sche Präsident teils falsch über
die Lage imKrieg informiert. Pu-
tins Berater hätten Angst, ihm

dieWahrheit zu sagen, sagte der
Chef der britischen Geheim-
dienstbehörde GCHQ, Jeremy
Fleming. Zuvor hatte sich die
US-Regierung ähnlich geäußert.
Der Kreml wies das zurück.

Stoltenberg: „Einheiten
positionieren sich neu“

Die Bundesnetzagentur teilte
mit, die Gasversorgung in
Deutschland über die Pipeline
Nord Stream 1 sei stabil. Unge-
achtet der angekündigten mili-
tärischen Deeskalation bei Kiew
gingen die Kämpfe in der Nähe
der Hauptstadt nach ukraini-
scher Darstellung weiter. Einhei-
ten der Nationalgarde hätten seit
Mittwoch Artillerie, Raketensys-
teme undmehrere Dutzend Pan-
zerfahrzeuge der russischen
Truppen zerstört, teilte das In-
nenministerium mit. Die Anga-
ben ließen sich nicht unabhän-
gig überprüfen.
In Verhandlungen mit der Uk-

raine über ein Ende des Kriegs
hatte Russland angekündigt, die
Kampfhandlungen bei Kiew und
Tschernihiw deutlich zurückzu-
fahren. Nach Erkenntnissen der
US-Regierung zog Russland bin-

nen 24 Stunden etwa ein Fünf-
tel seiner Truppen aus der Um-
gebung der Hauptstadt ab. Der
ukrainische Präsident Wolody-
myr Selenskyj sagte in einer Vi-
deobotschaft, die russischen
Truppen zögen nicht freiwillig
ab, sondern würden von der uk-
rainischen Armee verdrängt.
Die Nato sah keine Signale der

Entspannung. „Nach unseren
Geheimdienstinformationen zie-
hen sich russische Einheiten
nicht zurück, sondern positio-

nieren sich neu“, sagte Nato-Ge-
neralsekretär Jens Stoltenberg in
Brüssel. Russland versuche, sei-
ne Truppen neu zu gruppieren,
Nachschub zu organisieren und
die Offensive im Donbass zu
verstärken. Gleichzeitig werde
der Druck auf die Hauptstadt Ki-
ew und andere Städte aufrecht-
erhalten. Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) forderte Putin auf,
den Krieg einzustellen.

Tausende Ärzte
demonstrieren

FRANKFURT (dpa). Mehrere
Tausend Ärztinnen und Ärzte
haben am Donnerstag in Frank-
furt für bessere Arbeitsbedingun-
gen demonstriert. Nach Anga-
ben der GewerkschaftMarburger
Bund waren 4000 Teilnehmer
aus dem gesamten Bundesgebiet
zu der zentralen Kundgebung
gekommen. Die Polizei zählte
knapp 2000 Demonstranten. Die
zentrale bundesweite Kundge-
bung war von Warnstreiks an
mehreren Hundert kommunalen
Kliniken in ganz Deutschland
begleitet. Der Marburger Bund
fordert eine Erhöhung der Gehäl-
ter um 5,5 Prozent, klare Gren-
zen für Bereitschaftsdienste, eine
Limitierung der Rufbereitschaft,
einen gesicherten Anspruch auf
freie Wochenenden sowie mehr
Planungssicherheit bei den
Diensten.

Arbeitslosigkeit
sinkt im März

NÜRNBERG (dpa). Ungeachtet
erster wirtschaftlicher Auswir-
kungen des Ukraine-Krieges ist
die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land dank einer Frühjahrsbele-
bung weiter gesunken. ImMärz
waren 2,362 Millionen Men-
schen ohne Job, 66000 weniger
als im Februar und 465000 we-
niger als im März 2021. Die
Arbeitslosenquote sank um 0,2
Punkte auf 5,1 Prozent. „Der
Arbeitsmarkt erholt sich wei-
ter“, sagte Daniel Terzenbach,
Vorstandsmitglied bei der Bun-
desagentur, in Nürnberg. Durch
die Lockerungen in der Corona-
Politik und die beginnende
Frühjahrsbelebung sinke die
Arbeitslosigkeit und steige die
Beschäftigung. „Folgen des
Krieges in der Ukraine zeigen
sich in den Arbeitsmarktdaten
momentan nur vereinzelt“, be-
tonte er. „Die Gefahren, die von
einer weiteren Eskalation und
beispielsweise Lieferstopps fos-
siler Rohstoffe ausgehen, belas-
ten jedoch die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung“, sagte
Terzenbach. Zwischen 1. und
27. März hätten Betriebe für
113000 Menschen konjunktu-
relle Kurzarbeit beantragt.

Wir beschäftigen uns
nicht mit Wohltätigkeit.

Wladimir Putin

Putin macht im Gasstreit Ernst
Kreml-Chef: Zahlungen westlicher Staaten künftig über russische Konten / Nato: Keine Entspannung

Kreml-Chef Putin – hier bei einer Konferenz mit Spitzenbeamten –
drohte damit, Gaslieferungen für „unfreundliche“ Länder einzustel-
len, wenn sie sich nicht an die neuen Regeln hielten. Foto: dpa

AfD streitet über Russland-Kurs
Der Angriffskrieg auf die Ukraine sorgt für Kritik an der Haltung von Parteichef Chrupalla

BERLIN (dpa). In der AfD-Spit-
ze gibt es nach Angaben aus
Parteikreisen Streit über den
Russland-Kurs von Tino Chru-
palla. Bei einer Sitzung des
Bundesvorstands sollen nach
dpa-Informationen auch die
Worte gefallen sein, er sei als
Bundessprecher ungeeignet.
Die „Süddeutsche Zeitung“
hatte berichtet, in der AfD-Spit-
ze sei ein massiver Streit über
Chrupallas Kurs entbrannt. Es
werde offen diskutiert, ob er
noch der richtige Parteichef sei.
Auslöser sei dessen Haltung in
der Ukraine-Krise und ein im-

mer tieferer Graben zwischen
Ost- und Westverbänden in der
AfD. Aus einem internen Chat
zitierte die Zeitung Bundesvor-
standsmitglied Joana Cotar:
„Mit jemandem an der Spitze,
der sich nicht als Sprecher des
Ostens UND des Westens ver-
steht, werden wir keinen Blu-
mentopf mehr gewinnen“.
Nach dpa-Informationen gab

es seit Ende Februar mehrere
Hundert Parteiaustritte. Kritiker
Chrupallas bringen das in Zu-
sammenhang mit dessen Rede
in der Sondersitzung des Bun-
destags am 27. Februar, weni-

ge Tage nach Beginn des russi-
schen Angriffs auf die Ukraine.
Er hatte dazu aufgerufen, mit
Blick auf die deutsche Wieder-
vereinigung 1990 „gerade in
diesen Tagen Russlands Beitrag
für Deutschland und Europa“
nicht zu vergessen. Der AfD-
Chef hatte zudem Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) eine Re-
aktivierung des Kalten Krieges
vorgeworfen. „Ein neues Wett-
rüsten, lehnen wir ab.“ Chru-
palla sprach das vom Kanzler
angekündigte Sondervermögen
für die Bundeswehr an. Das
klang wie ein Widerspruch

zum eigenen Parteiprogramm,
in dem die AfD für eine Stär-
kung der Bundeswehr eintritt.
Ein Parteisprecher verwies

auf den im Juni geplanten Par-
teitag. Dort würden die De-
legierten über die Eignung der-
jenigen Mitglieder entscheiden,
die sich wieder zur Wahl stell-
ten. Die AfD will auf dem Tref-
fen eine neue Parteispitze wäh-
len. Nach dem Rückzug von
Jörg Meuthen führt Tino Chru-
palla derzeit die Partei allein.
Er hatte schon im vergangenen
Jahr angekündigt, wieder an-
treten zu wollen.

Seine Zukunft wird gerade intern diskutiert: Tino Chrupalla, Bundes-
und Fraktionsvorsitzender der AfD. Archivfoto: dpa

Die Gasversorgung in Deutschland über die Pipeline Nord Stream 1, die an der Gasempfangsstation bei Greifswald endet, ist laut Bundesnetzagentur stabil. Foto: dpa
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5 0 0 1 3Empörung über Brüsseler Pläne
EU-Kommission will Investitionen in Gas- und Atomkraftwerke unter Auflagen als klimafreundlich einstufen

BRÜSSEL/BERLIN (dpa/jd). Die
EU-Kommission mit ihrer Prä-
sidentin Ursula von der Leyen
hat mit Plänen zur indirekten
Förderung moderner Atom-
und Gaskraftwerke für Entset-
zen bei Umweltschützern und
Kernkraftgegnern gesorgt. Or-
ganisationen wie Greenpeace
und die Deutsche Umwelthilfe
warfen der Brüsseler Behörde
am Wochenende vor, ein voll-
kommen falsches Signal zu
setzen und ihre eigenen Klima-
ziele zu untergraben.
In Deutschland gab es ange-

sichts des beschlossenen
Atomausstiegs und der Ab-
schaltung von den Kernkraft-
werken in Brokdorf, Grohnde
und Gundremmingen am Sil-
vesterabend vor allem wegen
der Kommissionspläne für ein
grünes Label für bestimmte In-
vestitionen in neue Akw und
Laufzeitverlängerung Aufre-
gung.

Konkret sehen die Pläne der
EU-Kommission vor, dass in
Ländern wie Frankreich, Polen
und den Niederlanden geplan-
te Investitionen in neue Akw
als nachhaltig klassifiziert wer-
den können, wenn die Anla-

gen neuesten Technik-Stan-
dards entsprechen und ein
konkreter Plan für eine Entsor-
gungsanlage für hoch radioak-
tive Abfälle spätestens 2050
vorgelegt wird. Zudem soll Be-
dingung sein, dass die neuen

Anlagen bis 2045 eine Bauge-
nehmigung erhalten. Investi-
tionen in neue Gaskraftwerke
sollen insbesondere auf
Wunsch Deutschlands eben-
falls als nachhaltig eingestuft
werden können.
Die „Hochrisikotechnologie“

Atomenergie als nachhaltig zu
etikettieren, sei falsch, kom-
mentierte Bundeswirtschafts-
minister Robert Habeck (Grü-
ne). Der Atommüll werde die
EU über Jahrhunderte belas-
ten. Bundesentwicklungsmi-
nisterin Svenja Schulze (SPD)
sagte: „Atomkraft ist zu ris-
kant, zu teuer und zu langsam,
um der Welt beim Klimaschutz
zu helfen.“ Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner (FDP)
bewertet die Pläne zur indirek-
ten Förderung moderner Gas-
kraftwerke grundsätzlich posi-
tiv. Auch Vertreter der deut-
schen Energiewirtschaft haben
den Vorstoß der EU-Kommis-

sion unterdessen als klima-
freundlich begrüßt. Gerade in
Deutschland werde man neue
Gaskraftwerke brauchen, „die
den Ausbau der witterungsab-
hängigen erneuerbaren Ener-
gien absichern, Versorgungssi-
cherheit gewährleisten und zu-
gleich die Voraussetzung
schaffen, fossile Gase durch
Wasserstoff zu ersetzen“, sag-
te der Hauptgeschäftsführer
des Stadtwerkeverbands, Ing-
bert Liebing.
Bundesumweltministerin

Steffi Lemke (Grüne) hat der-
weil eine schnelle Reaktion der
Bundesregierung auf die EU-
Pläne angekündigt, Atomkraft
mit einem grünen Label zu
versehen. „Wir werden die EU-
Vorlage jetzt schnell prüfen
und uns in der Bundesregie-
rung abstimmen“, sagte Lem-
ke. Sie betonte erneut ihre ab-
lehnende Haltung gegenüber
neuen Reaktoren.

Sorge um die Ungeimpften
Omikron breitet sich in Deutschland rasant aus / Kinderschutzbund: Kein striktes Beharren auf Präsenzunterricht

BERLIN (dpa). Bundesregie-
rung und führende Virologen
blicken mit vorsichtigem Opti-
mismus, aber akuter Sorge um
die Millionen Ungeimpften auf
die wachsende Omikron-Welle
in Deutschland. Studien zeig-
ten, dass sich Omikron wesent-
lich schneller verbreite, aber
auch etwas weniger schwere
Fälle verursache, sagte Bundes-
gesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD). „Das ist aber
keine Entwarnung für ältere Un-
geimpfte.“ Knapp 13 Prozent
der mehr als 24 Millionen Men-
schen ab 60 sind nicht gegen
Corona geimpft. Insgesamt sind
mehr als 20 Millionen Men-
schen in Deutschland nicht ge-
impft.
Die Corona-Inzidenz stieg am

Sonntag den vierten Tag in Fol-
ge. Der Wert lag bei 222,7 Neu-

infektionen pro 100000 Einwoh-
ner und Woche. An den Feierta-
gen wurden aber laut Robert
Koch-Institut wohl viele Fälle
nicht erfasst. Derzeit ist deshalb
unklar, wie hoch die Omikron-
Welle in Deutschland bereits ist.

„Masken wirken gut
gegen die Variante“

Lauterbach ist nach eigenen
Worten „sehr, sehr in Sorge“
um die Ungeimpften. Er appel-
lierte noch einmal an die Men-
schen, sich gegen Corona imp-
fen zu lassen. „Viele Ungeimpf-
te haben das Gefühl, dass der
Zug für sie eh abgefahren sei.
Das stimmt nicht!“ Die erste
Impfung senke das Sterberisiko
bereits nach 14 Tagen drastisch.
„Mit der Steigerung der Erst-
impfungen können wir in der

Omikron-Welle die Zahl der Co-
rona-Toten wirksam senken“,
sagte er.
Der Minister rief auch noch

einmal zum Tragen von Masken
auf. „Die Viruslast der Infizier-

ten ist bei Omikron niedriger,
deshalb wirken Masken bes-
ser.“ In den Schulen sei konse-
quentes Tragen der Masken so-
gar „ein absolutes Muss für alle
Klassen“.
Der Deutsche Kinderschutz-

bund sieht ein striktes Beharren
auf Präsenzunterricht in den
Schulen kritisch. „Es kann kei-
ne Lösung sein, unter allen Um-
ständen auf Präsenzunterricht
zu pochen“, sagte Präsident
Heinz Hilgers der „Rheinischen
Post“.
Wegen der befürchteten explo-

sionsartigen Ausbreitung von
Omikron fürchten die Experten
weiter eine Überlastung der Kli-
niken, obwohl die Variante sel-
tener krank macht. Nach Anga-
ben des Berliner Virologen
Christian Drosten trägt ein Un-
geimpfter mit Omikron-Infek-

tion drei Viertel des Risikos
einer Klinikeinweisung eines
Ungeimpften mit der Delta-Va-
riante von Corona. Für Unge-
impfte vor allem über 60 wird
es laut Drosten jetzt „richtig ge-
fährlich“.
Hoffnungsvolle Vorhersagen

gibt es für kommendes Früh-
jahr. Erwartet wird, dass es im
Frühjahr an Omikron angepass-
te Impfstoffe gibt. Geimpfte ha-
ben laut Drosten nach einer
weiteren an Omikron angepass-
ten Impfung einen breiten
Schutz gegen die Varianten.
Nicht verlassen könne man sich
darauf, dass Ungeimpfte, die
mit Omikron erstmals eine Co-
rona-Infektion bekommen,
„dass die damit auch geschützt
sind gegen Delta und alle Vor-
gängerviren, die co-zirkulieren
werden“, sagte Drosten.

Braucht es in der EU neue Atomkraftwerke, um die Klimaziele zu
erreichen? Deutsche Nachbarländer wie Frankreich, Polen und die
Niederlande sind davon überzeugt. Foto: dpa

. Mit dem Medikament Paxlo-
vid soll möglichst noch im Janu-
ar ein neues Mittel zur Behand-
lung schwerer Covid-19-Verläufe
in Deutschland eingesetzt wer-
den können. Laut Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach be-
reitet das Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte
eine nationale Zulassung des
Medikaments des US-Konzerns
Pfizer vor. Lauterbach hat bereits
eine Million Packungen Paxlo-
vid geordert.

NEUES MEDIKAMENT

Lindner plant
Entlastungen

BERLIN (dpa). Bundesfinanz-
minister Christian Lindner hat
für die kommenden Jahre Ent-
lastungen von mehr als 30
Milliarden Euro für Bürger
und Unternehmen in Aussicht
gestellt. „Der Haushalt 2022
ist noch von der Vorgängerre-
gierung geprägt, aber in mei-
nem Entwurf für 2023 werden
Entlastungen enthalten sein“,
sagte der FDP-Chef. Beispiels-
weise werde man dann die
Beiträge zur Rentenversiche-
rung voll von der Steuer abset-
zen können. Die EEG-Umlage
auf den Strompreis werde ab-
geschafft. „In dieser Legisla-
turperiode werden wir die
Menschen und den Mittel-
stand um deutlich mehr als 30
Milliarden Euro entlasten“,
sagte Lindner. Auf eine Frage
zu von der Corona-Krise be-
troffenen Unternehmen kün-
digte er ein „Corona-Steuerge-
setz“ an. „Darin werden eine
Reihe von Hilfsmaßnahmen
geschaffen oder erweitert.“

Quarantäne:
Paris lockert

PARIS (dpa). Ungeachtet
einer Rekordzahl von Corona-
Neuinfektionen verkürzt
Frankreich seine Quarantäne-
Fristen. Vollständig Geimpfte
müssten im Fall einer Infek-
tion von Montag an nur noch
sieben Tage in Quarantäne,
kündigte Gesundheitsminister
Olivier Véran an. Die Quaran-
täne kann mit einem negati-
ven Schnelltest oder PCR-Test
auf fünf Tage verkürzt wer-
den. Für nicht oder nicht voll-
ständig Geimpfte bleibt es bei
einer Quarantäne von zehn
Tagen, die mit einem negati-
ven Test auf sieben Tage ver-
kürzt werden kann. Die Lo-
ckerung der Quarantäne-Re-
geln solle eine Destabilisie-
rung des gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Lebens
verhindern, betonte Véran.
Denn wenn sich ganz Frank-
reich in Quarantäne befinde,
komme das Land zum Still-
stand. Die Sieben-Tage-Inzi-
denz lag zuletzt bei 1456.

Jetzt hat es
auch Neuer
erwischt
Immer mehr Fußball-Profis, wie
auch Nationalmannschaftskapitän
Manuel Neuer, müssen mit Coro-
na-Infektionen in Quarantäne. Ob
der Bundesliga-Start am kommen-
denWochenende normal über die
Bühne gehen kann, scheint mitt-
lerweile fraglich. . SPORT

Foto: dpa

Augenärzte: Mehr
Kinder kurzzichtig
BERLIN (dpa). Als Folge der

Corona-Pandemie mit einge-
schränktem Freizeitangebot
und viel Zeit zu Hause rechnen
Augenärzte mit einer Zunahme
der Kurzsichtigkeit bei Kin-
dern. „Es ist zu erwarten, dass
in der Pandemie durch über-
mäßiges zu nahes Sehen auf
Handys oder Tablets die Kurz-
sichtigkeit unter Kindern zuge-
nommen hat“, sagte der Spre-
cher des Berufsverbandes der
Augenärzte Deutschlands,
Ludger Wollring. Um Kurzsich-
tigkeit bei Kindern vorzubeu-
gen, sei Tageslicht ein wichti-
ger Faktor. Selbst dämmriges
Tageslicht sei besser als Kunst-
licht. Vor allem langes Spielen
am Handy oder Tablet kann bei
Kindern zu Kurzsichtigkeit
führen“, sagte Wollring. „Unter
Lockdown-Bedingungen mit
wenig Freizeitangebot sollten
Eltern mit ihren Kindern be-
sonders viel rausgehen.“

Meistgelesene Tageszeitung in Schifferstadt – Erscheint seit 1905
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Neue Serie: Gefragt, gesagt
Was von 2021 blieb und was 2022
bringen soll. ® SEITE 7

Christbäume bereit stellen
Am 15. Januar: Sammelaktion /
Um Spende wird gebeten. ® SEITE 7
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„Angela Black“,
neue Serie bei RTL+
Streaming-Tipps

„Der Bergdoktor“
ist wieder da!
TV-Highlights auf einen Blick

12022

Hallo Horst!“

Alle Spielfilme bewertet
Alle Wochen-Highlight

s

Das Fernsehmagazin Ihrer Zeitung

Morgen mit Ihrer

Ära „Musterdorf“ ist zu Ende
Nach 35 Jahren ist Haßloch kein
Testmarkt für Neues mehr. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

„Letzte tiefe Zuversicht als
Kostbarkeit desGlaubens“
Im Pontifikalamt am 31. De-
zember 2021 im Dom zu
Speyer rief Bischof Dr. Karl-
Heinz Wiesemann dazu auf,
den Schwierigkeiten und
Zweifeln des eigenen Lebens
mit Zuversicht zu begegnen.
Er nahm damit Bezug auf das
zurückliegende Jahr der Pan-
demie, das jeden vor andere
Herausforderungen gestellt
habe.
® SEITE 10
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Gelockerte
Corona-Regeln
BERLIN (dpa). Vor der Som-

merferienzeit greifen Erleichte-
rungen bei den Corona-Regeln
fürs Verreisen ins Ausland:
Urlaubsrückkehrer und andere
brauchen bei der Einreise nach
Deutschland jetzt vorerst kei-
ne 3G-Nachweise für Geimpf-
te, Genesene oder Getestete
mehr. Das geht aus einer geän-
derten Verordnung des Bun-
desgesundheitsministeriums
hervor, die am Dienstag in
Kraft trat und zunächst bis
zum 31. August gilt. Ange-
sichts der aktuellen Pandemie-
Entwicklung könne die bishe-
rige Nachweispflicht für alle ab
zwölf Jahren entfallen, hieß es
zur Begründung. Gesetzliche
Maskenpflichten in Flugzeu-
gen und anderen öffentlichen
Verkehrsmitteln gelten zum
Corona-Schutz aber weiterhin.

Tanken wird nicht
sofort billiger

BONN (dpa). Tanken wird
nach Einschätzung der Bran-
che zum Start der Steuersen-
kung nicht über Nacht billiger.
Eine flächendeckende vollstän-
dige Preissenkung sei unwahr-
scheinlich, da die Steuersen-
kung für den Kauf des Sprits
bei Raffinerie und Tanklagern
gilt. Selbst am Dienstagabend
geliefertes Öl beinhalte noch
die normale höhere Steuer.
Tanken werde deshalb mögli-
cherweise erst nach und nach
billiger, berichtete das Bundes-
finanzministerium. Das stellt
Tankstellen und Mineralölge-
sellschaften vor ein Dilemma,
denn viele Kunden erwarten
sofort sinkende Preise. Die
Branche ist nicht verpflichtet,
die Steuersenkung an die Ver-
braucher weiterzugeben. Das
Bundeskartellamt will sich die
Entwicklung der Spritpreise
rund um die Energiesteuersen-
kung aber sehr genau ansehen,
damit die Konzerne ihre Markt-
macht nicht missbrauchen.
„Als Wettbewerbsbehörde kön-
nen wir hohe, auch sehr hohe
Preise aber nicht einfach ver-
bieten“, sagte Kartellamtsprä-
sident Andreas Mundt in Bonn.

Die Milch
macht’s
nicht mehr
Früher war klar: „Milch“ meint
Kuhmilch. Das ist in Deutschland
heute anders. Pflanzliche Milch-
Alternativen zum Beispiel aus Ha-
fer boomen. Der Verbrauch von
Kuhmilch sinkt.Warum wächst die
Milchskepsis? . AUS ALLER WELT

Foto: dpa

Boris Rhein regiert Hessen
Landtag wählt 50-Jährigen zum Nachfolger von Volker Bouffier / Ja-Stimmen auch aus der Opposition

WIESBADEN (nle/saki/tz).
Hessen hat einen neuen Minis-
terpräsidenten: Boris Rhein (50,
CDU) ist am Dienstag in Wies-
baden mit mehr Stimmen als
erwartet zum Nachfolger von
Volker Bouffier (70) gewählt
worden. Gleich im ersten Wahl-
gang und in geheimer Abstim-
mung bekam Rhein 74 von 137
gültigen Stimmen im Landtag.
Er hat damit fünf Stimmen
mehr erhalten, als die Regie-
rungskoalition von CDU und
Grünen Sitze hat (69). „Ich be-
danke mich für das überwälti-
gende Vertrauen“, sagte Rhein

nach seiner Wahl. Schwarz-
Grün hat in Hessen eine Mehr-
heit von nur einem Mandat,
auch deshalb war die Wahl mit
Spannung erwartet worden.
Der bisherige Landtagspräsi-

dent Rhein folgt auf Bouffier,
der fast zwölf Jahre an der Spit-
ze der hessischen Landesregie-
rung stand. Die Landes-CDU
hatte sich auchmit Blick auf die
Landtagswahl im Herbst 2023
für den Personalwechsel an der
Spitze der Landesregierung ent-
schieden. Bouffier hatte seinen
Rückzug im Februar angekün-
digt. Rhein bezeichnete Bouf-

fier nun als eine „Ausnahme-
persönlichkeit in der deutschen
Politik“. Bouffier habe Hessen
„geprägt wie wenige andere“.
Zur neuen Landtagspräsiden-

tin wurde die Wiesbadener
Landtagsabgeordnete Astrid
Wallmann (42) gewählt. Sie ist
die erste Frau und bislang
jüngste Person an der Spitze
des Landesparlaments. Schon
im Vorfeld hatte Rhein einen
Wechsel bei den CDU-geführ-
ten Ministerien angekündigt.
Anstelle von Eva Kühne-Hör-
mann ist jetzt Roman Poseck,
bislang Präsident des hessi-

schen Staatsgerichtshofs und
des Oberlandesgerichts Frank-
furt, neuer Justizminister.
„Es war mir eine große Ehre“,

sagte Bouffier in seiner letzten
Rede als Ministerpräsident.
Einen besonderen Dank richte-
te er an seine Familie: „Sie hat
mich getragen, manchmal si-
cherlich auch ertragen.“ Der
hessische Landtag habe lange
als härtestes Parlament in
Deutschland gegolten. „Ich ha-
be mich bemüht, nicht das
trennende, sondern das ge-
meinsame hervorzuheben“,
sagte er nun.

Es hat gleich im erstenAnlauf geklappt: Boris Rhein freut sich nach
seiner Wahl zum neuen Ministerpräsidenten Hessens. Foto: dpa

EU bremst Öl-Einfuhr aus Russland
Europäische Union müht sich zu einem Teil-Embargo / Schwere Kämpfe um Sjewjerodonezk

KIEW / BRÜSSEL (dpa). Im
Osten der Ukraine gehen die
Kämpfe um die strategisch
wichtige Stadt Sjewjerodo-
nezk in die entscheidende
Phase. In der früheren Groß-
stadt mit einst 100 000 Ein-
wohnern rückten die russi-
schen Truppen am Dienstag
immer weiter vor. Falls sie
fällt, wäre dies ein wichtiger
Erfolg für Moskau. Die Euro-
päische Union verständigte
sich darauf, die Sanktionen
gegen Moskau nochmals zu
verschärfen. Die Einfuhr von
russischem Öl ist nun weitge-
hend verboten. Ein zusätzli-
cher Boykott von Gas ist aber
nicht in Sicht.
Der ukrainische Generalstab

meldete „Sturmaktivitäten im
Bereich der Ortschaften Sje-
wjerodonezk und Toschkiw-
ka“. Weitere russische Boden-
angriffe werden aus dem
westlicher gelegenen Raum
Bachmut gemeldet. Die An-
griffe bezwecken offenbar,
den letzten von der Ukraine
gehaltenen Ballungsraum in
der Region Luhansk, Sjewje-
rodonezk-Lyssytschansk, ab-
zuschneiden und so die dort

stationierten Truppen aufzu-
reiben. Nach Einschätzung
britischer Geheimdienste
geht Moskau damit allerdings
das Risiko ein, in anderen be-
setzen Gebieten die Kontrolle

wieder zu verlieren. Im Bal-
lungsraum Sjewjerodonezk-
Lyssytschansk lebten vor
dem Krieg 380000 Menschen.
Inzwischen ist vor allem Sje-
wjerodonezk entvölkert.

Nach ukrainischen Angaben
sind dort mehr als zwei Drit-
tel der Wohnhäuser zerstört.
Russische Luftwaffe und Ar-
tillerie bombardieren seit Wo-
chen die Stadt, um eine Bo-
denoffensive vorzubereiten.
Die Eroberung hätte für

Moskau nach dem Rückzug
der eigenen Truppen vor Ki-
ew große symbolische Bedeu-
tung, um die „Befreiung der
Region Luhansk“ verkünden
zu können. Moskau hat die
beiden selbst ernannten
Volksrepubliken Donezk und
Luhansk bereits als unabhän-
gige Staaten anerkannt. Ihre
Einnahme zählt zu Russlands
Kriegszielen. In der Hafen-
stadt Mariupol fand das rus-
sische Militär nach eigenen
Angaben in unterirdischen
Bunkern der monatelang um-
kämpften Fabrik Azovstal 152
Leichen von ukrainischen
Kämpfern.
Die Europäische Union ver-

ständigte sich auf ein sechs-
tes Sanktionspaket gegen
Russland. Dazu gehört ein
Kompromiss auf ein Öl-Em-
bargo. Auf Druck Ungarns
werden aber nur russische

Öl-Lieferungen über den See-
weg unterbunden. Transpor-
te per Pipeline bleiben mög-
lich. Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) sprach von ein-
schneidenden Sanktionen.

Importe sollen um
90 Prozent reduziert werden

EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen zufolge
werden die Öl-Importe aus
Russland bis zum Jahresende
um 90 Prozent reduziert.
Grund dafür ist, dass neben
Deutschland auch Polen
nicht von der Ausnahme für
Pipeline-Öl profitieren will.
Beide Länder sind wie
Ungarn, Tschechien und die
Slowakei an die einzige aus
Russland kommende Pipeline
„Druschba“ („Freundschaft“)
angeschlossen.
Offen ist, wie schwer das

Teil-Embargo Russland tref-
fen wird. Der EU-Außenbe-
auftragte Josep Borrell gab
zu, dass Moskau nicht zwin-
gend weniger Öl exportieren
werde. Russland werde aber
sicherlich die Preise senken
müssen.
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Brass und Bratwurst
Städtebautag: Bürgerbeteiligung
läuft noch online. ® SEITE 7

Neue Kreisjagdmeister
Wahl findet am 15. Juli in
Schifferstadt statt. ® SEITE 7
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Trennen liegt im Trend
Musikkabarett: Daniel Helfrich war
zu Gast im Alten Rathaus. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

Pack die Badehose ein . . .
Die Sonne strahlt, die Hitze-
welle im Mai sorgte schon für
erste Sommergefühle. Aber
auch für einige Schweißaus-
brüche. Jetzt klettern die Tem-
peraturen wieder nach oben.
Wo aber findet man die erfri-
schende Abkühlung? Viele Ba-
deseen bilden die chlorfreie Al-
ternative zu den Schwimmbä-
dern. In der Region muss man
nicht allzu weit fahren, um ins
kühle Nass einzutauchen. Bei
genauerem Hinsehen lässt sich
sogar ganz entspannt per Rad
oder Zug die eine oder andere
urlaubsähnliche Entdeckung
machen.
® SEITE 9

„Einschneidende Sanktionen“: Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD)
vor Journalisten beim EU-Gipfel in Brüssel. Foto: dpa 4 190609 401202
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Es droht ein Wettrüsten
Nato beschließt neues Streitkräfte-Modell / Russland kündigt militärische Reaktion an

MADRID (dpa). Nach dem
Nato-Gipfel droht ein neues
Wettrüsten zwischen dem Wes-
ten und Russland. Kremlchef
Wladimir Putin kündigte an,
auf die mögliche Verlegung von
Nato-Soldaten nach Finnland
selbst mit Truppenverlegungen
reagieren zu wollen. Die Nato
hatte bei ihrem zweitägigen
Gipfel in Madrid ihrerseits eine
deutliche Verstärkung der Ost-
flanke sowie den Start des Ver-
fahrens zur Aufnahme von
Finnland und Schweden be-
schlossen.
Zudem wollen die Nato-Staa-

ten bis Ende 2030 mehr als 20
Milliarden Euro zusätzlich für
gemeinschaftliche Ausgaben
bereitstellen. Eine beim Gipfel-
treffen getroffene Einigung sieht
vor, die Nato-Budgets jährlich
deutlich steigen zu lassen, wie
mehrere Teilnehmer der Deut-
schen Presse-Agentur am Don-
nerstag bestätigten.
Bundeskanzler Olaf Scholz be-

schrieb die Sicherheitslage an-
gesichts des russischen Kriegs
gegen die Ukraine düster:
„Durch seine aggressive Politik
stellt Russland wieder eine Be-
drohung für Europa, für die Al-

lianz dar“, sagte der SPD-Politi-
ker am Donnerstag zum Ab-
schluss des Spitzentreffens in
der spanischen Hauptstadt.
Nato-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg äußerte sich ähnlich be-
sorgt. „Wir haben es mit der
ernstesten Sicherheitslage seit
Jahrzehnten zu tun“, sagte der
Norweger mit Blick auf den Uk-
raine-Krieg, aber auch auf die
als aggressiv wahrgenommene
Politik Chinas. Beide betonten
allerdings auch, dass sie die

Nato für die Herausforderungen
gewappnet halten.
Die 30 Bündnisstaaten hatten

zuvor ein neues Streitkräfte-
Modell beschlossen. Dieses
sieht Stoltenberg zufolge vor,
die Zahl der Soldaten in hoher
Einsatzbereitschaft von 40000
auf mehr als 300000 zu erhö-
hen. Außerdem werden mehr
schwere Waffen vor allem ins
Baltikum und nach Polen ver-
legt. Außerdem wurde nach
wochenlanger Blockade durch

die Türkei der Nato-Beitritt von
Finnland und Schweden in die
Wege geleitet. Das Treffen in
Madrid setzte den Schlusspunkt
eines achttägigen Gipfelmara-
thons von EU, G7 und Nato.
Putin sieht in der Nato-Nord-

erweiterung zwar keine Bedro-
hung für Russland – hat aber
doch eine militärische Reaktion
in Aussicht gestellt. „Werden
dort jetzt Truppen stationiert
und Infrastruktur eingerichtet,
so werden wir gespiegelt ant-
worten müssen und dieselben
Bedrohungen für das Territo-
rium schaffen, von dem aus wir
bedroht werden“, sagte Putin
der Agentur Tass zufolge. „Alles
war gut zwischen uns, aber
jetzt wird es irgendwelche
Spannungen geben – das ist of-
fensichtlich, zweifelsfrei, ohne
geht es nicht.“ Die Spannungen
zwischen der Nato und Russ-
land sind schon jetzt so groß
wie seit dem Kalten Krieg nicht.
Putin warf den führenden
Bündnismitgliedern vor, sich
mit Hilfe der Ukraine behaup-
ten zu wollen. Es gehe der Nato
um „ihre Vorherrschaft, ihre im-
perialen Ambitionen“. Kanzler
Scholz wies diesen Vorwurf

barsch zurück: „Das ist ehrli-
cherweise ziemlich lächerlich“,
sagte er. Die Nato sei eine de-
fensive Allianz, greife keine an-
deren Länder an und sei auch
für niemanden in der Nachbar-
schaft eine Bedrohung. „Tat-
sächlich ist es Putin, der Impe-
rialismus zum Ziel seiner Poli-

tik gemacht hat und zum
Gegenstand seiner Politik.“
Die von Russland angegriffene

Ukraine kann langfristig auf die
Hilfe der Nato-Staaten setzen.
„Wir werden die Ukraine so
lange unterstützen, wie es nö-
tig ist“, sagte US-Präsident Joe
Biden in Madrid. Zugleich stell-
te Biden dem kriegsgeplagten
LandweitereWaffenlieferungen
im Umfang von mehr als 800
Millionen Dollar (etwa 769 Mil-
lionen Euro) in Aussicht.

Rückzug von
Schlangeninsel
KIEW (dpa). Russland will

nach eigenen Angaben seine
Truppen von der eroberten
Schlangeninsel im Schwarzen
Meer zurückziehen. Damit sol-
le gezeigt werden, dass Russ-
land den Export von Getreide
und landwirtschaftlichen Pro-
dukten aus der Ukraine nicht
behindere, sagte der Sprecher
des Verteidigungsministeriums,
Igor Konaschenkow. „Am 30.
Juni haben die russischen
Streitkräfte als Zeichen des gu-
ten Willens die ihnen zugewie-
senen Aufgaben auf der Schlan-
geninsel abgeschlossen.“ Zuvor
hatte die Ukraine einen Angriff
auf die Insel gemeldet. Die An-
gaben waren von unabhängiger
Seite nicht zu überprüfen. Die
Insel war kurz nach dem russi-
schen Einmarsch von der russi-
schen Marine erobert worden.

Neue Serie zum
Thema Bildung

REGION (gbr). Die Sorgen sind
groß: Die Bildung in Deutsch-
land lässt nach. Werden unse-
re Kinder immer dümmer? Und
dadurch auch dicker? Welche
Herausforderungen haben Stu-
denten? Arbeitnehmer? Und
Rentner? In unserer neuen Se-
rie legen wir den kompletten
Juli über einen Fokus auf das
Thema Bildung. Wir beleuch-
ten alle Lebensphasen. Im Vor-
dergrund stehen aber keine
politischen (Endlos-)Debatten,
sondern praktische Ansätze
und Tipps. Wir werfen außer-
dem polarisierende Fragen auf,
die wir kritisch beleuchten. Los
geht es in der heutigen Ausga-
be mit einer Hintergrundseite,
es folgen immer wieder viele
weitere spannende Inhalte.

„Durch seine aggressive Politik stellt Russland wieder eine Be-
drohung für Europa dar“: Kanzler Olaf Scholz (SPD). Foto: dpa

Kritik an kostenpflichtigen Coronatests
Ärzteverbände sprechen von Zumutung und „Bürokratiemonster“ / Lauterbach: Tests bleiben wichtig

BERLIN (dpa). Trotz Kritik
von vielen Seiten sind die Co-
ronatests seit Donnerstag für
die meisten Menschen in
Deutschland nicht mehr kos-
tenlos. Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD)
betonte, die Tests seien trotz-
dem wichtig – aber in der bis-
herigen Form zu teuer für den
Staat. Ärzte bezeichneten es
als „Zumutung“, Eurobeträge
für Tests einzutreiben. Die
Grünen gaben die Verantwor-
tung für das Ende der kosten-
losen Bürgertests in bisheriger
Form den Ländern. An diesem

Freitag rücken die Corona-
Maßnahmen der Politik insge-
samt in den Blick: Vorgelegt
wird ein mit Spannung erwar-
teter Prüfbericht.
Kostenlose Tests gibt es nun

nur noch für Risikogruppen
und andere Ausnahmefälle.
Für Tests etwa für Familienfei-
ern, Konzerte oder Treffen mit
Menschen ab 60 werden drei
Euro Zuzahlung fällig. Wer
einen solchen Test will, muss
unterschreiben, dass er zu die-
sem Zweck gemacht wird.
Lauterbach verteidigte die

Neuerungen. „Die Tests sind

wertvoll, sie sind wichtig“,
sagte er. Allerdings seien die
Kosten für die Steuerzahler für
die bisher kostenlosen Tests
zu hoch. Außerdem müsse der
Missbrauch durch Testcenter
eingegrenzt werden.
„Wenn eine derart komplexe

Neuregelung einen Tag vor de-
ren Wirksamkeit beschlossen
und verkündet wird, dann ist
doch das Chaos für alle Betei-
ligten absehbar“, hieß es am
Donnerstag von der Medizi-
nervereinigung Hartmann-
bund. Als „Bürokratiemons-
ter“ hatte bereits vor Tagen

der Vorsitzende des Hausärz-
teverbands, Ulrich Weigeldt,
die Pläne mit heftigen Worten
kritisiert: „Die Hausärztinnen
und Hausärzte sind nicht die
Geldeintreiber eines überfor-
derten Staates.“
Wie es mit Tests und ande-

ren Corona-Maßnahmen im
Herbst weitergehen könnte,
dürfte auch von einem Gut-
achten abhängen, das an die-
sem Freitag in Berlin vorgelegt
werden soll. Ein Sachverstän-
digenrat sollte die bisherigen
Schutzmaßnahmen begutach-
ten und bewerten.

Tests sind nützlich und wichtig im Kampf gegen Corona – so se-
hen es viele Experten.Trotzdem sind die Tests für die meisten nicht
mehr kostenlos. Nun ist der Ärger teils groß. Foto: dpa

Wir haben es mit
der ernstesten
Sicherheitslage seit
Jahrzehnten zu tun.

Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg
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Jazz im Grünen ist zurück
Perfekter Neustart: Vier Bands mit
hochkarätiger Musik. ® SEITE 7

Picknickkonzerte starten heute
Auftakt am Bahnweiher mit der Wolf-
gang Disch Acoustic Band. ® SEITE 8
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Kompromiss nicht akzeptiert
Kommunalaufsicht verlangt 4,90 Euro
als Minimum für Schulessen. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

Netzwerkkonferenz
Kindeswohl 2022
Das „Lokale Netzwerk Kindes-
wohl“ des Kreisjugendamtes
lädt interessierte Fachleute zur
Netzwerkkonferenz am Mitt-
woch, 6. Juli 2022 zum Thema
„Kinder schützen und Familien
stärken!“ ein. Die Veranstalter
freuen sich, nach zweijähriger
Pandemiepause wieder die
Konferenz in Präsenz abhalten
zu können. Die Veranstaltung
findet im Palatinum Mutter-
stadt, Bohligstraße 1, statt. An-
gesprochen sind alle, die im
professionellen Zusammen-
hang mit Kindern, Jugendli-
chen und Familien arbeiten
(Ärzte, Erzieher, Lehrer, Heb-
ammen, Berater, etc.).
® SEITE 9

Die Sicherheitslage ist ernst, aber die Nato ist gewappnet: Mit dieser Botschaft endete am Donnerstag der Nato-Gipfel in Madrid. Foto: dpa
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Neue Meiler ans Netz?
Streit um weitere Nutzung der Atomkraft tobt weiter / Ein Arbeitgeberverband will besonders weit gehen

BERLIN (dpa). In der Debatte
um längere Laufzeiten von
Atommeilern in Deutschland
wollen die CSU und die Indust-
rie den Druck auf die Ampel-Re-
gierung erhöhen. Der Präsident
des Arbeitgeberverbandes Ge-
samtmetall, Stefan Wolf, sprach
sich am Wochenende für einen
Weiterbetrieb der drei in
Deutschland noch laufenden
Atomkraftwerke aus – er will
auch über den Bau neuer Reak-
toren reden. CSU-Landesgrup-
penchef Alexander Dobrindt hält
verlängerte Laufzeiten von Mei-
lern um mehrere Jahre für mög-
lich. Auch andere Politiker von
Union und FDP forderten länge-
re Laufzeiten, um kurzfristig
mögliche Stromengpässe im
Winter im Zuge des Ukraine-
Kriegs zu überbrücken.
Vor allem die in der Ampel mit-

regierenden Grünen tun sich
aber schwermit dem Thema. Sie
hatten im Programm zur Bun-
destagswahl 2021 versprochen:
„Wir werden den Atomausstieg
in Deutschland vollenden.“ Soll-
te sich eine Notsituation ab-
zeichnen, schlossen mehrere
Grünen-Politiker aber bereits
einen „Streckbetrieb“ mit den

vorhandenen Brennelementen
noch laufender Atomkraftwerke
nicht aus.
Grünen-Co-Chefin Ricarda

Lang erteilte einem Wiederein-
stieg in die Atomkraft eine Absa-
ge. Sie sagte am Sonntag im
ZDF-Sommerinterview mit Blick
auf Aussagen von Finanzminis-
ter Christian Lindner (FDP), wo-
nach Atomkraftwerke bis 2024
notfalls am Netz bleiben müss-
ten: „Das, was Christian Lindner
da will, ist nichts anderes als der

Wiedereinstieg in die Atomkraft.
Und das wird es mit uns auf je-
den Fall nicht geben.“
Gesamtmetall-Präsident Wolf

sagte, er halte eine längere Lauf-
zeit für absolut notwendig. So
könne man die Verstromung von
Gas deutlich reduzieren und da-
zu beitragen, die Stromversor-
gung zu sichern, wenn kein Gas
mehr zu Verfügung stehe. „Wir
müssen aber auch eine Debatte
über den Bau von neuen Atom-
kraftwerken führen“, sagte er.

„Weltweit werden derzeit 50
neue Atomkraftwerke gebaut,
die Technik hat sichweiterentwi-
ckelt.“
Aktuell sind noch drei Atom-

kraftwerke in Deutschland am
Netz: Emsland in Niedersach-
sen, Isar 2 in Bayern undNeckar-
westheim 2 in Baden-Württem-
berg. Sie sollen laut Gesetzesla-
ge aber Ende 2022 abgeschaltet
werden. Bundeswirtschaftsmi-
nister Robert Habeck (Grüne)
ordnete einen neuen Stresstest
zur Stromversorgung an. Ergeb-
nisse sollen laut Ministerium in
den nächstenWochen vorliegen.
Der Hintergrund: Erdgas, das

knapp zuwerden droht, wird tat-
sächlich vor allem zum Heizen
eingesetzt. Es trägt aber auch
rund zehn Prozent zur Strom-
produktion in Deutschland bei.
Wennman länger auf Atomener-
gie setzenwürde, könnteman al-
so mehr Gas zum Heizen nut-
zen. Finanzminister Lindner for-
dert gar einen kompletten Stopp
der Stromproduktion mithilfe
von Gas. „Wir müssen daran
arbeiten, dass zur Gaskrise nicht
eine Stromkrise kommt“, sagte
der FDP-Vorsitzende. Ein Spre-
cher von Wirtschaftsminister

Habeck teilte am Sonntag mit:
„Man darf nicht verkennen: Ein
völliger Verzicht auf Gas im
Stromsektor führt zur Stromkri-
se und Blackouts. Es gibt system-
relevante Gaskraftwerke, die mit
Gas versorgt werden müssen.
Bekommen sie kein Gas, kommt
es zu schweren Störungen.“

Der Präsident des Bundesam-
tes für die Sicherheit der nuklea-
ren Entsorgung, Wolfram König,
lehnt verlängerte Laufzeiten von
Atomkraftwerken in Deutsch-
land ab: „Der mühsam errunge-
ne gesellschaftliche Konsens
würde auch grundsätzlich infra-
ge gestellt werden.“

Selenskyj ruft
zur Flucht auf

KIEW (dpa). Der ukrainische
Präsident Wolodymyr Selenskyj
hat wegen der massiven Angrif-
fe der russischen Armee im Os-
ten des Landes die Menschen
zum Verlassen des Gebiets Do-
nezk aufgerufen. Er appellierte
eindringlich an die Bewohner
des Donbass, sich für eine Flucht
zu entscheiden. In der Nacht
zum Sonntag beschoss die rus-
sische Armee zahlreiche ukraini-
sche Städte mit Raketen. In der
Stadt Mykolajiw im Süden
sprach Bürgermeister Olexander
Sjenkewytsch vom wahrschein-
lich heftigsten Beschuss seit Be-
ginn des Krieges. Dabei seien der
Besitzer einer großen ukraini-
schen Getreidehandelsfirma und
seine Frau getötet worden. In der
Schiffsbauerstadt soll noch etwa
die Hälfte der einst knapp
500000 Einwohner ausharren.

Pokal mit vielen
Überraschungen
ELVERSBERG (dpa). Fußball-

Bundesligist Bayer Leverkusen
ist überraschend in der ersten
Runde des DFB-Pokal-Wettbe-
werbs ausgeschieden. Der
Champions-League-Teilneh-
mer verlor am Samstag beim
Drittliga-Tabellenführer SV El-
versberg mit 3:4 (2:3). Eben-
falls nicht in der zweiten Run-
de ist der 1. FC Köln. Der Bun-
desliga-Siebte der vergange-
nen Spielzeit scheiterte beim
Zweitliga-Spitzenreiter Jahn
Regensburg mit 3:4 im Elfme-
terschießen. Nach 90 Minuten
und Verlängerung hatte es 2:2
gestanden. Zweitliga-Absteiger
Greuther Fürth blamierte sich
beim Fünftligisten Stuttgarter
Kickers mit 0:2 und schied
ebenso aus wie Liga-Konkur-
rent Hansa Rostock, der mit
0:1 am viertklassigen VfB Lü-
beck scheiterte. In der zweiten
Runde steht dagegen Bundes-
ligist SC Freiburg. Der Vorjah-
resfinalist siegte 2:1 nach Ver-
längerung bei Zweitliga-Auf-
steiger 1. FC Kaiserslautern.
Weniger Mühe als die Breis-
gauer hatte der FSV Mainz 05,
der souverän 3:0 (1:0) bei Erz-
gebirge Aue siegte.

Die Bundesregierung steht zunehmend unter Druck, den Atom-
ausstieg zu verschieben. Foto: dpa

Piloten machen sich streikbereit
Lufthansa: Nach dem Bodenpersonal rüsten sich nun die Flugzeugführer für den Arbeitskampf

FRANKFURT (dpa). Bei der
Lufthansa ist ein Streik der Pi-
loten wieder ein Stück näher
gerückt. In einer Urabstim-
mung haben sich die Mitglieder
der Vereinigung Cockpit (VC)
mit einer sehr deutlichen Mehr-
heit für einen Arbeitskampf
ausgesprochen. Das berichtete
die Gewerkschaft am Sonntag
nach Auszählung der Stimmen.
Damit ist ein Streik der rund

5000 Piloten der Lufthansa und
der Lufthansa Cargo zwar ab
sofort möglich, wurde aber zu-
nächst nicht ausgerufen. Be-
reits vor der Auszählung hatte

der VC-Tarifexperte Marcel
Gröls erklärt, dass es sich zu-
nächst um ein „Warnsignal“ an
den Lufthansa-Vorstand hande-
le. Vom Management erwarte
man nun „gute Angebote“. Die
Verhandlungen sind noch von
beiden Seiten nicht als geschei-
tert erklärt worden.
Laut VC stimmten bei der

Lufthansa-Passage 97,6 Pro-
zent für den Arbeitskampf, bei
der kleineren Lufthansa Cargo
waren es 99,3 Prozent. Die Be-
teiligung lag laut Gewerkschaft
in beiden Flugbetrieben über
93 Prozent. Die positive Urab-

stimmung führe noch nicht
zwangsläufig zu Streikmaßnah-
men. Aber sie sei ein unüber-
hörbares Signal an die Lufthan-
sa, die Bedürfnisse des Cockpit-
personals ernst zu nehmen.
Erst am Mittwoch hatte die

Gewerkschaft Verdi mit einem
Warnstreik des Bodenpersonals
den Flugbetrieb der größten
deutschen Airline für einen
ganzen Tag nahezu lahmgelegt.
Insidern zufolge könnte die

Piloten-Gewerkschaft noch in
der Ferienzeit streikbereit sein.
Auch der September war in den
Vorjahren meist ein besonders

verkehrsreicher Monat, sodass
ein Streik das Unternehmen
auch zu diesem Zeitpunkt emp-
findlich treffen würde.
Grund für die Streikvorberei-

tungen der VC sind die nach
sechs Gesprächsrunden festge-
fahrenen Verhandlungen über
einen neuen Gehaltstarifver-
trag. Die VC verlangt unter an-
derem Gehaltssteigerungen
von 5,5 Prozent im laufenden
Jahr und einen automatisierten
Inflationsausgleich ab dem
kommenden Jahr. Sie hatte den
vorherigen Tarifvertrag zum 30.
Juni gekündigt.

Bei der Lufthansa rückt ein Streik der Piloten nach einer Urab-
stimmung der Vereinigung Cockpit ein Stück näher. Foto: dpa

Dürre
hinterm
Gartenzaun
Momentan herrscht Trockenheit,
der Rasen gleicht vielerorts einer
Steppe.Was jetzt und im Herbst
zu tun ist, damit der Garten wie-
der grün wird. . AUS ALLER WELT

Foto: dpa

Der mühsam errungene
gesellschaftliche
Konsens würde auch
grundsätzlich infrage
gestellt werden.

Wolfram König, Präsident des
Bundesamtes für die Sicherheit der
nuklearen Entsorgung zum
Weiterbetrieb von Atomkraftwerken
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Erweiterung treibt seit Jahren um
Wann die Baugeschichte in der GS Süd
ihren Anfang nahm. ® SEITE 7

Pficht zur Straßenreinigung
Ordnungsamt: Mehr Kontrollen und
Verhängung von Bußgeldern. ® SEITE 9
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Das ändert sich von August an
Mehr Transparenz bei Arbeitsverträgen /
Strengere Masern-Impfpflicht. ® SEITE 9

Das Fernsehmagazin Ihrer Zeitung

Morgen mit Ihrer

HEUTE LOKAL

Einmal „gepennt“, aber
Lob von allen Seiten für
den FCK
Nein, wirklich als Verlierer
fühlte sich beim 1. FC Kaisers-
lautern keiner. Der Großteil
der 38.317 Zuschauer im Fritz-
Walter-Stadion feierte die Ro-
ten Teufel auch noch Minuten
nach dem bitteren 1:2-Pokal-
aus nach Verlängerung gegen
Bundesligist und Vorjahresfi-
nalist SC Freiburg.
® SEITE 10
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Hoffnungsschimmer in Mariupol
Menschen aus belagertem Stahlwerk der Hafenstadt gerettet /Kanzler Olaf Scholz verspricht Ukraine weitere Hilfe

KIEW/MOSKAU (dpa). In der
ukrainischen Hafenstadt Mariu-
pol hat eine internationale Eva-
kuierungsaktion zur Rettung
von Zivilisten aus dem von rus-
sischen Truppen belagerten
Stahlwerk begonnen. Beteiligt
sind auch die Vereinten Natio-
nen und das Internationale Ko-
mitee vom Roten Kreuz (IKRK),
wie ein IKRK-Sprecher bestätig-
te. In einem Konvoi aus mehre-
ren Bussen wurden nach ersten
Angaben bereits mehrere Dut-
zend Zivilisten aus dem Stahl-
werk Asovstal gebracht. Die
Hoffnung ruht darauf, dass dies
der Beginn einer größeren Ak-
tion sein könnte. Der ukraini-
sche Präsident Wolodymyr Se-
lenskyj sprach am Sonntag von
einer „ersten Gruppe von etwa
100 Menschen“, die evakuiert
worden seien. Am Samstag
hatten nach russischen Anga-
ben bereits 46 Menschen das
Werksgelände beziehungsweise
Häuser in unmittelbarer Nähe
verlassen können.
Ukrainischen Angaben zufol-

ge sollen allein in den Bunker-
anlagen des Stahlwerks noch et-
wa 1000 Zivilisten eingeschlos-
sen sein. Russland spricht von

etwa 2500 Menschen, insbeson-
dere Militärs und ausländischen
Söldnern. Russland hat die
Stadt Mariupol am Asowschen
Meer weitgehend eingenom-
men. Die Lage der schätzungs-
weise 100000 verbliebenen Be-
wohner gilt als katastrophal.
Zugleich setzten die russi-

schen Truppen im Osten und
Süden der Ukraine ihre Angrif-
fe fort. Der Sprecher des russi-
schen Verteidigungsministe-
riums, Igor Konaschenkow,

meldete unter anderem einen
Angriff auf einen Flugplatz der
Schwarzmeer-Metropole Odes-
sa. Die ukrainische Armee wie-
derum beschoss nach eigenen
Angaben mit Raketen die von
Russland besetzte Schlangen-
insel im Schwarzen Meer. 42
russische Soldaten sollen dabei
getötet worden sein. Solche An-
gaben lassen sich von unabhän-
giger Seite nicht überprüfen.
Russland wirft der Ukraine

vor, zunehmend Angriffe auf

russisches Territorium zu unter-
nehmen. Die Verhandlungen
zwischen Kiew und Moskau
laufen im Hintergrund weiter.
Die Hoffnung auf ein baldiges
Ende des Kriegs ist gering.

US-Politikerin Nancy Pelosi
besucht überraschend Kiew

Bundeskanzler Scholz kündig-
te am Sonntag bei einer DGB-
Kundgebung in Düsseldorf an,
dass Kiew weiterhin mit finan-
zieller Hilfe und Waffentechnik
rechnen könne. In der „Bild am
Sonntag“ verteidigte der SPD-
Politiker seine Ukraine-Politik.
„Ich treffe meine Entscheidun-
gen schnell – und abgestimmt
mit unseren Verbündeten. Über-
eiltes Agieren und deutsche Al-
leingänge sind mir suspekt.“
CDU-Chef Friedrich Merz hatte
dem Kanzler mit Blick auf deut-
sche Waffenlieferungen Ängst-
lichkeit und Zaudern vorgehal-
ten. Auch aus der Ampel-Koali-
tion gab es solche Kritik. Merz
will demnächst nach Kiew rei-
sen. Über ähnliche Reisepläne
des Kanzlers ist nichts bekannt.
Unterdessen hat die Vorsitzen-

de des US-Repräsentantenhau-

ses, Nancy Pelosi, überraschend
die Hauptstadt Kiew besucht,
wo sie als bislang ranghöchste
US-Politikerin mit Präsident
Wolodymyr Selenskyj sprach.
US-Außenminister Antony Blin-
ken versprach der Ukraine der-
weil weitere „robuste Unterstüt-
zung“. In einem Gespräch mit

seinem ukrainischen Kollegen
Dmytro Kuleba kündigte er zu-
dem die baldige Rückkehr von
US-Diplomaten in die Ukraine
an. Weiteres Thema waren die
von US-Präsident Joe Biden ver-
sprochenen weiteren Finanzhil-
fen in Höhe von umgerechnet
mehr als 31 Milliarden Euro.
Der Großteil – 20 Milliarden –
ist für Militärhilfe gedacht. Die
USA begannen inzwischen mit
der Ausbildung ukrainischer
Soldaten in Deutschland und
anderen Ländern.

Deutschland
für Öl-Embargo
BRÜSSEL (dpa). Nach anfäng-

licher Zurückhaltung unter-
stützt nun auch die Bundesre-
gierung ein mögliches euro-
päisches Öl-Embargo gegen
Russland. In den jüngsten Vor-
gesprächen zu einem sechsten
Sanktionspaket der EU gegen
Russland hat sich Berlin klar
für die Einführung eines Em-
bargos ausgesprochen, wie die
Nachrichtenagentur dpa er-
fuhr. Ein entsprechender Be-
schluss der Europäischen
Union sei damit deutlich
wahrscheinlicher geworden,
hieß es von EU-Diplomaten.
Dass ein Einfuhrstopp russi-
schen Öls für Deutschland in-
zwischen auch leichter zu ver-
kraften wäre als noch vor Be-
ginn des Ukraine-Kriegs, zeigt
der „Zweite Fortschrittsbericht
Energiesicherheit“, den das
Bundeswirtschafts- und Kli-
maschutzministerium am
Sonntag veröffentlichte. Die
Abhängigkeit von russischem
Öl ist demnach von etwa 35
Prozent im vergangenen Jahr
auf 12 Prozent gesunken.

DGB warnt
vor Aufrüstung
BERLIN (epd). Der Vorsitzen-

de des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB), Reiner
Hoffmann, hat angesichts des
Ukraine-Krieges vor einer
dauerhaften Aufstockung des
Rüstungshaushalts gewarnt.
„Wir sagen Nein zu Militarisie-
rung und massiver Aufrüs-
tung“, erklärte Hoffmann am
Sonntag in Berlin auf der zent-
ralen Kundgebung der Ge-
werkschaften zum 1. Mai. Das
Geld werde viel mehr für Zu-
kunftsinvestitionen in die
Transformation der Gesell-
schaft und für die Leistungsfä-
higkeit des Sozialstaats benö-
tigt. Mit Blick auf die Geflüch-
teten in Deutschland betonte
der DGB-Chef, nun komme es
darauf an, diese zu integrieren:
„Ihre Qualifikationen müssen
unbürokratisch anerkannt
werden.“ Nur so könnten sie
schnell anständig bezahlte
Arbeit finden.

Wolodymyr Selenskyj überreichte Nancy Pelosi während ihres Be-
suchs in Kiew den Orden der Prinzessin Olga dritten Grades. Foto: dpa

Gas für Haushalte oder für Firmen?
Vorgesehene Priorisierung von Privatkunden bei Lieferstopp zulasten der Wirtschaft sorgt für Widerspruch

BONN (dpa). Wegen anhalten-
der Sorgen vor einem Gas-Lie-
ferstopp aus Russland wird hef-
tig diskutiert, wer bei einem
Gas-Engpass bevorzugt werden
soll. Der „Notfallplan Gas“,
dessen erste von drei Stufen be-
reits aktiviert wurde, sieht in
letzter Konsequenz vor, dass
der Staat einschreitet. Möglich
wäre die Abschaltung von In-
dustriekunden. Private Haus-
halte dagegen sind geschützt.
Wirtschaftsmanager fordern,
die Politik solle über eine „um-
gedrehte“ Reihenfolge beim
Notfallplan Gas nachdenken

und erst bei Privaten abschal-
ten, dann bei der Industrie.
Der Präsident der Bundes-

netzagentur, Klaus Müller,
brachte für einen Gas-Notfall
die Versteigerung von Gas-Ver-
brauchsrechten in der Industrie
ins Spiel: „Der Markt weiß bes-
ser als der Staat, wo sich Ener-
gie am effizientesten einsparen
lässt“, sagte Müller der „Frank-
furter Allgemeinen Sonntags-
zeitung“.
Zur Frage der Priorisierung

bei einer Gas-Notlage sagte der
Präsident des Stadtwerkever-
bands VKU, der Mainzer Ober-

bürgermeister Michael Ebling,
es sei „völlig verfehlt“, den
Schutz der Privathaushalte und
sozialen Einrichtungen infrage
zu stellen. Der Schutz der Pri-
vathaushalte entbinde den Ein-
zelnen aber nicht von der Ver-
antwortung, sorgsam mit Ener-
gie umzugehen. Ebling sagte,
die Rechtslage sei eindeutig.
Haushalte und soziale Einrich-
tungen seien geschützte Kun-
den, die vorrangig mit Gas ver-
sorgt würden. Auch aus Sicht
von Verbraucherschützern darf
der gesetzliche Schutz privater
Haushalte nicht infrage gestellt

werden. Thomas Engelke vom
Verbraucherzentrale Bundes-
verband sagte der Funke Me-
diengruppe: „Im Falle von Ver-
sorgungsengpässenmüssen pri-
vate Haushalte als sogenannte
geschützte Kunden weiter mit
Erdgas und anderen Energien
sicher versorgt werden.“ IG-Me-
tall-Chef Jörg Hofmann fordert
unterdessen Energiepreis-Be-
grenzungen, um die Belastun-
gen durch explodierende Kos-
ten abzufedern: „Wir brauchen
einen Deckel bei Strom- und
Heizkosten“, sagte Hofmann
der „Rheinischen Post“.

Große Industrieunternehmen wie BASF (das Bild zeigt das Werk in
Schwarzheide/Brandenburg) warnen, dass ein sofortiger Gas-Liefer-
stopp dieWirtschaft in Deutschland schwer treffen würde. Foto: dpa

Mainz 05
überrollt
die Bayern
Fußball-Bundesligist FSV Mainz
05 um Jonathan Burkardt (vorne)
hat mit einem hochverdienten
3:1-Sieg gegen den FC Bayern
München für Begeisterung im
eigenen Lager gesorgt – und für
Diskussionen über die Einstellung
beim Deutschen Meister. . SPORT

Foto: Sascha Kopp

Übereiltes Agieren und
deutsche Alleingänge
sind mir suspekt.

Bundeskanzler Olaf Scholz
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Ein Hut geht um die Welt
Gefragt, gesagt: Was den Goldenen
Hut besonders macht. ® SEITE 7

Nahwärmeplanung läuft
Ausschuss: Verlängerung von
Umlagevertrag empfohlen. ® SEITE 9
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Der Maimarkt ist eröffnet
Landwirtschaftsminister Peter Hauk
eröffnete Regionalausstellung. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

Zu viele Fehler: Verspielt
der FCK den Aufstieg?
Zumindest eine Sache ist si-
cher beim 1. FC Kaiserslau-
tern: Die Fans glauben weiter
an den ersehnten Aufstieg.
Auch nach dem enttäuschen-
den Auftritt beim 1:3 (0:1) ge-
gen Borussia Dortmund II fei-
erte der eigene Anhang seine
Mannschaft. Dabei hat der
FCK mit der zweiten Nieder-
lage in Folge nun ganz
schlechte Karten im Kampf um
den direkten Aufstieg. Was
bleibt, ist die Relegation - doch
selbst die könnten die Roten
Teufel noch verspielen. Die
Mannschaft ist also gut bera-
ten, die richtigen Lehren aus
der schwachen Leistung vom
Samstag zu ziehen.
® SEITE 10
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Russland besiegelt Annexionen
Staatschef Putin erklärt vier eroberte ukrainische Gebiete zu russischem Territorium – und droht demWesten

MOSKAU/KIEW (dpa). Gut sie-
ben Monate nach Beginn des
Angriffs auf die Ukraine hat
Russland vier Gebiete im Osten
des Landes annektiert. Kreml-
chef Wladimir Putin unter-
schrieb am Freitag die Abkom-
men, mit denen die Einverlei-
bung der von russischen Trup-
pen besetzten Regionen Lu-
hansk, Donezk, Saporischschja
und Cherson besiegelt wurde.
Die Menschen dort seien ab so-
fort russische Staatsbürger –
„und das für immer“.
Moskau hatte in den vier Re-

gionen zuvor Scheinreferenden
organisiert, in denen die Bevöl-
kerung angeblich für einen Bei-
tritt zu Russland gestimmt hat.
Auch diese sogenannten Refe-
renden wurden weltweit nicht
anerkannt und als undemokra-
tisch sowie völkerrechtswidrig
verurteilt. Dennoch sagte Putin
nun, die Annexion sei „der Wil-
le vonMillionenMenschen“, die
in „ihre historische Heimat zu-
rückkehren“ wollten.
Putin forderte die Ukraine zu

Verhandlungen auf. Kiew müs-
se zudem die Angriffe gegen die
russischen Besatzer im Osten
stoppen – dort hatte die Ukraine

Gegenoffensiven gestartet und
Gebiete zurückerobert. Russ-
land wolle Militärschläge in den
Regionen von nun an als Angrif-
fe gegen das eigene Staatsgebiet
werten. Putin wiederholte die
Drohung, „mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln“ zu re-
agieren. Dies verstärkt Ängste
vor einem möglichen Atom-
schlag Moskaus.
Die Staats- und Regierungs-

chefs der EU-Staaten wiesen die
russische Annexion als unrecht-
mäßig zurück. In einem State-
ment heißt es: „Diese Entschei-

dungen sind null und nichtig
und können keinerlei Rechtswir-
kung entfalten.“ Russland setze
die globale Sicherheit aufs Spiel.
Unmittelbar nach der Anne-

xion will die Ukraine offiziellen
Angaben zufolge einen be-
schleunigten Beitritt zur Nato
beantragen. Präsident Wolody-
myr Selenskyj begründete seine
Forderung in einer Videoanspra-
che mit der Bedeutung der Uk-
raine für die Verteidigung der
westlichen Gesellschaft. Ver-
handlungen mit Kremlchef Wla-
dimir Putin schloss Selenskyj

derweil aus. Die Ukraine sei be-
reit zum Dialog mit Russland –
allerdings erst unter einem an-
deren russischen Präsidenten,
sagte er.
Als Reaktion auf die Annexion

verhängen die USA weitere
Sanktionen gegen Russland. US-
Präsident Joe Biden erklärte da-
zu am Freitag: „Die Vereinigten
Staaten verurteilen den heutigen
betrügerischen Versuch Russ-
lands, souveränes ukrainisches
Gebiet zu annektieren.“ Russ-
land verstoße damit gegen das
Völkerrecht, trete die Charta der
Vereinten Nationen mit Füßen
und zeige seine Verachtung für
friedliche Nationen überall.
„Diese Aktionen sind nicht
rechtmäßig“, betonte Biden.
Unterdessen wurde in der süd-

ukrainischen Stadt Saporisch-
schja ein ziviler Autokonvoi mit
Raketen beschossen. 30 Men-
schen starben nach ukraini-
schen Angaben. Auch Russland
bestätigte den Angriff. Beide Sei-
ten bezichtigten sich gegensei-
tig, den Konvoi angegriffen zu
haben. Ukraines Präsident Se-
lenskyj nannte die Täter „abso-
lute Terroristen“, für die „in der
zivilisierten Welt kein Platz ist“.

Wegen der weiteren Eskalation
der Lage schloss Finnland seine
Grenze zu Russland. Norwegen
verschärfte seine Kontrollen an
der gemeinsamen Grenze mit
Russland.

Derweil kommt die ukraini-
sche Offensive in der Region Do-
nezk offenbar weiter voran. Der
Chef der Donezker Separatisten,
Denis Puschilin, hat die fast
komplette Einschließung der
strategisch wichtigen Kleinstadt
Lyman durch ukrainische Trup-
pen eingestanden. Zuvor hatten
russische Militärblogger bereits
von der faktischen Einschlie-
ßung der russischen Gruppie-
rung bei Lyman im Nordosten
des Gebiets Donezk berichtet.

Algen Ursache
für Fischsterben
BERLIN (epd). Das massive

Fischsterben in der Oder im
Sommer geht Experten zufol-
ge auf einen sprunghaft ge-
stiegenen Salzgehalt im Fluss
zurück, der zu einer Massen-
vermehrung giftiger Algen
geführt hat. Der Expertenbe-
richt gehe damit von einer
menschengemachten Um-
weltkatastrophe aus, teilten
Bundesumweltministerium
und Umweltbundesamt am
Freitag in Berlin mit. Man-
gels verfügbarer Informatio-
nen habe die Expertise je-
doch offenlassen müssen,
was die Ursache für den un-
natürlich hohen Salzgehalt
war. Unklar sei noch, wie die
giftige Alge, die normaler-
weise in Küstengewässern
vorkommt, ins Binnenland
geraten ist.

Mehrwertsteuer
auf Gas sinkt

BERLIN (epd/dpa). Der Bundes-
tag hat am Freitag in Berlin eine
Senkung der Mehrwertsteuer auf
Gas und auch auf Fernwärme be-
schlossen. Die Absenkung von 19
Prozent auf sieben Prozent auf
Energielieferungen über das Erd-
gas- und Fernwärmenetz soll
vom diesem Samstag an gelten
und wird bis zum 31. März 2024
befristet. Sie soll angesichts der
hohen Preise helfen, Gas- und
Fernwärmekunden finanziell zu
entlasten. Von den Unternehmen
werde erwartet, dass sie die Ab-
senkung 1:1 an die Verbraucher
weitergeben, heißt es in dem Ge-
setz. Nach Rechnung des Ver-
gleichsportals Verivox müssten
die Preise bei voller Weitergabe
an die Verbraucher um 7,3 Pro-
zent sinken. Für eine Familie mit
einem Gasverbrauch von 20.000
Kilowattstunden bedeute das eine
Entlastung von 366 Euro im Jahr.
Mit dem Gesetz wurde auch die
Steuerbefreiung für Sonderzah-
lungen der Arbeitgeber an ihre
Beschäftigten bis zu einer Höhe
von 3000 Euro beschlossen. Die
Möglichkeit von Sonderzahlun-
gen im Zeitraum bis Dezember
2024 war im Rahmen der Konzer-
tierten Aktion vereinbart worden.

Russlands StaatschefWladimir Putin (Mitte) und die vier von Mos-
kau ernannten Führer der eroberten ukrainischen Regionen fei-
ern die Eingliederung der annektierten Gebiete im Kreml. Foto: dpa

EU will Energie-Gewinne abschöpfen
Minister einigen sich auf Notmaßnahmen / Strompreise sollen europaweit gedeckelt werden

BRÜSSEL (dpa). Die EU-Staaten
haben sich angesichts hoher
Energiepreise auf europäische
Notmaßnahmen verständigt,
um Strom zu sparen und Ent-
lastungen zu finanzieren. Die
zuständigen Minister einigten
sich am Freitag darauf, dass
Energieunternehmen künftig
einen Teil ihrer Krisengewinne
an den Staat abgeben müssen.
Mit diesemGeld sollen Verbrau-
cher entlastet werden.
Da der Gaspreis vor dem Hin-

tergrund des Kriegs in der Uk-
raine stark gestiegen ist, ist
auch Strom teurer geworden.

Das liegt daran, dass der Strom-
preis durch das teuerste Kraft-
werk bestimmt wird, das zur
Produktion eingeschaltet wird –
derzeit sind das vor allem Gas-
kraftwerke. Auch Produzenten
von billigerem Strom – etwa
aus Sonne, Wind, Atomkraft
oder Braunkohle – können die-
sen zu hohen Preisen verkau-
fen. Ihre Einnahmen sollen
künftig bei 180 Euro pro Mega-
wattstunde gedeckelt werden,
wie Diplomaten bestätigten.
Mit dem Überschuss sollen Ent-
lastungen für Bürger finanziert
werden. Bundeswirtschaftsmi-

nister Robert Habeck (Grüne)
sagte am Rande des Treffens,
die Bundesregierung habe sich
darauf vorbereitet, und die Um-
setzung könne vergleichsweise
schnell gehen.
Die Maßnahmen treffen nicht

nur die Produzenten von billi-
gem Strom aus erneuerbaren
und anderen Quellen, sondern
auch Öl-, Kohle- und Gasunter-
nehmen sowie Raffinerien. Sie
sollen eine Solidaritätsabgabe
von mindestens 33 Prozent auf
ihre Übergewinne zahlen. Mit
dem Geld sollen ebenfalls Ent-
lastungen für Bürger und Unter-

nehmen finanziert werden.
Die Vertreter billigten auch ein

verpflichtendes Stromsparziel
von fünf Prozent in Zeiten ho-
her Nachfrage. Dann kostet
Strom besonders viel, da teures
Gas zur Produktion genutzt
werden muss. Insgesamt soll-
ten die EU-Länder ihren Strom-
verbrauch freiwillig um zehn
Prozent senken.
Die Minister wollten auch

einen EU-weiten Gaspreisde-
ckel diskutieren, wie ihn mehr
als die Hälfte der EU-Staaten ge-
fordert hat. Beschlüsse gab es
dazu allerdings noch nicht.

Um die explodierenden Energiepreise in den Griff zu bekommen,
will die EU auch die Krisengewinne der Energieunternehmen ab-
schöpfen. Foto: dpa

DieWelle
rollt an

Die Zahl der Corona-Infektionen
steigt wieder stark an. Experten

sind sich sicher: Das ist die erwar-
tete Herbstwelle. . HINTERGRUND
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Diese Entscheidungen
sind null und nichtig
und können keinerlei
Rechtswirkung
entfalten.

Die Staats- und Regierungschefs der
EU-Staaten zur russischen Annexion
ukrainischen Staatsgebiets
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Im Auge der Kommunalaufsicht
Friedhof: Gebühren nochmal überarbeitet /
Ausschuss berät über Neufassung. ® SEITE 13

Party: „We love Schifferstadt“
Interview: DJ Olde alias Jannis Schreiner über
seine Anfänge, Erfolg und Heimat. ® SEITE 16

Auftaktleistung untermauern
VfK 07: Doppelkampfwoche in der zweiten
Bundesliga. ® SEITE 17
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Heute im Tagblatt: Die neue
Ausgabe von Land & Leute
Pferdehufe wollen gepflegt
werden. Wie ein Hufschmied
sie kürzt und neu beschlägt,
zeigen wir in der neuesten
Ausgabe, die heute dem Tag-
blatt beiliegt.
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Gottesdienstreihe „Kommt!
ruft ER!“ startet in die fünfte
Staffel
Am Sonntag, 9. Oktober, startet
die fünfte Staffel der Reihe
„Kommt! ruft ER“. Der Gottes-
dienst für Jung und Alt beginnt
um 10.30 Uhr in der St. Jako-
buskirche und wird musikalisch
mitgestaltet von einer Band. Be-
reits ab 9:45 Uhr gibt es Kaffee
und Begegnung im angrenzen-
den Pfarrheim. Den Kindern
steht ein Maltisch zur Verfü-
gung. Wie gewohnt findet dann
parallel zum Gottesdienst in der
St. Jakobuskirche ein Kinder-
gottesdienst im Pfarrheim statt.
® SEITE 16
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Klima-Protest ohne Grenzen?
Aktivisten blockieren in Berlin Autobahn / Feuerwehr deswegen später am Einsatzort / Debatte über Aktionen

BERLIN. Ein schwerer Unfall in
der Berliner Innenstadt be-
schäftigt die Polizei und auch
die Politik: Eine Frau wartet
schwer verletzt auf Hilfe. Ein
Betonmischer hatte sie zuvor
überrollt. Mitten in Berlin, am
frühen Montagmorgen, ganz in
der Nähe des Bahnhofs Zoo.
Die Szene an sich ist verstö-
rend genug. Was danach ge-
schieht, ist es ebenfalls: Es
wird bekannt, dass sich die Hil-
fe, die die Frau so dringend
braucht, wegen Klima-Protes-
ten verspätet. Aktivisten der
Protestgruppe „Letzte Genera-
tion“ hatten sich, wie schon
seit Monaten, wieder an einer
Fahrbahn festgeklebt. Das
Spezialfahrzeug, das die verun-
glückte Radfahrerin bergen
sollte, habe deswegen „eine
recht relevante Zeit“ im Stau
gestanden, sagt ein Feuerwehr-
sprecher.
Die Aktivisten selbst drücken

wenig später ihr Bedauern aus.
Sprecherin Carla Hinrichs er-
klärt per Mitteilung, sie hoffe
inständig, dass sich der Zu-
stand der Radfahrerin nicht

durch das späte Eintreffen des
Einsatzwagens verschlimmert
habe. Am Tag drauf versichert
Gruppenmitglied Lars Werner,
dass die Aktivisten weiterhin
„mit größtmöglicher Sorgfalt
darauf achten“ würden, dass
durch sie keine Rettungseinsät-
ze oder Notfälle blockiert wer-
den. Wenn ein Rettungswagen
durch müsse, stünden die Ak-
tivisten „unverzüglich auf“,
sagt Werner. Anzeichen dafür,

dass die „Letzte Generation“
künftig auf bestimmte Formen
des Protests verzichten könnte,
sind aus den Antworten nicht
herauszulesen.
Beschädigte Kunstwerke, die

Aktivisten mit Kartoffelbrei
übergießen, sind das eine. Aber
kann und darf der Protest fürs
Klima so weit gehen, dass er
Menschenleben gefährdet?
Nein, das dürfe nicht sein, sagt
nun auch Bundeskanzler Olaf

Scholz (SPD), der sich in den
vergangenen Wochen nie so
deutlich zu extremen Formen
des Klima-Protests geäußert
hatte. Er appelliere an die Be-
teiligten, andere nicht zu ge-
fährden, sagt Scholz. Die Ak-
tionen der „Letzten Genera-
tion“ seien insgesamt nicht auf
„sehr weitreichenden Beifall“
gestoßen. Auf seinen Beifall
auch nicht, schiebt er hinter-
her.
Auch Marco König, Vorsitzen-

der des Deutschen Berufsver-
bands Rettungsdienst e.V., ist
alles andere als begeistert.
„Wenn sich Klimaaktivisten
auf Straßen festkleben und da-
durch Einsatzfahrzeuge erheb-
lich später zum Einsatzort ge-
langen, ist das nicht nur mora-
lisch verwerflich, sondern auch
strafrechtlich zu bewerten, soll-
te dadurch ein Schaden für den
Notfallpatienten entstehen“,
sagt er. Selbstverständlich kön-
ne es auch durch Unfälle oder
hohes Verkehrsaufkommen zu
Verzögerungen kommen.
Allerdings liege hier, anders

als bei den Klima-Aktionen,
„grundsätzlich kein Vorsatz
vor“. Dafür, dass auch noch

Rettungswagen beansprucht
würden, um festgeklebte Akti-
visten von der Fahrbahn zu
„befreien“, hat König über-
haupt kein Verständnis. Das
überschreite definitiv „rote Li-
nien“, sagt er – und ist mit die-
sen Gedanken auch nicht allei-
ne.

Nach den Angriffen auf
Kunstgemälde, wie im Mu-
seum Barberini in Potsdam, ist
das Kopfschütteln über die Ak-
tionen heftiger geworden. Dass
es jetzt auch möglicherweise
um Menschenleben geht, ist
ein weiterer Dämpfer für die
Akzeptanz des Protests. Auch
die Rufe nach Konsequenzen
werden immer lauter. Mehr als
730 Verfahren hat die Berliner
Staatsanwaltschaft inzwischen
zu den anhaltenden Aktionen
auf den Tisch bekommen.

Von Fatima Abbas

Höhere Steuern
für Briten

LONDON (dpa). In Großbritan-
nien stimmt die konservative
Regierung des neuen Premier-
ministers Rishi Sunak die Bevöl-
kerung auf höhere Steuern ein.
Gut zwei Wochen vor einem
mit Spannung erwarteten Haus-
haltsplan des Kabinetts hieß es
am Dienstag nach Berichten der
BBC und anderer Medien aus
dem Finanzministerium: „In
den kommenden Jahren wer-
den alle mehr Steuern zahlen
müssen.“ Eine namentlich
nicht genannte Quelle aus dem
Ministerium sprach demnach
von einem „schwarzen Loch“
in der Steuerkasse. Es kämen
harte Zeiten auf das Land zu.
Die enormen Ausgaben wegen
der Corona-Pandemie und mas-
siv gestiegener Energiepreise
könnten nicht allein durch Kür-
zungen in anderen Bereichen
gegenfinanziert werden, hieß es
den Berichten zufolge weiter.

Handwerk
pessimistisch

KÖLN (dpa). Fachkräfte wer-
den im deutschen Handwerk
händeringend gesucht. Und
daran ändert sich trotz schwä-
chelnder Konjunktur und düs-
terer Aussichten für die Ge-
samtwirtschaft voraussicht-
lich kaum etwas. „Die Fach-
kräfteengpässe im Handwerk
sind auf einem so hohen
Niveau, dass da noch sehr viel
passieren müsste, bevor man
ansatzweise an einen ausge-
glichenen Markt denken
könnte“, sagte Lydia Malin
vom Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) in Köln. Mo-
mentan erwarte sie nicht, dass
sich die Entwicklung im
Handwerk umkehren könnte.
„Der Fachkräftemangel wird
sich vermutlich allein auf-
grund des demografischen
Wandels weiter verschärfen
und eine der großen Heraus-
forderungen der nächsten Jah-
re sein.“ Handwerksbetriebe
sehen sich aus verschiedenen
Gründen steigenden Kosten
gegenüber. Für den Endkun-
den werde die Handwerksleis-
tung dadurch teurer.

Wenn Kleben Leben gefährdet: Nach dem schweren Betonmischer-
Unfall mit einer lebensgefährlich verletzten Radfahrerin, bei dem
es laut Feuerwehr wegen einer Blockadeaktion von Klimaaktivis-
ten zu Verzögerungen bei der Rettung gekommen ist, ermittelt
die Polizei gegen zwei der Blockierer. Foto: dpa

Versorgung wird immer schwieriger
Ukraine: Putin will mit „Stromterror“ Flüchtlingskrise in EU auslösen

KIEW / MOSKAU (dpa). Nach
russischen Raketenangriffen
auf die Energie-Infrastruktur
der Ukraine ist es in der Haupt-
stadt Kiew und sechs weiteren
Regionen zu Einschränkungen
bei der Stromversorgung ge-
kommen. Der Strom werde für
Kunden zeitlich gestaffelt abge-
schaltet, teilte der Energiever-
sorger Ukrenerho am Dienstag
in Kiew mit. Die Ukraine wirft
Russland „Energieterror“ vor
mit dem Ziel, die Menschen in
Dunkelheit, Kälte und Angst zu
stürzen. Kremlchef Wladimir
Putin wolle so Menschen in die

EU treiben, um dort die Lage
durch eine Vielzahl an Flücht-
lingen zu destabilisieren, heißt
es in Kiew. Der ukrainische Prä-
sident Wolodymyr Selenskyj
forderte angesichts der massi-
ven Schäden am Energie-Netz
Hilfen der EU beim Wiederauf-
bau. 40 Prozent des Energiesys-
tems seien zerstört. Russland
werde die Raketenangriffe auf
die ukrainische Infrastruktur
fortsetzen, sagte derweil Vertei-
digungsminister Sergej Schoi-
gu. Damit würden „effektiv“
Objekte zerstört und es werde
das militärische Potenzial der

Ukraine reduziert. Schoigu teil-
te zudem mit, die Teilmobilma-
chung von 300.000 Reservisten
für den Kriegsdienst in der Uk-
raine sei abgeschlossen. 87.000
von ihnen seien inzwischen im
Kampfgebiet.
Die Integrationsbeauftragte

der Bundesregierung, Reem
Alabali-Radovan, gab die Zahl
der bisher von Deutschland
aufgenommenen Flüchtlinge
aus der Ukraine am Dienstag
mit mehr als einer Million an.
Hinzu kämen noch 160.000
Schutzsuchende aus anderen
Staaten, sagte sie.

Der Export von ukrainischem
Getreide über das Schwarze
Meer soll am Mittwoch für
einen Tag ausgesetzt werden.
Darauf hätten sich die ukraini-
sche, türkische und die UN-De-
legation geeinigt, die laut Ge-
treideabkommen in einem spe-
ziell eingerichteten Zentrum in
Istanbul zusammenarbeiten,
wie die UN mitteilte. Zuvor
wurde der Seetransport ukrai-
nischen Getreides gegen den
Willen Russlands am Dienstag
fortgesetzt. Drei weitere Frach-
ter liefen aus ukrainischen Hä-
fen aus.

Es bleibt dunkel in der Ukraine: Wegen der Schäden am Strom-
netz durch russischen Beschuss wird stundenweise der Strom ab-
geschaltet. Foto: dpa

Das Ende
der großen
Kaufhäuser
Noch vor wenigen Jahrzehnten
dominierten die Konsumtempel
der großenWarenhausketten die
deutschen Innenstädte. Dann blie-
ben immer mehr Kunden weg.
Stattdessen kamen schillernde In-
vestoren. . WIRTSCHAFT

Archivfoto: dpa

Wir verurteilen
dieses Verhalten.

Berlins Regierende Bürgermeisterin
Franziska Giffey übte deutliche
Kritik an den Aktionen
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„Hoch kriminelle Gangster“
Hackerangriff: Offener Brief des
Landrats an die Bürger. ® SEITE 7

Ehrenwerten Einsatz belohnt
ASV: Verdiente Mitglieder und
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Höhepunkt im Jubiläumsjahr
Schach: Simultanveranstaltung mit
Vincent Keymer. ® SEITE 9
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Carl-Loewe-Liederabend
abgesagt
Der Carl-Loewe-Liederabend,
der anlässlich des 20-jährigen
Städtejubiläums mit Löbejün
geplant ist, muss aufgrund der
Corona-Erkrankung des Sän-
gerehepaares abgesagt werden.
Die Veranstaltung, die in Zu-
sammenarbeit mit dem Club
Ebene Eins stattfinden sollte,
war für Samstag, 5. Novem-
ber, geplant.
® SEITE 9
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Lebenslang für Polizistenmörder
Wilderer erschoss zwei junge Polizisten bei Kusel – nun verurteilt ihn ein Gericht zu einer hohen Haftstrafe

KAISERSLAUTERN. Das Landge-
richt Kaiserslautern hat den 39-
jährigen Andreas S. wegen des
Mordes an zwei jungen Polizis-
ten im Januar bei Kusel zu le-
benslanger Haft verurteilt. Zu-
dem stellte der Vorsitzende
Richter Raphael Mall bei der
Urteilsverkündung am Mitt-
woch die besondere Schwere
der Schuld fest. Damit ist eine
Entlassung auf Bewährung
nach der Mindesthaftdauer von
15 Jahren praktisch ausge-
schlossen. Der Verurteilte nahm
das Urteil regungslos hin.
Am 31. Januar kontrollierten

die Polizisten Alexander K. (29)
und Yasmin B. (24) nachts auf
einer Kreisstraße bei Kusel zwei
Männer, den aus dem Saarland
stammenden Andreas S. und
Florian V., die mit einem Klein-
transporter voll illegal geschos-
sener Wildtiere am Straßenrand
parkten. Das Landgericht sah
es als erwiesen an, dass And-
reas S. während dieser Kontrol-
le das Feuer auf beide Polizis-
ten eröffnete, um die Tat der
Wilderei zu vertuschen. S. war

hoch verschuldet und finan-
zierte sein Leben weitestge-
hend mit dem Verkauf der ille-
gal geschossenen Tiere, wo-
durch das Gericht die Mord-
merkmale der Vertuschung und
der Habgier als erfüllt ansah.
20 Verhandlungstage dauerte

der Prozess, bis es zu einem
Urteil kommen konnte. And-
reas S. hatte bis zuletzt seinen
Komplizen Florian V. (33) be-
schuldigt, aus Panik das Feuer
auf die Polizisten eröffnet zu

haben. Er selbst habe lediglich
beim daraus resultierenden
Schusswechsel aus Notwehr
zurückgefeuert – und ver-
sehentlich den Polizisten Ale-
xander K. getötet. Der Vorsit-
zende Richter fand aber zu vie-
le Widersprüche in den Aussa-
gen des Hauptangeklagten und
folgte der Forderung der Staats-
anwaltschaft, die von Prozess-
beginn an Andreas S. als allei-
nigen Schützen verdächtigte.
Der Polizeikommissar Alexan-

der K. hatte 15 Schüsse aus sei-
ner Dienstwaffe abgegeben,
den Schützen aber nicht getrof-
fen.
Den neben S. angeklagten Flo-

rian V. sprach das Gericht zwar
der Mittäterschaft der gewerbs-
mäßigen Jagdwilderei schuldig.
Es sah aber von einer Strafe ab,
da er vor dem Prozess umfas-
send ausgesagt hatte. Er habe
damit zur Aufklärung beigetra-
gen. Der Mann soll sich an der
Beseitigung der Spuren beteiligt
haben, aber nicht geschossen
haben. Die Männer waren kurz
nach der Tat im Saarland fest-
genommen worden.
Mit dem Urteil gegen Andreas

S. folgte das Gericht dem An-
trag der Staatsanwaltschaft.
Diese hatte gesagt, die Tat habe
„Hinrichtungscharakter“ ge-
habt – daher liege eine beson-
dere Schwere der Schuld vor.
Die Verteidigung hatte für „ein
gerechtes Urteil“ plädiert, ohne
konkrete Forderung. Aus ihrer
Sicht war die Tat „kein Mord,
maximal Körperverletzung mit
Todesfolge“.
Bundesinnenministerin Nan-

cy Faeser (SPD) erklärte, sie
denke vor allem an die Opfer

„dieser furchtbaren Tat“. Die
rheinland-pfälzische Minister-
präsidentin Malu Dreyer (SPD)
sagte, mit dem Urteil gehe „ein
Prozess zu Ende, der zuvor-
derst die Angehörigen und
Freunde, aber auch die Kolle-
ginnen und Kollegen sehr be-
lastet hat“.

Die große Zahl der Beileidsbe-
kundungen habe gezeigt, „wie
sehr diese so brutale wie sinn-
lose Tat die Menschen bewegt
hat“, erklärte Landesinnenmi-
nister Michael Ebling (SPD).
Die rheinland-pfälzische Lan-
desvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Sabrina
Kunz, sagte: „Wir sind zufrie-
den mit dem Urteil.“ Die Polizei
habe dies erwartet und sei „er-
leichtert, dass das Gericht der
Höchststrafe gefolgt ist“.

Von StephenWeber
und Christian Matz

Neue Regeln
für Einwanderung
BERLIN (dpa). Um mehr

Arbeitskräfte nach Deutschland
zu locken, will die Bundesre-
gierung die Regeln für Einreise
und Anerkennung von Berufs-
abschlüssen vereinfachen. Ein
entsprechender Plan wurde am
Mittwoch vom Kabinett verab-
schiedet. Er sieht unter ande-
rem vor, dass anerkannte aus-
ländische Fachkräfte künftig
auch in Berufen arbeiten kön-
nen sollen, die mit ihrer Ausbil-
dung nichts oder wenig zu tun
haben. Ein Mechaniker könnte
etwa als Lagerist oder eine Poli-
zistin als Kellnerin angeworben
werden. Berufserfahrung soll
bei der Erteilung eines Arbeits-
visums stärker berücksichtigt
werden. Die Anerkennung des
im Herkunftsland erworbenen
Abschlusses muss nicht zwin-
gend vor der Einreise erfolgen.

Spannung vor
deutschem Spiel
DOHA (red). Die Spannung

ist groß vor dem deutschen Fi-
nale in Gruppe E gegen Costa
Rica (Donnerstag, 20
Uhr/ARD und MagentaTV),
das Interesse an der Fußball-
WM in Katar wird unter den
Deutschen laut YouGov-Um-
frage immer größer. Und die
Fans stehen schon mit Re-

chenschiebern und Formel-
sammlung in den Startlö-
chern. Das Bibbern und Rech-
nen haben die Australier in
Gruppe F bereits erfolgreich
hinter sich gebracht. Der Ex-
Bundesliga-Spieler Mathiew
Leckie schoss die Socceroos
am Mittwochnachmittag zum
1:0-Sieg gegen Dänemark und
damit ins Achtelfinale. Damit
ist der skandinavische Ge-
heimfavorit schon raus, ge-
nauso wie Tunesien, das Titel-
verteidiger Frankreich überra-
schend 1:0 besiegte.

Verurteilt wegen des Mordes an zwei Polizisten: Andreas S. am
Mittwoch im Gericht in Kaiserslautern. Foto: dpa

Chinesische Führung will hart durchgreifen
Kommunistische Partei sieht bei Protesten „Infiltration und Sabotage feindlicher Kräfte“ / Kritiker sprechen von einer „Gesundheitsdiktatur“

PEKING (dpa). Als Reaktion auf
die größte Protestwelle in China
seit Jahrzehnten hat die chinesi-
sche Führung ein hartes Durch-
greifen bei neuen Unruhen an-
gedroht. Die Politik- und Rechts-
kommission der Kommunisti-
schen Parteimachte „feindliche“
Elemente für die Störung der öf-
fentlichen Ordnung verantwort-
lich, wie Staatsmedien am Mitt-
woch aus einer Mitteilung zitier-
ten. Hintergrund ist der weitver-
breitete Unmut im Volk über die
harten Null-Covid-Maßnahmen,
der amWochenende zu Protest-
märschen in mehreren Millio-

nenmetropolen geführt hatte.
„Es ist notwendig, Konflikte und
Streitigkeiten rechtzeitig zu lö-
sen und zu helfen, die prakti-
schen Schwierigkeiten der Men-
schen zu bewältigen“, hieß es in
einer Stellungnahme nach einer
Sitzung der Kommission am
Vortag. „Wir müssen nach dem
Gesetz hart gegen Infiltration
und Sabotage feindlicher Kräfte
durchgreifen.“ „Kriminelle Ak-
tionen, die die soziale Ordnung
stören“, müssten verfolgt und
die gesellschaftliche Stabilität
gewahrt werden. Die Stellung-
nahme ging nicht direkt auf die

Proteste amWochenende gegen
rigorose Null-Covid-Maßnah-
men wie Lockdowns, Zwangs-
quarantäne und Massentests
ein. Doch sah der ehemalige
Chefredakteur des Parteiblatts
„Global Times“, Hu Xijin, in der
„indirekten Botschaft“ eine „kla-
re Warnung“: „Die Demonstran-
ten müssen es verstanden ha-
ben“, schrieb der linientreue
Kommentator auf Twitter.
Die rigorosen Maßnahmen der

Behörden als Reaktion auf die
bislang größte Corona-Welle in
China seit Beginn der Pandemie
vor knapp drei Jahren hatten

Proteste in Peking, Shanghai,
Guangzhou und anderen Millio-
nenstädten ausgelöst. Es waren
die größten Demonstrationen
seit der Demokratiebewegung
1989, die damals dasMilitär blu-
tig niedergeschlagen hatte.
Es herrscht eine Nachrichten-

sperre über die Proteste. Berich-
te in sozialen Medien über ver-
einzelte neue Zwischenfälle wie
im Stadtviertel Haizhu in Gu-
angzhou in Südchina wurden
von der Zensur schnell wieder
gelöscht und ließen sich nicht
unabhängig bestätigen. In Haiz-
hu war es bereits vor zwei Wo-

chen zu Aufständen von Wan-
derarbeitern der Textilwirtschaft
gegen Covid-Maßnahmen ge-
kommen.
„Xi Jinping ist es gelungen, in-

nerhalb seiner Firewall ein Sys-
tem der kommunistischen Ge-
sundheitsdiktatur zu errichten,
mit dem – unter dem Vorwand
der Gesundheitsprävention – die
Gesamtbevölkerung überwacht
und kontrolliert wird“, schrieb
der in Deutschland lebende exi-
lierte chinesische Schriftsteller
Liao Yiwu in der „Süddeutschen
Zeitung“. „Wer China überleben
will, muss kooperieren.“

In China führt die strenge Coro-
na-Politik zu den größten Pro-
testen seit Jahrzehnten. Foto: dpa

Über Feuerwerksverbote wird
heiß diskutiert – nun startet
die pyrotechnische Industrie eine
Öko-Offensive. . WIRTSCHAFT

Grüne Böller
für Silvester?
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Der Angeklagte ist bei
beiden Opfern
vorgegangen wie zuvor
auf seinen Jagdzügen.

Richter Raphael Mall
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Adventsgefühl gesanglichgeweckt
Junge Kantorei: Gut besuchtes Konzert
für Familien in St. Jakobus. ® SEITE 9

VfK 07 meldet Insolvenz an
Ringen: Unvermeidlicher Schritt /
Sponsorengelder bleiben aus. ® SEITE 11
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Verbesserung gefordert
Ausschuss: Kommunalaufsicht
macht Auflagen. ® SEITE 11
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Trockenschäden im
Hochzeitswäldchen
Wie die Erste Beigeordnete Ur-
sula Behrendt-Roden berichtet,
hat das Hochzeitswäldchen
nach der gemeinsamen An-
pflanzung mit den Hochzeits-
gästen den heißen Sommer
nicht überlebt. Etwa 90 % der
jungen Stileichen sind trotz
tatkräftiger Bewässerungsun-
terstützung der Feuerwehr ein-
gegangen.
® SEITE 9

Kreisverwaltung wieder
telefonisch erreichbar
Nach dem Hackerangriff auf
die Kreisverwaltung Rhein-
Pfalz-Kreis und dessen weitrei-
chende Folgen, konnte die te-
lefonische Erreichbarkeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Verwaltung nunmehr
weitestgehend wieder herge-
stellt werden. Die Telefonan-
lage ist wieder in Betrieb, so
dass die Bürgerinnen und Bür-
ger Ihre/n entsprechende/n
Ansprechpartner telefonisch
kontaktieren können.
® SEITE 11
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MOSKAU/BERLIN. Er galt als
einer der Väter der Deutschen
Einheit und als Wegbereiter für
das Ende des Kalten Krieges:
Nun ist der russische Friedens-
nobelpreisträger und ehemalige
sowjetische Staatschef Michail
Gorbatschow nach schwerer
und langer Krankheit im Alter
von 91 Jahren in Moskau gestor-
ben. Das teilte das Zentrale kli-
nische Krankenhaus der russi-
schen Hauptstadt mit. Weltweit
trauerten Politikerinnen und
Politiker um Gorbatschow und
erinnerten an sein Vermächtnis.
Am Mittwoch gab es zunächst

noch keine Entscheidung, ob
ein Staatsbegräbnis vorgesehen
ist, sagte Kremlsprecher Dmitri
Peskow laut Nachrichtenagen-
tur Interfax. Dies hänge auch
von denWünschen der Angehö-
rigen und Freunde ab. Ange-
sichts des russischen Angriffs-
krieges gegen die Ukraine und
der größtenteils gekappten Flug-
verbindungen gilt es zudem als
unklar, ob überhaupt internatio-
nale Gäste zu einer Beerdigung
nach Moskau kommen würden.
Bundeskanzler Olaf Scholz

würdigte Gorbatschow als muti-

gen Reformer. „Deutschland
verneigt sich vor ihm“, schrieb
der SPD-Politiker auf Twitter.
Seine Politik der Perestroika
(Umbau) habe die Grundlage
dafür gelegt, den Kalten Krieg
zu überwinden, Grenzbäume
wegzuräumen und Europa und
Deutschland wieder zu ver-
einen. „Ich hoffe, dass der rus-
sische Staat seinem früheren
Staats- und Regierungschef die
Ehre erweist, die ihm gebührt.“
Außenministerin Annalena Ba-
erbock (Grüne) bezeichnete
Gorbatschow am Rande eines

EU-Außenministertreffens in
Prag als zentrale Person für die
Geschichte Deutschlands. Der
französische Präsident Emma-
nuel Macron würdigte Gorbat-
schow auf Twitter als „Mann
des Friedens“.
Russlands StaatschefWladimir

Putin fand in einem vom Kreml
veröffentlichten, kurz gehalte-
nen Beileidstelegramm an die
Angehörige lobende Worte für
Gorbatschows Reformanstren-
gungen und humanitären Ein-
satz. „Michail Gorbatschow war
ein Politiker und Staatsmann,
der gewaltigen Einfluss auf den
Lauf der Weltgeschichte ausge-
übt hat“, schieb der Kremlchef.
Gorbatschow hatte Putin mehr-
fach für die Einschränkungen
von Freiheit und Demokratie in
Russland kritisiert. Der im Straf-
lager inhaftierte Kremlgegner
Alexej Nawalny würdigte Gor-
batschow auf Twitter als „he-
rausragenden Mann“.
Bundespräsident Frank-Walter

Steinmeier nannte Gorbatschow
einen „großen Staatsmann“, der
in den vergangenen Jahren da-
runter gelitten habe, dass sein
Traum von Zusammenhalt und
Frieden in Europa in immer wei-
tere Ferne rückte. Die frühere
Bundeskanzlerin Angela Merkel

(CDU) erklärte auf ihrer Inter-
net-Seite, sie habe die Nachricht
von Gorbatschows Tod mit gro-
ßer Trauer vernommen. Ohne
dessen Bekenntnis „zu Glasnost
und Perestroika, also zu Offen-
heit und Umbau, wäre auch die
friedliche Revolution in der DDR
nicht möglich gewesen“.

Ein beispielloser
Reformprozess

Gorbatschow, im Nordkauka-
sus geboren, war der letzte Ge-
neralsekretär der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion.
Mit seiner Politik von Glasnost
und Perestroika hatte er zuvor
einen beispiellosen Reformpro-
zess eingeleitet. Das brachte den
Menschen in dem totalitären
System der UdSSR bis dahin nie
da gewesene Freiheiten. 1990 er-
hielt Gorbatschow für seine mu-
tigen Reformen den Friedensno-
belpreis. Der politische Prozess
führte letztlich zum Zusammen-
bruch des kommunistischen Im-
periums. 1991 trat er als sowje-
tischer Präsident zurück, bevor
sich der Staat wenig später
selbst auflöste.
Der Politiker, der in den ver-

gangenen Jahren immer wieder
im Krankenhaus behandelt wer-

den musste, wurde seither welt-
weit geschätzt: Unter seiner
Führung hatte die Sowjetunion
in den 1980er-Jahren mit den
USA auch wegweisende Verträ-
ge zur atomaren Abrüstung und
Rüstungskontrolle geschlossen.
Besonders die Ostdeutschen

verehren „Gorbi“, wie sie ihn
nennen, bis heute als Staats-
mann, der ihnen vor mehr als
drei Jahrzehnten die Freiheit
brachte. Ein Großteil der russi-
schen Bevölkerung sah den frü-
heren Partei- und Staatschef al-
lerdings stets als Totengräber der
Sowjetunion – und als einen
Politiker ohne Machtinstinkt.
Bis zu seinem Tod kümmerte

sich Gorbatschow um seine
eigene politische Stiftung in
Moskau. Die Organisation setzt
sich für demokratische Werte
und eine Annäherung Russ-
lands an denWesten ein. Außer-
dem schrieb er zahlreiche Bü-
cher und war auch Miteigentü-
mer der kremlkritischen Zeitung
„Nowaja Gaseta“, die immer
wieder Missstände in Russland
aufdeckt.
Beerdigt wird Gorbatschow

am Samstag in Moskau auf dem
Neujungfrauenfriedhof für Pro-
minente – neben seiner Frau
Raissa.

Von Ulf Mauder, Christian Thiele
und Friedemann Kohler Arbeitslosenzahl

ist gestiegen
NÜRNBERG (dpa). Die Zahl

der Arbeitslosen in Deutsch-
land ist im August gegenüber
dem Vormonat um 77000 auf
2,547 Millionen gestiegen. Wie
die Bundesagentur für Arbeit
am Mittwoch weiter mitteilte,
nahm die Arbeitslosenquote
um 0,2 Punkte auf 5,6 Prozent
zu. Im Vergleich zum August
des Vorjahres sank die Zahl der
Arbeitslosen um 31000. „Trotz
der wirtschaftlichen und politi-
schen Unsicherheiten ist der
Arbeitsmarkt robust“, sagte die
Vorstandsvorsitzende der Bun-
desagentur, Andrea Nahles.
„Arbeitslosigkeit und Unterbe-
schäftigung haben zwar im Au-
gust erneut stärker zugenom-
men als jahreszeitlich üblich“,
sagte Nahles. „Dies liegt jedoch
weiterhin an der Erfassung uk-
rainischer Geflüchteter.“

Grünen-Politiker
Ströbele gestorben
BERLIN (dpa). Der Grünen-

Politiker Hans-Christian Ströbe-
le ist tot. Er starb amMontag im
Alter von 83 Jahren, wie sein
Rechtsanwalt Johannes Eisen-
berg amMittwoch mitteilte. Der
frühere RAF-Anwalt Ströbele
war 2002 als erster Grüner per
Direktmandat im Berliner
Wahlkreis Friedrichshain-
Kreuzberg in den Bundestag ge-
wählt worden und ging damit
in die Parteigeschichte ein. Strö-
bele hatte die Grünen mitge-
gründet und saß 21 Jahre lang
im Bundestag. Erst 2017, mit 78
Jahren, war er aus der aktiven
Politik ausgestiegen, betrieb sei-
ne Anwaltskanzlei in Berlin
aber zunächst weiter. Vor seiner
Zeit bei den Grünen war er ak-
tiv in der damaligen Außerpar-
lamentarischen Opposition
(APO). Eisenberg: „Er hat selbst
entschieden, dass er den langen
Leidensweg, den ihm seine Er-
krankungen zugemutet hat,
nicht mehr fortsetzen wollte
und lebenserhaltende Maßnah-
men reduziert. Er war bis zu-
letzt bei vollem Bewusstsein.
Nicht der Geist, der Körper wur-
de ihm zur Qual und hat ihn am
29. August 2022 verlassen.“

Ampel arbeitet an Entlastungen
Bundesregierung nennt jedoch keine Details zum Paket / Digitalisierungsstrategie mit 18 Leuchtturmprojekten

MESEBERG (dpa). Die Bundes-
regierung spannt Bürger und
Unternehmen weiter auf die Fol-
ter, welche Entlastungen es an-
gesichts der hohen Energieprei-
se geben soll. „Wir arbeiten am
großen Bauwerk, und die Archi-
tektur dieses Bauwerks hängt
eben von allen Einzelteilen ab,
die aber nur zusammen eine gu-
te Konstruktion ergeben“, sagte
Bundeskanzler Olaf Scholz am
Mittwoch nach einer Kabinetts-
klausur auf Schloss Meseberg in
Brandenburg. Ziel sei „ein sehr
präzises, ein sehr maßgeschnei-
dertes Entlastungspaket“. Zu-

gleich gab der SPD-Politiker zu
verstehen, es mache ihn „pro-
fessionell stolz“, dass die Ver-
handlungen so vertraulich blie-
ben.
Finanzminister Christian Lind-

ner kündigte ein „wuchtiges Pa-
ket“ an, das sich an die ganze
Breite der Gesellschaft richten
werde. Zur Finanzierung gebe es
für dieses Jahr im Haushalt
unter anderem durch höhere
Steuereinnahmen Spielräume
im einstelligen Milliardenbe-
reich. Im kommenden Jahr sei
dann wieder mehr drin: Hier sei
im Etatentwurf schon Vorsorge

getroffen worden, sodass Bund
und Länder einen zweistelligen
Milliardenbetrag für Entlastun-
gen stemmen könnten. „Das ist
insgesamt also eine sehr beacht-
liche Entlastung beziehungswei-
se Unterstützung für sozial
Schwächere“, sagte der FDP-
Politiker.
Lindner betonte, zugleich aber

müssten die Wurzeln der hohen
Preise für Energie angepackt
werden. Auch Scholz erklärte, es
müsse darum gehen, „dass die
Preise nicht durch die Decke
schießen“. Das Problem solle auf
EU-Ebene angepackt werden.

Wirtschaftsminister Robert Ha-
beck (Grüne) wies auf eine drü-
ckende Situation für viele Fir-
men in Industrie, Handwerk
und Mittelstand hin. In vielen
Betrieben gehe schiere Angst
um. Daher gehe es auch darum,
den Unternehmen Entwick-
lungsperspektiven zu geben.
Beschlossen wurde am Mitt-

woch eine Digitalisierungsstra-
tegie mit 18 Leuchtturmprojek-
ten. Digitalminister Volker Wiss-
ing nannte bekannte Vorhaben
wie die elektronische Gesund-
heitsakte und den Glasfaseraus-
bau.

Bundeskanzler Olaf Scholz (Mitte), Finanzminister Christian Lind-
ner (links) und Wirtschaftsminister Robert Habeck kündigen ein
„wuchtiges“ Entlastungspaket an, halten sich jedoch bezüglich
der Einzelheiten bedeckt. Foto: dpa

Ohne sein
Bekenntnis zu
Glasnost und
Perestroika, also zu
Offenheit und
Umbau, wäre auch
die friedliche
Revolution in der
DDR nicht möglich
gewesen.

Die frühere Bundeskanzlerin
Angela Merkel
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Primary School unterstützen
34. Ökumenischer Hungermarsch
am Sonntag. ® SEITE 7

Tag des offenen Denkmals
11. September: Stadtführer zeigen das
Alte Rathaus. ® SEITE 7
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vhs startet in den Herbst
Neues Programm erschienen / Start
am 5. September. ® SEITE 9

HEUTE LOKAL

Glückliche Menschen,
strahlende Gesichter,
volle Kinos
Nachdem über 30.000 Tickets
schon im Vorverkauf gebucht
wurden, hat das erste Wochen-
ende den positiven Trend ein-
drucksvoll bestätigt: Gegen-
über dem Vorjahr 2021 ist eine
Steigerung bei Besuch und
Umsatz von 40% zu verzeich-
nen. „Das Festival ist hervorra-
gend besucht und die Stim-
mung auf der Parkinsel ist
großartig“, freut ich Festivalin-
tendant Dr. Michael Kötz.
® SEITE 9

Unabhängige
Aufarbeitungskommission
wählt neue Vorsitzende
Die Unabhängige Aufarbei-
tungskommission des Bistum
Speyer (UAK) hat mit Mareike
Ott eine neue Vorsitzende ge-
wählt. Der Wahl voraus gingen
kontroverse Diskussionen über
den Umgang mit der Thematik
„Missbrauch" und der Arbeits-
weise der Kommission.
® SEITE 9

„Mann des
Friedens“

Bis zuletzt kämpfte er für
demokratische Freiheiten in
Russland – nun ist Michail
Gorbatschow im Alter von

91 Jahren gestorben.
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Damit Sie wissen, was Schifferstadt bewegt!

Die  
Kaufkraft  
beweist es

Schifferstadt liegt im Vorfeld der Großstädte Mannheim –  

Ludwigshafen und in direkter Nach barschaft zu Speyer.

Überdurchschnittlich hohe Kaufkraft der Bevölkerung durch beste 

Verdienstmöglichkeiten in Schifferstadt und in den benachbarten 

Großbetrieben. Ein treuer Leserkreis bodenständiger Familien ist 

die Grundlage unserer seit 1905 bestehenden Zeitung.

Einwohnerzahl von Schifferstadt: ca. 20 000

Hausgemeinschaften von 2-3 Haushaltungen mit einem  

Abonnement.

Wer die Bevölkerung von Schifferstadt werblich erfassen will, 

muss im „Schifferstadter Tagblatt“ inserieren.
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Lebenslang für Polizistenmörder
Wilderer erschoss zwei junge Polizisten bei Kusel – nun verurteilt ihn ein Gericht zu einer hohen Haftstrafe

KAISERSLAUTERN. Das Landge-
richt Kaiserslautern hat den 39-
jährigen Andreas S. wegen des
Mordes an zwei jungen Polizis-
ten im Januar bei Kusel zu le-
benslanger Haft verurteilt. Zu-
dem stellte der Vorsitzende
Richter Raphael Mall bei der
Urteilsverkündung am Mitt-
woch die besondere Schwere
der Schuld fest. Damit ist eine
Entlassung auf Bewährung
nach der Mindesthaftdauer von
15 Jahren praktisch ausge-
schlossen. Der Verurteilte nahm
das Urteil regungslos hin.
Am 31. Januar kontrollierten

die Polizisten Alexander K. (29)
und Yasmin B. (24) nachts auf
einer Kreisstraße bei Kusel zwei
Männer, den aus dem Saarland
stammenden Andreas S. und
Florian V., die mit einem Klein-
transporter voll illegal geschos-
sener Wildtiere am Straßenrand
parkten. Das Landgericht sah
es als erwiesen an, dass And-
reas S. während dieser Kontrol-
le das Feuer auf beide Polizis-
ten eröffnete, um die Tat der
Wilderei zu vertuschen. S. war

hoch verschuldet und finan-
zierte sein Leben weitestge-
hend mit dem Verkauf der ille-
gal geschossenen Tiere, wo-
durch das Gericht die Mord-
merkmale der Vertuschung und
der Habgier als erfüllt ansah.
20 Verhandlungstage dauerte

der Prozess, bis es zu einem
Urteil kommen konnte. And-
reas S. hatte bis zuletzt seinen
Komplizen Florian V. (33) be-
schuldigt, aus Panik das Feuer
auf die Polizisten eröffnet zu

haben. Er selbst habe lediglich
beim daraus resultierenden
Schusswechsel aus Notwehr
zurückgefeuert – und ver-
sehentlich den Polizisten Ale-
xander K. getötet. Der Vorsit-
zende Richter fand aber zu vie-
le Widersprüche in den Aussa-
gen des Hauptangeklagten und
folgte der Forderung der Staats-
anwaltschaft, die von Prozess-
beginn an Andreas S. als allei-
nigen Schützen verdächtigte.
Der Polizeikommissar Alexan-

der K. hatte 15 Schüsse aus sei-
ner Dienstwaffe abgegeben,
den Schützen aber nicht getrof-
fen.
Den neben S. angeklagten Flo-

rian V. sprach das Gericht zwar
der Mittäterschaft der gewerbs-
mäßigen Jagdwilderei schuldig.
Es sah aber von einer Strafe ab,
da er vor dem Prozess umfas-
send ausgesagt hatte. Er habe
damit zur Aufklärung beigetra-
gen. Der Mann soll sich an der
Beseitigung der Spuren beteiligt
haben, aber nicht geschossen
haben. Die Männer waren kurz
nach der Tat im Saarland fest-
genommen worden.
Mit dem Urteil gegen Andreas

S. folgte das Gericht dem An-
trag der Staatsanwaltschaft.
Diese hatte gesagt, die Tat habe
„Hinrichtungscharakter“ ge-
habt – daher liege eine beson-
dere Schwere der Schuld vor.
Die Verteidigung hatte für „ein
gerechtes Urteil“ plädiert, ohne
konkrete Forderung. Aus ihrer
Sicht war die Tat „kein Mord,
maximal Körperverletzung mit
Todesfolge“.
Bundesinnenministerin Nan-

cy Faeser (SPD) erklärte, sie
denke vor allem an die Opfer

„dieser furchtbaren Tat“. Die
rheinland-pfälzische Minister-
präsidentin Malu Dreyer (SPD)
sagte, mit dem Urteil gehe „ein
Prozess zu Ende, der zuvor-
derst die Angehörigen und
Freunde, aber auch die Kolle-
ginnen und Kollegen sehr be-
lastet hat“.

Die große Zahl der Beileidsbe-
kundungen habe gezeigt, „wie
sehr diese so brutale wie sinn-
lose Tat die Menschen bewegt
hat“, erklärte Landesinnenmi-
nister Michael Ebling (SPD).
Die rheinland-pfälzische Lan-
desvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Sabrina
Kunz, sagte: „Wir sind zufrie-
den mit dem Urteil.“ Die Polizei
habe dies erwartet und sei „er-
leichtert, dass das Gericht der
Höchststrafe gefolgt ist“.

Von StephenWeber
und Christian Matz

Neue Regeln
für Einwanderung
BERLIN (dpa). Um mehr

Arbeitskräfte nach Deutschland
zu locken, will die Bundesre-
gierung die Regeln für Einreise
und Anerkennung von Berufs-
abschlüssen vereinfachen. Ein
entsprechender Plan wurde am
Mittwoch vom Kabinett verab-
schiedet. Er sieht unter ande-
rem vor, dass anerkannte aus-
ländische Fachkräfte künftig
auch in Berufen arbeiten kön-
nen sollen, die mit ihrer Ausbil-
dung nichts oder wenig zu tun
haben. Ein Mechaniker könnte
etwa als Lagerist oder eine Poli-
zistin als Kellnerin angeworben
werden. Berufserfahrung soll
bei der Erteilung eines Arbeits-
visums stärker berücksichtigt
werden. Die Anerkennung des
im Herkunftsland erworbenen
Abschlusses muss nicht zwin-
gend vor der Einreise erfolgen.

Spannung vor
deutschem Spiel
DOHA (red). Die Spannung

ist groß vor dem deutschen Fi-
nale in Gruppe E gegen Costa
Rica (Donnerstag, 20
Uhr/ARD und MagentaTV),
das Interesse an der Fußball-
WM in Katar wird unter den
Deutschen laut YouGov-Um-
frage immer größer. Und die
Fans stehen schon mit Re-

chenschiebern und Formel-
sammlung in den Startlö-
chern. Das Bibbern und Rech-
nen haben die Australier in
Gruppe F bereits erfolgreich
hinter sich gebracht. Der Ex-
Bundesliga-Spieler Mathiew
Leckie schoss die Socceroos
am Mittwochnachmittag zum
1:0-Sieg gegen Dänemark und
damit ins Achtelfinale. Damit
ist der skandinavische Ge-
heimfavorit schon raus, ge-
nauso wie Tunesien, das Titel-
verteidiger Frankreich überra-
schend 1:0 besiegte.

Verurteilt wegen des Mordes an zwei Polizisten: Andreas S. am
Mittwoch im Gericht in Kaiserslautern. Foto: dpa

Chinesische Führung will hart durchgreifen
Kommunistische Partei sieht bei Protesten „Infiltration und Sabotage feindlicher Kräfte“ / Kritiker sprechen von einer „Gesundheitsdiktatur“

PEKING (dpa). Als Reaktion auf
die größte Protestwelle in China
seit Jahrzehnten hat die chinesi-
sche Führung ein hartes Durch-
greifen bei neuen Unruhen an-
gedroht. Die Politik- und Rechts-
kommission der Kommunisti-
schen Parteimachte „feindliche“
Elemente für die Störung der öf-
fentlichen Ordnung verantwort-
lich, wie Staatsmedien am Mitt-
woch aus einer Mitteilung zitier-
ten. Hintergrund ist der weitver-
breitete Unmut im Volk über die
harten Null-Covid-Maßnahmen,
der amWochenende zu Protest-
märschen in mehreren Millio-

nenmetropolen geführt hatte.
„Es ist notwendig, Konflikte und
Streitigkeiten rechtzeitig zu lö-
sen und zu helfen, die prakti-
schen Schwierigkeiten der Men-
schen zu bewältigen“, hieß es in
einer Stellungnahme nach einer
Sitzung der Kommission am
Vortag. „Wir müssen nach dem
Gesetz hart gegen Infiltration
und Sabotage feindlicher Kräfte
durchgreifen.“ „Kriminelle Ak-
tionen, die die soziale Ordnung
stören“, müssten verfolgt und
die gesellschaftliche Stabilität
gewahrt werden. Die Stellung-
nahme ging nicht direkt auf die

Proteste amWochenende gegen
rigorose Null-Covid-Maßnah-
men wie Lockdowns, Zwangs-
quarantäne und Massentests
ein. Doch sah der ehemalige
Chefredakteur des Parteiblatts
„Global Times“, Hu Xijin, in der
„indirekten Botschaft“ eine „kla-
re Warnung“: „Die Demonstran-
ten müssen es verstanden ha-
ben“, schrieb der linientreue
Kommentator auf Twitter.
Die rigorosen Maßnahmen der

Behörden als Reaktion auf die
bislang größte Corona-Welle in
China seit Beginn der Pandemie
vor knapp drei Jahren hatten

Proteste in Peking, Shanghai,
Guangzhou und anderen Millio-
nenstädten ausgelöst. Es waren
die größten Demonstrationen
seit der Demokratiebewegung
1989, die damals dasMilitär blu-
tig niedergeschlagen hatte.
Es herrscht eine Nachrichten-

sperre über die Proteste. Berich-
te in sozialen Medien über ver-
einzelte neue Zwischenfälle wie
im Stadtviertel Haizhu in Gu-
angzhou in Südchina wurden
von der Zensur schnell wieder
gelöscht und ließen sich nicht
unabhängig bestätigen. In Haiz-
hu war es bereits vor zwei Wo-

chen zu Aufständen von Wan-
derarbeitern der Textilwirtschaft
gegen Covid-Maßnahmen ge-
kommen.
„Xi Jinping ist es gelungen, in-

nerhalb seiner Firewall ein Sys-
tem der kommunistischen Ge-
sundheitsdiktatur zu errichten,
mit dem – unter dem Vorwand
der Gesundheitsprävention – die
Gesamtbevölkerung überwacht
und kontrolliert wird“, schrieb
der in Deutschland lebende exi-
lierte chinesische Schriftsteller
Liao Yiwu in der „Süddeutschen
Zeitung“. „Wer China überleben
will, muss kooperieren.“

In China führt die strenge Coro-
na-Politik zu den größten Pro-
testen seit Jahrzehnten. Foto: dpa

Über Feuerwerksverbote wird
heiß diskutiert – nun startet
die pyrotechnische Industrie eine
Öko-Offensive. . WIRTSCHAFT

Grüne Böller
für Silvester?
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Der Angeklagte ist bei
beiden Opfern
vorgegangen wie zuvor
auf seinen Jagdzügen.

Richter Raphael Mall
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Adventsgefühl gesanglichgeweckt
Junge Kantorei: Gut besuchtes Konzert
für Familien in St. Jakobus. ® SEITE 9

VfK 07 meldet Insolvenz an
Ringen: Unvermeidlicher Schritt /
Sponsorengelder bleiben aus. ® SEITE 11
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Verbesserung gefordert
Ausschuss: Kommunalaufsicht
macht Auflagen. ® SEITE 11

HEUTE LOKAL

Trockenschäden im
Hochzeitswäldchen
Wie die Erste Beigeordnete Ur-
sula Behrendt-Roden berichtet,
hat das Hochzeitswäldchen
nach der gemeinsamen An-
pflanzung mit den Hochzeits-
gästen den heißen Sommer
nicht überlebt. Etwa 90 % der
jungen Stileichen sind trotz
tatkräftiger Bewässerungsun-
terstützung der Feuerwehr ein-
gegangen.
® SEITE 9

Kreisverwaltung wieder
telefonisch erreichbar
Nach dem Hackerangriff auf
die Kreisverwaltung Rhein-
Pfalz-Kreis und dessen weitrei-
chende Folgen, konnte die te-
lefonische Erreichbarkeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Verwaltung nunmehr
weitestgehend wieder herge-
stellt werden. Die Telefonan-
lage ist wieder in Betrieb, so
dass die Bürgerinnen und Bür-
ger Ihre/n entsprechende/n
Ansprechpartner telefonisch
kontaktieren können.
® SEITE 11
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Lebenslang für Polizistenmörder
Wilderer erschoss zwei junge Polizisten bei Kusel – nun verurteilt ihn ein Gericht zu einer hohen Haftstrafe

KAISERSLAUTERN. Das Landge-
richt Kaiserslautern hat den 39-
jährigen Andreas S. wegen des
Mordes an zwei jungen Polizis-
ten im Januar bei Kusel zu le-
benslanger Haft verurteilt. Zu-
dem stellte der Vorsitzende
Richter Raphael Mall bei der
Urteilsverkündung am Mitt-
woch die besondere Schwere
der Schuld fest. Damit ist eine
Entlassung auf Bewährung
nach der Mindesthaftdauer von
15 Jahren praktisch ausge-
schlossen. Der Verurteilte nahm
das Urteil regungslos hin.
Am 31. Januar kontrollierten

die Polizisten Alexander K. (29)
und Yasmin B. (24) nachts auf
einer Kreisstraße bei Kusel zwei
Männer, den aus dem Saarland
stammenden Andreas S. und
Florian V., die mit einem Klein-
transporter voll illegal geschos-
sener Wildtiere am Straßenrand
parkten. Das Landgericht sah
es als erwiesen an, dass And-
reas S. während dieser Kontrol-
le das Feuer auf beide Polizis-
ten eröffnete, um die Tat der
Wilderei zu vertuschen. S. war

hoch verschuldet und finan-
zierte sein Leben weitestge-
hend mit dem Verkauf der ille-
gal geschossenen Tiere, wo-
durch das Gericht die Mord-
merkmale der Vertuschung und
der Habgier als erfüllt ansah.
20 Verhandlungstage dauerte

der Prozess, bis es zu einem
Urteil kommen konnte. And-
reas S. hatte bis zuletzt seinen
Komplizen Florian V. (33) be-
schuldigt, aus Panik das Feuer
auf die Polizisten eröffnet zu

haben. Er selbst habe lediglich
beim daraus resultierenden
Schusswechsel aus Notwehr
zurückgefeuert – und ver-
sehentlich den Polizisten Ale-
xander K. getötet. Der Vorsit-
zende Richter fand aber zu vie-
le Widersprüche in den Aussa-
gen des Hauptangeklagten und
folgte der Forderung der Staats-
anwaltschaft, die von Prozess-
beginn an Andreas S. als allei-
nigen Schützen verdächtigte.
Der Polizeikommissar Alexan-

der K. hatte 15 Schüsse aus sei-
ner Dienstwaffe abgegeben,
den Schützen aber nicht getrof-
fen.
Den neben S. angeklagten Flo-

rian V. sprach das Gericht zwar
der Mittäterschaft der gewerbs-
mäßigen Jagdwilderei schuldig.
Es sah aber von einer Strafe ab,
da er vor dem Prozess umfas-
send ausgesagt hatte. Er habe
damit zur Aufklärung beigetra-
gen. Der Mann soll sich an der
Beseitigung der Spuren beteiligt
haben, aber nicht geschossen
haben. Die Männer waren kurz
nach der Tat im Saarland fest-
genommen worden.
Mit dem Urteil gegen Andreas

S. folgte das Gericht dem An-
trag der Staatsanwaltschaft.
Diese hatte gesagt, die Tat habe
„Hinrichtungscharakter“ ge-
habt – daher liege eine beson-
dere Schwere der Schuld vor.
Die Verteidigung hatte für „ein
gerechtes Urteil“ plädiert, ohne
konkrete Forderung. Aus ihrer
Sicht war die Tat „kein Mord,
maximal Körperverletzung mit
Todesfolge“.
Bundesinnenministerin Nan-

cy Faeser (SPD) erklärte, sie
denke vor allem an die Opfer

„dieser furchtbaren Tat“. Die
rheinland-pfälzische Minister-
präsidentin Malu Dreyer (SPD)
sagte, mit dem Urteil gehe „ein
Prozess zu Ende, der zuvor-
derst die Angehörigen und
Freunde, aber auch die Kolle-
ginnen und Kollegen sehr be-
lastet hat“.

Die große Zahl der Beileidsbe-
kundungen habe gezeigt, „wie
sehr diese so brutale wie sinn-
lose Tat die Menschen bewegt
hat“, erklärte Landesinnenmi-
nister Michael Ebling (SPD).
Die rheinland-pfälzische Lan-
desvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Sabrina
Kunz, sagte: „Wir sind zufrie-
den mit dem Urteil.“ Die Polizei
habe dies erwartet und sei „er-
leichtert, dass das Gericht der
Höchststrafe gefolgt ist“.

Von StephenWeber
und Christian Matz

Neue Regeln
für Einwanderung
BERLIN (dpa). Um mehr

Arbeitskräfte nach Deutschland
zu locken, will die Bundesre-
gierung die Regeln für Einreise
und Anerkennung von Berufs-
abschlüssen vereinfachen. Ein
entsprechender Plan wurde am
Mittwoch vom Kabinett verab-
schiedet. Er sieht unter ande-
rem vor, dass anerkannte aus-
ländische Fachkräfte künftig
auch in Berufen arbeiten kön-
nen sollen, die mit ihrer Ausbil-
dung nichts oder wenig zu tun
haben. Ein Mechaniker könnte
etwa als Lagerist oder eine Poli-
zistin als Kellnerin angeworben
werden. Berufserfahrung soll
bei der Erteilung eines Arbeits-
visums stärker berücksichtigt
werden. Die Anerkennung des
im Herkunftsland erworbenen
Abschlusses muss nicht zwin-
gend vor der Einreise erfolgen.

Spannung vor
deutschem Spiel
DOHA (red). Die Spannung

ist groß vor dem deutschen Fi-
nale in Gruppe E gegen Costa
Rica (Donnerstag, 20
Uhr/ARD und MagentaTV),
das Interesse an der Fußball-
WM in Katar wird unter den
Deutschen laut YouGov-Um-
frage immer größer. Und die
Fans stehen schon mit Re-

chenschiebern und Formel-
sammlung in den Startlö-
chern. Das Bibbern und Rech-
nen haben die Australier in
Gruppe F bereits erfolgreich
hinter sich gebracht. Der Ex-
Bundesliga-Spieler Mathiew
Leckie schoss die Socceroos
am Mittwochnachmittag zum
1:0-Sieg gegen Dänemark und
damit ins Achtelfinale. Damit
ist der skandinavische Ge-
heimfavorit schon raus, ge-
nauso wie Tunesien, das Titel-
verteidiger Frankreich überra-
schend 1:0 besiegte.

Verurteilt wegen des Mordes an zwei Polizisten: Andreas S. am
Mittwoch im Gericht in Kaiserslautern. Foto: dpa

Chinesische Führung will hart durchgreifen
Kommunistische Partei sieht bei Protesten „Infiltration und Sabotage feindlicher Kräfte“ / Kritiker sprechen von einer „Gesundheitsdiktatur“

PEKING (dpa). Als Reaktion auf
die größte Protestwelle in China
seit Jahrzehnten hat die chinesi-
sche Führung ein hartes Durch-
greifen bei neuen Unruhen an-
gedroht. Die Politik- und Rechts-
kommission der Kommunisti-
schen Parteimachte „feindliche“
Elemente für die Störung der öf-
fentlichen Ordnung verantwort-
lich, wie Staatsmedien am Mitt-
woch aus einer Mitteilung zitier-
ten. Hintergrund ist der weitver-
breitete Unmut im Volk über die
harten Null-Covid-Maßnahmen,
der amWochenende zu Protest-
märschen in mehreren Millio-

nenmetropolen geführt hatte.
„Es ist notwendig, Konflikte und
Streitigkeiten rechtzeitig zu lö-
sen und zu helfen, die prakti-
schen Schwierigkeiten der Men-
schen zu bewältigen“, hieß es in
einer Stellungnahme nach einer
Sitzung der Kommission am
Vortag. „Wir müssen nach dem
Gesetz hart gegen Infiltration
und Sabotage feindlicher Kräfte
durchgreifen.“ „Kriminelle Ak-
tionen, die die soziale Ordnung
stören“, müssten verfolgt und
die gesellschaftliche Stabilität
gewahrt werden. Die Stellung-
nahme ging nicht direkt auf die

Proteste amWochenende gegen
rigorose Null-Covid-Maßnah-
men wie Lockdowns, Zwangs-
quarantäne und Massentests
ein. Doch sah der ehemalige
Chefredakteur des Parteiblatts
„Global Times“, Hu Xijin, in der
„indirekten Botschaft“ eine „kla-
re Warnung“: „Die Demonstran-
ten müssen es verstanden ha-
ben“, schrieb der linientreue
Kommentator auf Twitter.
Die rigorosen Maßnahmen der

Behörden als Reaktion auf die
bislang größte Corona-Welle in
China seit Beginn der Pandemie
vor knapp drei Jahren hatten

Proteste in Peking, Shanghai,
Guangzhou und anderen Millio-
nenstädten ausgelöst. Es waren
die größten Demonstrationen
seit der Demokratiebewegung
1989, die damals dasMilitär blu-
tig niedergeschlagen hatte.
Es herrscht eine Nachrichten-

sperre über die Proteste. Berich-
te in sozialen Medien über ver-
einzelte neue Zwischenfälle wie
im Stadtviertel Haizhu in Gu-
angzhou in Südchina wurden
von der Zensur schnell wieder
gelöscht und ließen sich nicht
unabhängig bestätigen. In Haiz-
hu war es bereits vor zwei Wo-

chen zu Aufständen von Wan-
derarbeitern der Textilwirtschaft
gegen Covid-Maßnahmen ge-
kommen.
„Xi Jinping ist es gelungen, in-

nerhalb seiner Firewall ein Sys-
tem der kommunistischen Ge-
sundheitsdiktatur zu errichten,
mit dem – unter dem Vorwand
der Gesundheitsprävention – die
Gesamtbevölkerung überwacht
und kontrolliert wird“, schrieb
der in Deutschland lebende exi-
lierte chinesische Schriftsteller
Liao Yiwu in der „Süddeutschen
Zeitung“. „Wer China überleben
will, muss kooperieren.“

In China führt die strenge Coro-
na-Politik zu den größten Pro-
testen seit Jahrzehnten. Foto: dpa

Über Feuerwerksverbote wird
heiß diskutiert – nun startet
die pyrotechnische Industrie eine
Öko-Offensive. . WIRTSCHAFT

Grüne Böller
für Silvester?
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Der Angeklagte ist bei
beiden Opfern
vorgegangen wie zuvor
auf seinen Jagdzügen.

Richter Raphael Mall
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Adventsgefühl gesanglichgeweckt
Junge Kantorei: Gut besuchtes Konzert
für Familien in St. Jakobus. ® SEITE 9

VfK 07 meldet Insolvenz an
Ringen: Unvermeidlicher Schritt /
Sponsorengelder bleiben aus. ® SEITE 11
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Verbesserung gefordert
Ausschuss: Kommunalaufsicht
macht Auflagen. ® SEITE 11
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Trockenschäden im
Hochzeitswäldchen
Wie die Erste Beigeordnete Ur-
sula Behrendt-Roden berichtet,
hat das Hochzeitswäldchen
nach der gemeinsamen An-
pflanzung mit den Hochzeits-
gästen den heißen Sommer
nicht überlebt. Etwa 90 % der
jungen Stileichen sind trotz
tatkräftiger Bewässerungsun-
terstützung der Feuerwehr ein-
gegangen.
® SEITE 9

Kreisverwaltung wieder
telefonisch erreichbar
Nach dem Hackerangriff auf
die Kreisverwaltung Rhein-
Pfalz-Kreis und dessen weitrei-
chende Folgen, konnte die te-
lefonische Erreichbarkeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Verwaltung nunmehr
weitestgehend wieder herge-
stellt werden. Die Telefonan-
lage ist wieder in Betrieb, so
dass die Bürgerinnen und Bür-
ger Ihre/n entsprechende/n
Ansprechpartner telefonisch
kontaktieren können.
® SEITE 11
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Mehrheit hält an Masken fest
Bevölkerung laut Umfrage gegen Ende der Corona-Maßnahmen / Politik streitet weiter

BERLIN (dpa). Die Mehrheit
der Menschen in Deutschland
lehnt einer Umfrage zufolge
eine sofortige Abschaffung al-
ler Maßnahmen gegen das Co-
ronavirus ab. In einer Befra-
gung des Meinungsfor-
schungsinstituts YouGov im
Auftrag der Deutschen Presse-
Agentur sprechen sich 52 Pro-
zent gegen ein bundesweites
Ende der Maskenpflicht in öf-
fentlichen Verkehrsmitteln
zum jetzigen Zeitpunkt aus.
Fast zwei Drittel (64 Prozent)
der Befragten sagen, die Pan-
demie sei für sie noch nicht
vorbei.

Aus Union kommt
Unterstützung für die FDP

YouGov befragte 2041 in
Deutschland lebende Men-
schen zwischen dem 21. und
23. Dezember – also kurz be-
vor der Virologe Christian
Drosten die Pandemie für
überwunden erklärte. Der
Wissenschaftler heizte damit
in der Ampel-Koalition den
Streit wieder an, ob die wegen
Corona eingeführten Masken-
und die Isolationspflichten fal-

len sollen. Der FDP-Justizmi-
nister Marco Buschmann ist
dafür, SPD-Gesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach ist da-
gegen. Eine Einigung ist nicht
in Sicht.
Führende Unions-Politiker

unterstützen die FDP-Forde-
rung nach einem Ende der
Maßnahmen. „Alle noch ver-
bliebenen Grundrechtsein-
schränkungen müssen aufge-
hoben werden, auch die Mas-
kenpflicht in Bussen und Bah-

nen ist nicht mehr zu rechtfer-
tigen“, sagte CDU-Generalse-
kretär Mario Czaja dem Re-
daktionsnetzwerk Deutsch-
land . Auch CSU-Generalsekre-
tär Martin Huber forderte in
den Zeitungen der Medien-
gruppe Bayern: „Die Masken-
pflicht im Fernverkehr muss
jetzt fallen. Es ist nicht erklär-
bar, warum die Maskenpflicht
in Flugzeugen nicht mehr gilt,
im ICE aber schon.“ Die Bevöl-
kerung sieht die aktuelle Lage

anders. Insgesamt sprachen
sich nur 41 Prozent für ein so-
fortiges Ende der Masken-
pflicht im öffentlichen Fern-
und Nahverkehr aus. 27 Pro-
zent meinen dagegen, die
Pflicht sollte erst im Laufe des
Jahres 2023 fallen. 25 Prozent
wünschen sich sogar, dass
noch das ganze nächste Jahr
Masken in Bussen und Bahnen
getragen werden müssen. Für
Fernzüge und Fernbusse ist bis
zum 7. April eine FFP2-Mas-
kenpflicht gesetzlich festge-
schrieben, die aber früher ge-
kippt werden könnte. Beim
Nahverkehr haben die Länder
freie Hand. Bayern und Sach-
sen-Anhalt haben die Masken-
pflicht bereits gekippt, in
Schleswig-Holstein läuft sie
zum Jahresende aus.
Die sofortige Abschaffung

der Isolationspflicht für Infi-
zierte befürworten in der Um-
frage nur 32 Prozent. 29 Pro-
zent wünschen sich das erst
für das kommende Jahr. 31
Prozent der Befragten sind da-
für, dass die Quarantäneregeln
mindestens bis Ende nächsten
Jahres gelten. Auch hier sind
die Bundesländer am Zuge.

Bayern, Hessen, Baden-Würt-
temberg, Schleswig-Holstein
und Rheinland-Pfalz haben
sich bereits von der Isolations-
pflicht verabschiedet.
Nur für rund jeden Dritten

(31 Prozent) in Deutschland ist
die Pandemie Geschichte, 23
Prozent meinen dagegen, dass
sie erst im Laufe des Jahres
2023 enden wird. 41 Prozent
rechnen sogar damit, dass sie
auch 2023 noch nicht aufhört.
Nur unter den Wählern der
AfD sind die Befürworter einer
Abschaffung aller Corona-
Maßnahmen in der Mehrheit.

Viele haben sich
mit dem Virus infiziert

In Deutschland hat sich fast
die Hälfte der Bevölkerung
nach eigenen Angaben bisher
nicht mit dem Coronavirus in-
fiziert. Laut der YouGov-Um-
frage gaben 46 Prozent der Be-
fragten an, sich einmal (39
Prozent) oder mehrfach (7
Prozent) infiziert zu haben.
Ebenfalls 46 Prozent sagen, sie
seien von dem Virus verschont
geblieben. 8 Prozent machen
keine Angaben.

Gasspeicher
füllen sich wieder
BONN (dpa). Dank der milden

Temperaturen füllen sich die
Gasspeicher in Deutschland
wieder. Zum siebten Mal in Fol-
ge meldete der europäische
Gasspeicherverbande GIE am
Donnerstag einen Anstieg der
Füllstände. Demnach waren die
Speicher am Dienstag zu 88,84
Prozent gefüllt – ein Plus von
0,22 Prozentpunkten zum Vor-
tag. Für die Bundesnetzagentur
ist dies allerdings kein Anlass
zur Entwarnung. Die Lage sei
weiterhin angespannt. Nach
Angaben der Aufsichtsbehörde
lag der Gasverbrauch in der 51.
Kalenderwoche zwar 23,8 Pro-
zent unter dem durchschnittli-
chen Verbrauch der letzten vier
Jahre und 37,4 Prozent unter
der Vorwoche. Doch sei dies
zum großen Teil auf das milde
Wetter zurückzuführen.

„Unverändert
ernst“

ROM (epd). Der erkrankte
emeritierte Papst Benedikt
XVI. befindet sich laut Vatikan
weiter in einer ernsten Verfas-
sung. Der 95-jährige Benedikt
habe in der vergangenen Nacht
zwar gut geschlafen und sei
nun absolut klar und aufmerk-
sam, sagte Vatikansprecher
Matteo Bruni am Donnerstag
laut dem kirchlichen Nachrich-
tenportal „Vatican News“. Sein
Gesundheitszustand bleibe
aber ernst, wenn auch stabil.
Bruni betonte, dass Papst

Franziskus seinen Gebetsauf-
ruf für seinen Vorgänger be-
kräftige. Bei der Generalau-
dienz am Mittwoch im Vatikan
hatte Franziskus zum Gebet
für Benedikt aufgerufen. „Den-
ken wir an ihn, er ist sehr
krank, bitten wir den Herrn,
dass er ihn tröste und ihn
unterstütze bei diesem Zeugnis
der Liebe gegenüber der Kirche
– bis zum Ende“, sagte das
amtierende Kirchenoberhaupt.
Benedikt XVI. stand von 2005
bis 2013 an der Spitze der ka-
tholischen Weltkirche. Nach
acht Jahren als Pontifex ver-
zichtete er 2013 überraschend
auf das Papstamt.

Für die Mehrheit der Bevölkerung ist die Pandemie noch nicht vor-
bei. Deswegen befürworten viele Menschen weiterhin die bislang
geltenden Regelungen zur Maskenpflicht. Foto: dpa

Schwere Angriffe auf die Ukraine
Allein in Kiew waren am Donnerstag rund 40 Prozent der Menschen ohne Strom

KIEW/MOSKAU (dpa). Kurz
vor Beginn der Silvester- und
Neujahrsfeiern hat Russland
mit Drohnen- und Raketenan-
griffen in der Ukraine erneut
schwere Zerstörungen ange-
richtet. Allein in der Haupt-
stadt Kiew fing die Flugabwehr
16 Raketen ab, wie Behörden
am Donnerstag mitteilten.
Trotzdem gab es Schäden
durch herabfallende Raketen-
trümmer. Neben Kiew trafen
die Angriffe, die vor allem der
Energie-Infrastruktur galten,
auch den Westen, den Osten
und den Süden der Ukraine.

Bei dieser nun zehnten Welle
seit Oktober, als die Attacken
zur Zerstörung von Energiean-
lagen begannen, wurden nach
Angaben des Präsidentenbüros
mehr als 120 Raketen abge-
feuert. Sie seien von der „bö-
sen russischen Welt“ abge-
schossen worden, um die
wichtige Infrastruktur zu zer-
stören und massenhaft Zivilis-
ten zu töten, schrieb Präsiden-
tenberater Mychajlo Podoljak
bei Twitter. Im ganzen Land
wurde Luftalarm ausgelöst.
Der ukrainische Generalstab
berichtete später, es handelte

sich um die schwersten Rake-
tenangriffe seit dem 16. De-
zember, als Russland das Land
ebenfalls massiv von Bombern
aus der Luft und von Kriegs-
schiffen im Schwarzen Meer
beschossen hatte. Präsident
Wolodymyr Selenskyj hatte in
Kiew seit Tagen vor drohenden
neuen Attacken gewarnt. Russ-
land wolle damit die Vorberei-
tungen auf die Neujahrsfeiern
stören.
Allein in der Hauptstadt Kiew

waren am Donnerstag rund 40
Prozent der Verbraucher ohne
Strom, wie Bürgermeister

Klitschko sagte. Die Energie-
versorger hätten wegen des
Luftalarms Sicherheitsvorkeh-
rungen getroffen, sie arbeite-
ten nun daran, die Stromver-
sorgung wieder herzustellen,
sagte er.
Nach dem Einsatz der ukrai-

nischen Flugabwehr gegen rus-
sische Angriffe berichtete das
Nachbarland Belarus über den
Fund einer Rakete auf seinem
Staatsgebiet. In der Ukraine
sind die Sorgen groß, dass
Russland von Belarus aus
einen neuen Angriff starten
könnte.

Russland überzieht die Ukraine erneut mit schweren Raketenan-
griffen. Menschen suchen Schutz in U-Bahn-Stationen. Foto: dpa

Die schnelle Mahlzeit in der Mittagspause zum Abholen in einer Mehrweg- oder Einwegver-
packung? Das sollen Kunden ab dem 1. Januar selbst entscheiden können. . WIRTSCHAFT

In was darf es sein?
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Laufen in gewohntemModus
LC Schifferstadt: Gewohnte Strecken für
Sportbegeisterte an Silvester. ® SEITE 7

Neujahrskonzert im Dom
Bläserensemble und Domorganist
begrüßen das neue Jahr. ® SEITE 9
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Chancen: Freiflächen-Photovoltaik
Rhein-Pfalz-Kreis: Herausforderungen
für den Naturschutz. ® SEITE 9
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Ab Januar 2023: Werte in
der Rentenversicherung
ändern sich
In der gesetzlichen Rentenver-
sicherung ändern sich ab Jah-
resbeginn 2023 wichtige
Werte. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze in der allgemei-
nen Rentenversicherung steigt
2023 auf monatlich 7 300 oder
jährlich 87 600 Euro. Wer
mehr verdient, zahlt nur bis
zu dieser Grenze Beiträge zur
Rentenversicherung.
® SEITE 9
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267,80 Euro 
Textteil 
533,00 Euro

2-spaltig 80 mm 
Anzeigenteil 
164,80 Euro 
Textteil 
328,00 Euro

2-spaltig 50 mm 
Anzeigenteil 
103,00 Euro 
Textteil 
205,00 Euro

Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.

ANZEIGENFORMATE

2-spaltig = 89,90 mm – Beispiele
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3-spaltig 480 mm 
Anzeigenteil 
1483,20 Euro 
Textteil 
2952,00 Euro

3-spaltig 140 mm 
Anzeigenteil 
432,60 Euro 
Textteil 
861,00 Euro

3-spaltig 80 mm 
Anzeigenteil 
247,20 Euro 
Textteil 
492,00 Euro

3-spaltig 50 mm 
Anzeigenteil 
154,50 Euro 
Textteil 
307,50 Euro

Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.

ANZEIGENFORMATE

3-spaltig = 136,92 mm – Beispiele
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4-spaltig 200 mm 
Anzeigenteil 
824,00 Euro 
Textteil 
1640,00 Euro

4-spaltig 130 mm 
Anzeigenteil 
535,60 Euro 
Textteil 
1066,00 Euro

4-spaltig 85 mm 
Anzeigenteil 
350,20 Euro 
Textteil 
697,00 Euro

4-spaltig 60 mm 
Anzeigenteil 
247,20 Euro 
Textteil 
492,00 Euro

Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.

ANZEIGENFORMATE

4-spaltig = 183,941 mm – Beispiele
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ANZEIGENFORMATE

Ganze Seite 
7-spaltig 480 mm 
3.460,80 Euro

Halbe Seite 
7-spaltig 240 mm 
1730,40 Euro

Streifenanzeige 
7-spaltig 100 mm 
Anzeigenteil 
721,00 Euro 
Textteil 
1435,00 Euro

Streifenanzeige 
7-spaltig 80 mm 
Anzeigenteil 
576,80 Euro 
Textteil 
1148,00 Euro

Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.

7-spaltig = 325 mm – Beispiele
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ONLINE-WERBEBANNER

Ab sofort können Sie auch online beim Schifferstadter Tagblatt werben!

Unsere Seite www.schifferstadter-tagblatt.de erfreut sich großer Beliebtheit.  
In 2023 hatten wir über 100.000 Besucher mit total 700.000 Aufrufen.

Nutzen Sie deshalb unsere aktuellen Einführungsangebote für einen Top-Werbebanner oder einen  
seitlichen Banner. 

TOP-BANNER* (1068 x 200 Pixel)

 1 Monat 120,– Euro 

 3 Monate 280,– Euro 

 6  Monate 550,– Euro 

 12 Monate 740,– Euro

SEITLICHER BANNER* (320 x 250 Pixel)

 1 Monat 100,– Euro 

 3 Monate 200,– Euro 

 6  Monate 440,– Euro 

 12 Monate 630,– Euro

ANSPRECHPARTNER

Susanne Geier
06235/92690
anzeigen@schifferstadter-tagblatt.de
www.schifferstadter-tagblatt.de

Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.
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NEWSLETTER-WERBUNG

Sie haben ferner die Möglichkeit, in einem unserer Newsletter einen 
Werbebanner zu schalten. 

Es stehen Ihnen hierzu verschiedene Varianten zur Verfügung.

Variante 1 
Platzierung Ihres Werbebanners im wöchentlichen  
Amtsblatt-Newsletter oder im Wochenend-Newsletter
   40,– Euro*

Variante 2 
Platzierung Ihrer Werbung für einen Monat im wöchentli-
chen Amtsblatt-Newsletter oder im Wochenend-Newsletter 
(4 Schaltungen)  120,– Euro* 

Variante 3 
Platzierung Ihrer Werbung für eine Woche im Amtsblatt-
Newsletter (mittwochs) und im Wochenend-Newsletter (frei-
tags) 2 Schaltungen  60,– Euro*

Variante 4 
Dauer-Platzierung Ihrer Werbung für ein Jahr (52 Mal) in 
einem der beiden Newsletter  
(Ersparnis 35%)  1280,– Euro*

Variante 5 
Dauer-Platzierung Ihrer Werbung für ein halbes Jahr  
(26 Mal)   660,– Euro*

Variante 6 
Zusatz-Option „Newsletter-Platzierung“: Sie schalten eine 
normale Printanzeige zum regulären Anzeigenpreis im 
Schifferstadter Tagblatt und buchen die Zusatzoption  
Newsletter für 1 Newsletter  30,– Euro* 
für 2 Newsletter   40,– Euro*

Weitere Frequenzen auf Anfrage möglich. Gerne gestalten 
wir Ihnen Ihre Werbebanner – sprechen Sie uns an.
info@schifferstadter-tagblatt.de – Telefon 06235/92690

*Alle Preise netto zzgl. 19% MwSt.
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
für Anzeigen und Fremdbeilagen

1. „Anzeigenauftrag“ im Sinn der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung einer oder mehrerer 
Anzeigen eines Werbungstreibenden oder sonstigen Inserenten in einer Druckschrift zum Zweck der Verbreitung. 
2. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber unbeschadet etwaiger weiterer 
Rechtspflichten den Unterschied zwischen dem gewährten und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Verlag zu erstatten. 
Die Erstattung entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höherer Gewalt im Risikobereich des Verlags beruht. 
3. Textteil-Anzeigen sind Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an den Text und nicht an andere Anzeigen angrenzen. Anzeigen, die im Lokalteil 
platziert sind (redaktionelles Umfeld). Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als Anzeigen erkennbar sind, werden als solche 
vom Verlag mit dem Wort „Anzeige“ deutlich kenntlich gemacht. 
4. Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach Vorlage eines Musters der Beilage und dessen Billigung bindend. Beilagen, die durch Format 
oder Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der Zeitung oder Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen enthalten, werden nicht 
angenommen. Die Ablehnung eines Auftrags wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt. 
5. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwandfreier Druckunterlagen oder der Beilagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für 
erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. 
Der Verlag gewährleistet die für den belegten Titel übliche Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen gegebenen Möglichkeiten.
6. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zahlungs-
minderung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, aber nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Lässt der Verlag 
eine ihm hierfür gestellte, angemessene Frist verstreichen oder ist die Ersatzanzeige erneut nicht einwandfrei, so hat der Auftraggeber ein Recht auf 
Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrags. 
Schadenersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung sind – auch bei tele-
fonischer Auftragserteilung – ausgeschlossen. Schadenersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung und Verzug sind beschränkt auf Ersatz des 
vorhersehbaren Schadens und auf das für die betreffende Anzeige oder Beilage zu zahlende Entgelt. Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit des Verlegers, seines gesetzlichen Vertreters und seines Erfüllungsgehilfen. 
Im kaufmännischen Geschäftsverkehr haftet der Verlag darüber hinaus auch nicht für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsgehilfen; in den übrigen 
Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für grobe Fahrlässigkeit auf den vorhersehbaren Schaden bis zur Höhe des betreffenden Anzeigen-
entgelts beschränkt. Reklamationen müssen – außer bei nicht offensichtlichen Mängeln – innerhalb von vier Wochen nach Eingang von Rechnung 
und Beleg geltend gemacht werden.
7. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten 
Probeabzüge. Der Verlag berücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersendung des Probeabzuges gesetzten Frist mit-
geteilt werden.
8. Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Berechnung 
zugrunde gelegt.
9. Zahlungsbedingungen: Innerhalb 7 Tagen nach Rechnungserhalt netto Kasse.  Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die Rech-
nung sofort, möglichst aber 14 Tage nach Veröffentlichung der Anzeige übersandt. 
Die Rechnung ist innerhalb der aus der Preisliste ersichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufenden Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen 
Fall eine andere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. 
10. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen sowie die Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere 
Ausführung des laufenden Auftrags bis zur Bezahlung zurückstellen und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Zahlungsverzug 
sind Verzugszinsen zu zahlen. 
Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers ist der Verlag berechtigt, auch während der Laufzeit eines Anzeigen-
abschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrags 
und von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen.
11. Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen digitalen Anzeigenbeleg. Je nach Art und Umfang des Anzeigenauftrags werden An-
zeigenausschnitte, Belegseiten oder vollständige Belegnummern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine 
rechtsverbindliche Bescheinigung des Verlags über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige.
12. Kosten für die vom Auftraggeber gewünschten oder zu vertretenden erheblichen Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der 
Auftraggeber zu tragen.
13. Bei Chiffreanzeigen wendet der Verlag für die Verwahrung und rechtzeitige Weitergabe der Angebote die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns an. Einschreibe- und Eilbriefe auf Chiffreanzeigen werden nur auf dem normalen Postweg weitergeleitet. 

Die Eingänge auf Chiffreanzeigen werden vier Wochen aufbewahrt. Zuschriften, die in dieser Frist nicht abgeholt sind, werden vernichtet. Wertvolle 
Unterlagen sendet der Verlag zurück, ohne dazu verpflichtet zu sein. 
Dem Verlag kann einzelvertraglich als Vertreter das Recht eingeräumt werden, die eingehenden Angebote anstelle und im erklärten Interesse des 
Auftraggebers zu öffnen. Briefe, die das zulässige Format DIN A4 (Gewicht: 20 g) überschreiten, sowie Waren-, Bücher-, Katalogsendungen und 
Päckchen sind von der Weiterleitung ausgeschlossen und werden nicht entgegengenommen. Eine Entgegennahme und Weiterleitung kann dennoch 
ausnahmsweise für den Fall vereinbart werden, dass der Auftraggeber die dabei entstehenden Gebühren/Kosten übernimmt.
14. Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet drei Monate 
nach Ablauf des Auftrags.
15. Erfüllungsort ist der Sitz des Verlags. Gerichtsstand ist der Sitz des Verlags. Soweit Ansprüche des Verlags nicht im Mahnverfahren geltend ge-
macht werden, bestimmt sich der Gerichtsstand bei Nichtkaufleuten nach deren Wohnsitz. 
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers, auch bei Nichtkaufleuten, zum Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt oder hat 
der Auftraggeber nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Gesetzes verlegt, ist als 
Gerichtsstand der Sitz des Verlags vereinbart.
Zusätzliche Geschäftsbedingungen des Verlages
a) Der Verlag wendet bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeigentexte die geschäftsübliche Sorgfalt an, haftet jedoch nicht, wenn er vom Auf-
traggeber irregeführt oder getäuscht wird.
b) Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für den Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der für die Insertion zur Verfügung gestellten Text- und 
Bildunterlagen. Dem Auftraggeber obliegt es, den Verlag von Ansprüchen Dritter freizustellen, die diesen aus der Ausführung des Auftrages, auch 
wenn er nicht rechtzeitig sistiert wurde, gegen den Verlag erwachsen. Der Verlag ist nicht verpflichtet, Aufträge und Anzeigen daraufhin zu prüfen, 
ob durch sie Rechte Dritter beeinträchtigt werden. Erscheinen nicht rechtzeitig sistierte Anzeigen, so stehen auch dem Auftraggeber daraus keine 
Ansprüche gegen den Verlag zu. Der Auftraggeber hält den Verlag auch von allen Ansprüchen aus Verstößen gegen das Urheberrecht frei.
c) Abbestellungen oder Änderungen müssen schriftlich oder fernschriftlich erfolgen und spätestens zum Anzeigenschluss der betreffenden Ausgabe 
dem Verlag vorliegen. Bei Abbestellung einer Anzeige kann der Verlag die entstandenen Satzkosten berechnen.
d) Fälle höherer Gewalt wie auch Arbeitskampfmaßnahmen entbinden den Verlag von der Verpflichtung auf Erfüllung von Aufträgen und Leistung 
von Schadenersatz.
e) Platzierungsangaben werden als Platzierungswünsche bearbeitet. Eine auftragsbindende Wirkung haben sie nur dann, wenn sie schriftlich be-
stätigt werden. Maßgebend sind jedoch immer die aktuellen zeitungskonzeptionellen, umbruchtechnischen und produktionsbedingten Vorgaben 
und Möglichkeiten sowie das bestehende Rubrizierungssystem.
f) Der Verlag behält sich das Recht vor, für besondere Werbeformen oder Auftragsbedingungen sowie für Anzeigen in Sonderbeilagen oder Kol-
lektiven Sonderpreise und Sonderformate entsprechend den besonderen Gegebenheiten zu vereinbaren.
g) Der Verlag kann für Anzeigen, die in Themen-Kollektiven erscheinen, von der Preisliste abweichende Preise vereinbaren, die auch anteilige Kosten 
für thematisch unterstützende redaktionell gestaltete Beiträge enthalten können. In einem solchen Fall werden die entsprechenden Beiträge oder die 
gesamte Veröffentlichung als „Anzeige“ gekennzeichnet.
h) Bei Anzeigen- und Beilagenaufträgen, für die schriftliche oder mündliche Abbuchungsvollmacht erteilt wurde, ist der mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung erstellte Abbuchungsbeleg Bestandteil der Anzeigenrechnung. 
Originalbelege können nur gegen Berechnung geliefert werden.
i) Die Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden 
an die Preisliste des Verlags zu halten. Die vom Verlag gewährte Mittlungsvergütung darf an die Auftraggeber weder ganz noch teilweise weiter-
gegeben werden.
j) Durch Erteilung eines Anzeigenauftrags verpflichtet sich der Auftraggeber, die Kosten der Veröffentlichung einer Gegendarstellung, die sich auf 
tatsächliche Behauptungen der veröffentlichten Anzeige bezieht, zu tragen, und zwar nach Maßgabe des jeweils gültigen Anzeigentarifs. Die 
Kostenübernahme einer Gegendarstellung kann nicht mit der Begründung abgelehnt werden, diese sei rechtlich unzulässig, es sei denn, der Auf-
traggeber erklärt sich für den Fall einer gerichtlichen Auseinandersetzung bereit, die etwaigen Prozesskosten dem Verlag zu erstatten. Gleichzeitig 
stellt der Auftraggeber den Verlag auch von etwaigen sonstigen Ansprüchen Dritter frei.
k) Datenschutz: Gemäß § 26 Bundesdatenschutzgesetz weisen wir darauf hin, dass im Rahmen der Geschäftsbeziehungen die erforderlichen 
Kunden- und Lieferantendaten mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung gespeichert werden.
p) Sollten zur Verfügung gestellte Vorlagen zusätzlich reprotechnische Arbeiten erforderlich machen, werden die dafür anfallenden Kosten in 
Rechnung gestellt.
m) Sonderveröffentlichungen, deren Bestandteile Fremdanzeigen enthalten, können nur über Werbeagenturen in Auftrag gegeben werden.
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TECHNISCHE VORAUSSETZUNGEN: PROSPEKTBEILAGEN 

1. Format: 

Mindestformat: DIN A 6 (105 x 148 mm), Maximalformat: Höhe 350 x Breite 240 mm. Der geschlossene Rücken bzw. Falz muss sich auf 
der Längsseite (350 mm) befinden. Die Distanz vom Rücken (Falz) aus darf also nicht mehr als 240 mm betragen. Abweichende Formate auf 
Anfrage. Nur möglich durch Übersendung eines Prospektmusters zur vorherigen Prüfung bis spätestens 8 Werktage vor Erscheinungstermin. 

2. Einzelblätter: 

Format DIN A 6 Papiergewicht mind. 170 g/m2. Format größer als DIN A 6 bis DIN A 4, Flächengewicht mind. 140 g/m2. Größere Formate 
Papiergewicht mind. 60 g/m2 sind auf eine Größe im Bereich DIN A 4 (210 x 297 mm) zu falzen. Mehrfachabzüge möglich. 

3. Mehrseitige Beilagen: 

Beilagen im jeweils möglichen Maximalformat müssen einen Mindestumfang von 8 Seiten haben. Bei geringerem Umfang (4 und 6 Seiten) ist 
ein Papiergewicht von mindestens 120 g/m2 erforder- lich oder diese Beilagen sind nochmals zu falzen. 

4. Aufgeklebte Karten auf Prospekten: 

Alle aufgeklebten Karten müssen die Verklebung parallel zur geschlossenen Seite aufweisen und nicht quer aufgeklebt sein. Idealerweise weist 
die Karte an jeder Ecke einen Klebepunkt auf. 

5. Falzarten: 

Gefalzte Beilagen müssen im Kreuzbruch, Wickel- oder Mittelfalz verarbeitet sein. Mehrseitige Prospekte im Format größer als DIN A 5 (148 
x 210 mm) müssen den Falz an der langen Seite aufweisen. 

6. Beschnitt: Alle Beilagen müssen rechtwinklig und formatgleich geschnitten sein. Beilagen dürfen am Schnitt keine Verblockung durch stumpfe 
Messer oder Klebereste aufweisen. 

7. Anlieferungszustand: 

Voraussetzung: Die Beilagen dürfen nicht lagenweise umreift sein. Die unverschränkten, kantengeraden Lagen sollen eine Höhe von 100 mm 
aufweisen. Zu frische Druckfarbe führt zu zusammengeklebten Seiten. Stark elektrostatisch aufgeladene oder feucht gewordene Beilagen 
können nicht verarbeitet werden. Beilagen mit umgeknickten Ecken (Eselsohren) bzw. Kanten, Quetschfalten oder solche mit verlagertem (run-
dem) Rücken sind ebenfalls nicht verarbeitbar. Bitte von Prospektanlieferungen in einzelnen Kartons absehen, da dies mit Mehrkosten für die 
Druckerei verbunden ist. Die Druckerei behält sich vor diese Mehrkosten an den Kunden weiter zu berechnen. 

8. Palettierung: 

Jede Palette deutlich von vorne (seitlich) und oben sichtbar mit einer Palettenkarte kennzeichnen. Die Palettenkarte hat folgende Informationen 
zu enthalten: Name der Beilage, Erscheinungstag, Objekt, Anzahl der Exemplare je Palette. 

9. Annahme: 

Beilagen, die nicht genau zugeordnet werden können, 80 werden abgelehnt. Dies gilt insbesondere bei Post-Kurier-Anlieferungen. Die zusätz-
lichen Kosten gehen dabei zu Lasten des Versenders 

10. Lieferung: 

Beilagen ohne Lieferschein werden nicht angenommen. Beilagen sind kostenfrei frei Bordsteinkante anzuliefern. Der Verlag und die Druckerei 
sind nicht verpflichtet, die Anzahl der gelieferten Prospekte zu überprüfen. 

ALLGEMEINE HINWEISE 

Letzter Rücktrittstermin: 

Jeweils am Vortag, 11 Uhr. 
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR DAS  
WERBEGESCHÄFT IN DIGITALEN MEDIEN
1.  Werbeauftrag 
 (1) „Werbeauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Schaltung eines Werbe-

mittels  oder mehrerer Werbemittel in Informations- und Kommunikationsdiensten, insbesondere dem Internet, zum Zwecke der Verbrei-
tung. 

 (2) Für den Werbeauftrag gelten ausschließlich die Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie die Preisliste des Anbieters, die einen we-
sentlichen Vertragsbestandteil bildet. Die Gültigkeit etwaiger Allgemeiner Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder sonstiger Inse-
renten ist, soweit sie mit diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht übereinstimmen, ausdrücklich ausgeschlossen. Bei Aufträgen für 
Werbeschaltungen, die sich auf Online-Medien und andere Medien beziehen, gelten die jeweiligen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
für das betreffende Medium entsprechend. 

2.  Werbemittel 
 (1) Ein Werbemittel im Sinne dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen kann zum Beispiel aus einem oder mehreren der genannten 

Elemente bestehen: 
•  aus einem Bild und/oder Text, aus Tonfolgen und/oder Bewegtbildern (u. a. Banner), 
• aus einer sensitiven Fläche, die bei Anklicken die Verbindung mittels einer vom Auftraggeber genannten OnlineAdresse zu weiteren 

Daten herstellt, die im Bereich des Auftraggebers liegen (z. B. Link). 
 2) Werbemittel, die aufgrund ihrer Gestaltung nicht als solche erkennbar sind, werden als Werbung deutlich kenntlich gemacht. 

3.  Vertragsschluss 
 (1) Vorbehaltlich entgegenstehender individueller Vereinbarungen kommt der Vertrag grundsätzlich durch schriftliche oder durch E-Mail 

erfolgende Bestätigung des Auftrags zustande. Auch bei mündlichen oder fernmündlichen Bestätigungen liegen die Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen zugrunde. 

 (2) Soweit Werbeagenturen Aufträge erteilen, kommt der Vertrag im Zweifel mit der Werbeagentur zustande, vorbehaltlich anderer 
schriftlicher Vereinbarungen. Soll ein Werbetreibender Auftraggeber werden, muss er von der Werbeagentur namentlich benannt wer-
den. Die Anbieter sind berechtigt, von den Werbeagenturen einen Mandatsnachweis zu verlangen.

 (3) Werbung für Waren oder Leistungen von mehr als einem Werbungtreibenden oder sonstigen Inserenten innerhalb eines Werbeauf-
tritts (z. B. Banner-, Pop-up-Werbung...) bedürfen einer zusätzlichen schriftlichen oder durch E-Mail geschlossenen Vereinbarung. 

4.  Abwicklungsfrist 
 Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht des Auftraggebers zum Abruf einzelner Werbemittel eingeräumt, so ist der Auftrag innerhalb 

eines Jahres seit Vertragsabschluss abzuwickeln. 

5.  Auftragserweiterung 
 Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der vereinbarten bzw. der in Ziffer 4 genannten Frist unter dem Vorbehalt vor-

handener Kapazität auch über die im Auftrag genannte Menge hinaus weitere Werbemittel abzurufen. 

6.  Nachlasserstattung 
 (1) Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Anbieter nicht zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet etwaiger 

weiterer Rechtspflichten, den Unterschiedsbetrag zwischen dem gewährten und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nach-
lass dem Anbieter zu erstatten. 

 (2) Der Auftraggeber hat, wenn nichts anderes vereinbart, rückwirkend Anspruch auf den seiner tatsächlichen Abnahme von Werbe-
mitteln innerhalb eines Jahres entsprechenden Nachlass, wenn er zu Beginn der Frist einen Vertrag abgeschlossen hat, der aufgrund der 
Preisliste zu einem Nachlass von vornherein berechtigt. Der Anspruch auf den Nachlass erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf der Jahresfrist geltend gemacht wird. 

7.  Datenanlieferung 
 (1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, ordnungsgemäße, insbesondere dem Format oder technischen Vorgaben der Anbieter entsprechen-

de Werbemittel rechtzeitig vor Schaltungsbeginn anzuliefern. 
 (2) Die Pflicht des Anbieters zur Aufbewahrung des Werbemittels endet drei Monate nach seiner letztmaligen Verbreitung. 
 (3) Kosten des Anbieters für vom Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende Änderungen des Werbemittels hat der Auftraggeber zu 

tragen. 

8. Chiffrewerbung 
 (1) Für den Fall, dass Chiffrewerbung geschaltet werden kann, werden die Eingänge vier Wochen aufbewahrt oder gespeichert. Zuschrif-

ten, die in dieser Zeit nicht abgeholt oder abgerufen wurden, werden vernichtet bzw. gelöscht. 
 (2) Briefe, die das zulässige Format DIN A 4 (Gewicht 50 g) überschreiten, sowie Waren-, Bücher-, Katatogsendungen und Päckchen 

werden nicht entgegengenommen. Eingehende E-Mails werden nur bis zu einer Datenmenge von 300 Kilobyte pro E-Mail weitergeleitet. 

9.  Ablehnungsbefugnis 
 (1) Der Anbieter behält sich vor, Werbeaufträge – auch einzelne Abrufe im Rahmen eines Abschlusses – abzulehnen bzw. zu sperren 

oder zu löschen, wenn 
•  deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche Bestimmungen oder die guten Sitten verstößt oder 
•  deren Inhalt vom Deutschen Werberat in einem Beschwerdeverfahren beanstandet wurde oder 
•  deren Veröffentlichung für den Anbieter wegen des Inhalts, der Herkunft oder aus Gründen der Ethik oder der technischen Form und/

oder nach dem gewollten Erscheinungsbild des Anbieters nicht beabsichtigt bzw. unzumutbar ist. 
 (2) Insbesondere kann der Anbieter ein bereits veröffentlichtes Werbemittel zurückziehen, wenn der Auftraggeber nachträglich Änderun-

gen der Inhalte des Werbemittels selbst vornimmt oder die Daten nachträglich verändert werden, auf die durch einen Link verwiesen wird 
und hierdurch die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt werden. 

10.  Rechtegewährleistung 
 (1) Der Auftraggeber gewährleistet, dass er alle zur Schaltung des Werbemittels erforderlichen Rechte besitzt. Der Auftraggeber stellt den 

Anbieter im Rahmen des Werbeauftrags von allen Ansprüchen Dritter frei, die wegen der Verletzung gesetzlicher Bestimmungen entstehen 
können. Ferner wird der Anbieter von den Kosten zur notwendigen Rechtsverteidigung freigestellt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den 
Anbieter nach Treu und Glauben mit Informationen und Unterlagen bei der Rechtsverteidigung gegenüber Dritten zu unterstützen. 

 (2) Der Auftraggeber überträgt dem Anbieter sämtliche für die Nutzung der Werbung in Online-Medien aller Art, einschließlich Internet, 
erforderlichen urheberrechtlichen Nutzungs-, Leistungsschutz- und sonstigen Rechte, insbesondere das Recht zur Vervielfältigung, Verbrei-
tung, Übertragung, Sendung, Entnahme aus einer Datenbank und Abruf, und zwar zeitlich und inhaltlich in dem für die Durchführung des 
Auftrags notwendigen Umfang. Vorgenannte Rechte werden in allen Fällen örtlich unbegrenzt übertragen und berechtigen zur Schaltung 
mittels aller bekannten technischen Verfahren sowie aller bekannten Formen der Online-Medien. 

11.  Gewährleistung des Anbieters 
 (1) Der Anbieter gewährleistet im Rahmen der vorhersehbaren Anforderungen eine dem jeweils üblichen technischen Standard entspre-

chende, bestmögliche Wiedergabe des Werbemittels. Dem Auftraggeber ist jedoch bekannt, dass es nach dem Stand der Technik nicht 
möglich ist, ein von Fehlern vollkommen freies Programm zu erstellen. Die Gewährleistung gilt nicht für unwesentliche Fehler. Ein unwesent-
licher Fehler in der Darstellung der Werbemittel liegt insbesondere vor, wenn er hervorgerufen wird 
• durch die Verwendung einer nicht geeigneten Darstellungssoft- und/oder Hardware (z. B. Browser) oder 
• durch Störung der Kommunikationsnetze anderer Betreiber 
• durch Rechnerausfall aufgrund Systemversagens 
•  durch unvollständige und/oder nicht aktualisierte Angebote auf sog. Proxies (Zwischenspeichern) 
oder 
• durch einen Ausfall des Ad-Servers, der nicht länger als 24 Stunden (fortlaufend oder addiert) innerhalb von 30 Tagen nach Beginn 

der vertraglich vereinbarten Schaltung andauert. Bei einem Ausfall des Ad-Servers über einen erheblichen Zeitraum (mehr als 10 Pro-
zent der gebuchten Zeit) im Rahmen einer zeitgebundenen Festbuchung entfällt die Zahlungspflicht des Auftraggebers für den Zeitraum 
des Ausfalls. Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 



Damit Sie wissen, was Schifferstadt bewegt!

 (2) Bei ungenügender Wiedergabequalität des Werbemittels hat der Auftraggeber Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine ein-
wandfreie Ersatzwerbung, jedoch nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck des Werbemittels beeinträchtigt wurde. Bei Fehlschlagen oder 
Unzumutbarkeit der Ersatzwerbung hat der Auftraggeber ein Recht auf Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrags. 

 (3) Sind etwaige Mängel bei den Werbungsdaten nicht offenkundig, so hat der Auftraggeber bei ungenügender Veröffentlichung keine 
Ansprüche. Das Gleiche gilt bei Fehlern in wiederholten Werbeschaltungen, wenn der Auftraggeber nicht rechtzeitig vor Veröffentlichung 
der nächstfolgenden Werbeschaltung auf den Fehler hinweist. 

 (4) Kein Fehler liegt vor, wenn die beanstandete Darstellung durch die Verwendung einer nicht geeigneten Internet-Software (so genann-
ter Browser) hervorgerufen wird. Der Verlag übernimmt keine Gewährleistung der Funktionsfähigkeit von Kommunikationsnetzen fremder 
Betreiber. Keine Gewährleistung wird übernommen bei einem Rechnerausfall der Internet-Provider, auf deren Rechner das Online-Portal 
des Verlages präsentiert wird sowie für unvollständige oder nicht aktualisierte Angebote auf so genannten Proxyservern kommerzieller 
Online-Dienste. 

12.  Leistungsstörungen 
 Fällt die Durchführung eines Auftrags aus Gründen aus, die der Anbieter nicht zu vertreten hat (etwa softwarebedingt oder aus anderen 

technischen Gründen), insbesondere wegen Rechnerausfalls, höherer Gewalt, Streik, aufgrund gesetzlicher Bestimmungen, Störungen 
aus dem Verantwortungsbereich von Dritten (z. B. anderen Providern), Netzbetreibern oder Leistungsanbietern oder aus vergleichbaren 
Gründen, so wird die Durchführung des Auftrags nach Möglichkeit nachgeholt. Bei Nachholung in angemessener und für den Auftrag-
geber zumutbarer Zeit nach Beseitigung der Störung bleibt der Vergütungsanspruch des Anbieters bestehen. 

13.  Haftung 
 (1) Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, Verschulden bei Vertragsschluss und unerlaubter Handlung bestehen 

nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit des Anbieters, seines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen. Dies gilt nicht für die Haftung für zugesi-
cherte Eigenschaften und für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten; im letzten Fall ist die Haftung auf den vorhersehbaren Schaden 
beschränkt. Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung und Verzug sind bei leichter Fahrlässigkeit beschränkt auf Ersatz 
des vorhersehbaren Schadens. 

 (2) Bei grober Fahrlässigkeit des einfachen Erfüllungsgehilfen ist die Haftung gegenüber Unternehmern dem Umfang nach auf den vor-
hersehbaren Schaden beschränkt. Dies gilt nicht für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 

 (3) Im Fall höherer Gewalt erlischt jede Verpflichtung seitens des Verlages auf Erfüllung von Aufträgen und auf Leistung von Schadens-
ersatz. Insbesondere wird auch kein Schadensersatz für nicht verbreitete Online-Werbemittel geleistet. Bei unverschuldeten Betriebsstö-
rungen oder Eingriffen durch höhere Gewalt und dergleichen hat der Verlag Anspruch auf die volle Bezahlung des Online-Werbemittels. 

14.  Preisliste 
 (1) Es gilt die im Zeitpunkt der Auftragserteilung im Internet veröffentlichte Preisliste. Gegenüber Unternehmen bleibt eine Änderung vor-

behalten. Für vom Anbieter bestätigte Aufträge sind Preisänderungen allerdings nur wirksam, wenn sie vom Anbieter mindestens einen 
Monat vor Veröffentlichung des Werbemittels angekündigt werden. Im Falle einer Preiserhöhung steht dem Auftraggeber ein Rücktritts-
recht zu. Das Rücktrittsrecht rnuss innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Mitteilung über die Preiserhöhung ausgeübt werden. 

 (2) Nachlässe bestimmen sich nach der jeweils gültigen Preisliste. Werbeagenturen und sonstige Werbemittler sind verpflichtet, sich in 
ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an die Preislisten des jeweiligen Anbieters zu halten.

15.  Zahlungsverzug 
 (1) Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen und Einziehungskosten berechnet. Der Anbieter kann bei Zahlungsverzug die 

weitere Ausführung des laufenden Auftrags bis zur Zahlung zurückstellen und für die restliche Schaltung Vorauszahlung verlangen. 
 (2) Objektiv begründete Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers berechtigen den Anbieter, auch während der Laufzeit des 

Vertrages, das Erscheinen weiterer Werbemittel ohne Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des 
Betrages und von dem Ausgleich offenstehende Rechnungsbeträge abhängig zu machen. 

16.  Kündigung 
 Kündigungen von Werbeaufträgen müssen schriftlich oder per E-Mail erfolgen. Nutzt der Auftraggeber die Möglichkeit der Deaktivie-

rung seines Online-Werbemittels, so ist gleichwohl das volle Auftragsentgelt zu zahlen. 

17.  Informationspflichten des Anbieters 
 Soweit nichts anderes vereinbart ist, obliegt es dem Anbieter, innerhalb von zehn Werktagen nach Ausführung des Auftrags folgende 

Informationen für den Auftraggeber zum Abruf bereitzuhalten: 
• die Zahl der Zugriffe auf das Werbemittel 
• die Ausfallzeit des Ad-Servers, soweit sie eine zusammenhängende Stunde überschreitet. 

18.  Datenschutz 
 Der Werbeauftrag wird unter Berücksichtigung der geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen abgewickelt. 

19.  Erfüllungsort/Gerichtsstand 
 Erfüllungsort ist der Sitz des Anbieters. Im Geschäftsverkehr mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder bei öffent-

lich-rechtlichem Sondervermögen ist bei Klagen Gerichtsstand der Sitz des Anbieters. Soweit Ansprüche des Anbieters nicht im Mahn-
verfahren geltend gemacht werden, bestimmt sich der Gerichtsstand bei Nicht-Kaufleuten nach deren Wohnsitz. Es gilt deutsches Recht. 
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers, auch bei Nicht-Kaufleuten, im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt 
oder hat der Auftraggeber nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Gesetzes 
verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Anbieters vereinbart, wenn der Vertrag schriftlich geschlossen wurde. 

20. Salvatorische Klausel 
 (1) Sollte eine der vorstehenden Klauseln rechtsunwirksam sein oder werden, so soll die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen unan-

getastet bleiben. Die unwirksame Bestimmung soll durch eine Bestimmung ersetzt werden, die dem wirtschaftlich Gewollten am nächsten 
kommt. 

 (2) Für die Abwicklung eines Online-Werbemittelauftrages sind ausschließlich diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen maßgeblich. 


